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Daten und Fakten
Die hier genannten Daten und Informationen wurden der Zusatzstudie „Studieren mit Behinderung/chro-
nischen Erkrankungen“ der Studierenden-Sozialerhebung 2011 entnommen. Auch die hier verwendeten 
Definitionen beziehungsweise Begriffe wurden aus derselben übernommen.

Studierende mit studienerschwerenden Beeinträchtigung(en)
Nach eigenen Angaben leiden 12 Prozent aller Studierenden an einer oder mehreren studienerschw-
erenden Beeinträchtigung(en). Dies umfasst chronische, psychische und sonstige Krankheiten sowie 
Teilleistungsstörungen wie zum Beispiel Legasthenie oder Lernstörungen, sowie Behinderung(en). Hoch-
gerechnet ergibt das 36.490 betroffene Studierende.

Quelle: IHS 2012, Studierende mit Behinderungen und chronischen Erkrankungen.

Abbildung 20: Berufsbegleitendes bzw. Vollzeit-FH-Studium

Anteil an Studierenden, die sich selbst als „Studierende mit Behinderung“ bezeichnen
Der Anteil an Studierenden, die angeben eine Behinderung zu haben, ist äußerst gering. So geben nur 1,1 
Prozent aller Studierenden an, sich selbst als Studierende mit Behinderung zu sehen. Unter den Stud-
ierenden, die angeben an einer studienerschwerenden Beeinträchtigung zu leiden, sind es 7,3 Prozent. 

Herkunftsbundesland und Unterschiede in der Gesamtverteilung
Bei einer genaueren Betrachtung zeigt sich, dass aus bestimmten Bundesländern vermehrt Studierende 
mit bestimmten Behinderungen kommen. Exemplarisch hierfür fällt auf, dass aus Salzburg weniger Stud-
ierende mit Sehbeeinträchtigung(en) kommen, aus der Steiermark allerdings überdurchschnittlich viele. 
Das erlaubt unter Umständen die Einschätzung, dass sehbeeinträchtigte SchülerInnen in der Steiermark 
bedarfsorientierter gefördert werden und besser im Schulsystem integriert sind.
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Sichtbare und nicht sichtbare Beeinträchtigung(en)
Nur fünf Prozent der Betroffenen geben an, dass ihre Beeinträchtigungen unmittelbar ersichtlich sind. 
Zwei Drittel gehen jedoch davon aus, dass ihre Beeinträchtigung nicht ohne Umstände ersichtlich ist. 

Beeinträchtigungsformen

Quelle: IHS 2012, Studierende mit Behinderungen und chronischen Erkrankungen.

Abbildung 21: Beeinträchtigungsformen von Studierenden

Der Behindertenpass und die Bekanntgabe von Beeinträchtigung(en)
Oft befürchten Studierende Nachteile im Erwerbsleben und auch an der Hochschule, wenn sie einen 
Behindertenpass vorlegen, obwohl der Grad ihrer Beeinträchtigung(en) mit über 50 Prozent bemessen 
wird. Dies und die Angst vor Stigmatisierung geben 53 Prozent der Betroffenen als Begründung für das 
Nichtbeantragen des Passes an. 

Des Weiteren sagen 78 Prozent der Betroffenen, dass sie es bevorzugen, wenn an der Hochschule so 
wenige wie möglich von ihrer/ihren Beeinträchtigung(en) wissen und für weitere 10 Prozent gilt dies zu-
mindest zum Teil. Betroffen sind vor allem Studierende mit stärkeren Beeinträchtigungen. 

Versuche mit Schwierigkeiten im Studienalltag umzugehen
47 Prozent der Studierenden mit Problemen aufgrund ihrer Beeinträchtigung(en) haben nicht versucht 
ihre Lage zum Positiven zu verändern. Ganze 32 Prozent haben die jeweilige Lehrveranstaltung abge-
brochen, davon  überdurchschnittlich häufig Studierende mit psychischen Beeinträchtigung(en). Nur ein 
Viertel hat die Lehrveranstaltungsleitung um Rat gebeten. Immerhin noch fünf Prozent haben sich an die 
ÖH und 1,3 Prozent an die/den BehindertenbeauftrageN gewandt.
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schwierigkeiten im studienalltag

Quelle: IHS 2012, Studierende mit Behinderungen und chronischen Erkrankungen.

Abbildung 22: schwierigkeiten im studienalltag
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Probleme von Studierenden mit 
Behinderung(en) / Beeinträchtigungen

Einleitend muss bemerkt werden, dass dieser Problemaufriss keinerlei Anspruch auf Vollständigkeit er-
hebt. Ein solcher könnte wohl auch schwer erfüllt werden, weil die vorliegenden Probleme dafür zu man-
nigfaltig und unterschiedlich sind. So ergibt sich aus der Heterogenität der einzelnen Studierendengrup-
pen eine Vielfalt an unterschiedlichen Nachteilen, Hindernissen und Bedürfnissen. Im Allgemeinen fehlt 
es jedoch an ausreichenden Maßnahmen zum Ausgleich von Nachteilen für die Betroffenen, von  denen 
sie auch tatsächlich profitieren, damit ihnen die Möglichkeit eingeräumt wird, ein Studium zu beginnen 
und erfolgreich zu absolvieren.

Informationsstand vor Studienbeginn 
Es fehlt ein breites, barrierefreies und bedarfsorientiertes Informationsangebot, das schon an Schül-
erInnen und MaturantInnen herangetragen wird. Ein solches würde verhindern, dass viele potentielle 
Studierende Schwierigkeiten damit haben, überhaupt in Erfahrung zu bringen, dass es spezielle Bera-
tungsangebote und teils auch finanzielle Förderungen  für sie gibt und ein Studienabschluss für sie trotz 
ihrer Behinderung(en) beziehungsweise Beeinträchtigung(en) möglich wäre. 

Zulassung und Eignung
Die Probleme beginnen für StudienanfängerInnen meist schon bei der Anmeldung an der jeweiligen 
Hochschule. So stellt sich für sie gleich zu Beginn die wichtige Frage, ob und vor allem auch wie und wo 
sie ihre Beeinträchtigung(en)/Behinderung(en) und deren Grad (z.B. 30, 50, 70%) angeben, oder ob sie 
diese lieber verschweigen. Viele Betroffene entscheiden sich für zweiteres, die vorhandenen Regelungen 
zum Nachteilsausgleich der Studierenden basieren aber auf deren Bekanntgabe. 

Studierende, die eine Behinderung bei der Anmeldung bekannt geben, werden an vielen Hochschulen von 
Zulassungsverfahren wie der Studieneingangsphase oder diversen Eignungsprüfungen freigestellt. Für die-
jenigen, die das nicht tun, stellt die Zulassung eine schwer überwindbare Hürde dar, an der bereits einige 
scheitern. Besonders schwierig gestaltet sich hier vor allem die Situation an den Pädagogischen Hoch-
schulen, weil gerade dort Studierende mit Behinderung(en)/Beeinträchtigung(en) gar nicht erst zu den 
Eignungsprüfungen zugelassen werden, also schon von vornherein vom Studium ausgeschlossen werden.  

Infrastruktur
Die bauliche Substanz unserer Hochschulen ist gespickt mit Barrieren und Hürden: beispielsweise zu 
schmale Türen oder fehlende Rampen beziehungsweise Lifte, um Treppen und Stufen überwindbar zu 
machen. Hier ist unweigerlich der Einsatz größerer finanzieller Mittel erforderlich – wohl ein Hauptgrund 
dafür, dass die Frist für diese Umbauten im Nationalen Aktionsplan auf 2020 verschoben wurde. 

Darüber hinaus sind auch kleinere Ergänzungen von Nöten, die mit geringerem Kostenaufwand Schritt für 
Schritt umgesetzt werden können. So führt unzureichende Beleuchtung in Gängen und Stiegenhäusern 
für Menschen mit Sehbeeinträchtigung(en) zu Orientierungsproblemen und stellt eine Gefahrenquelle 
dar. Gefahrenquellen können auch nicht gekennzeichnete Gegenstände sein, die unerwartet auf Gängen 
oder Toiletten stehen, in etwa Putzkübel oder Leitern. 

Des Weiteren sind noch nicht alle Hörsäle und Unterrichtsräume mit Lautsprechern und Mikrofonen aus-
gestattet, dabei wäre das für Menschen mit Hörbeeinträchtigungen essentiell und auch für das Gros der 
Studierenden eine Erleichterung bei der Teilnahme an einer Lehrveranstaltung. 

Stockwerke, Räume und Bedienelemente in Liften sind an Hochschulen meist nicht mit einer tastbaren 
Kennzeichnung versehen. Bei Bedienelementen in Liften und zum Beispiel auch Türklinken kommt noch 
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erschwerend hinzu, dass diese oft in einer Höhe angebracht sind, die nicht für alle erreichbar ist. Auch 
mangelt es an ertastbaren Raumplänen, die zumindest im Eingangsbereich der jeweiligen Hochschulge-
bäude vorhanden sein müssen. 

Auch die mangelnde Bereitstellung von Vorlesungs-Übertragungen kann als Beispiel genannt werden 
und erschwert den Studienfortschritt für Studierende, die aufgrund motorischer und/oder psychischer 
Beeinträchtigung(en) den Studienort nur schwer erreichen. Weiters stehen zu wenige Lehrveranstaltungs-
materialien zum Download bereit, dies stellt für Studierende, die während der Vorlesung nicht alles im 
vollen Maße hören, sehen oder verschriftlichen können, eine Barriere dar. 

Gehörlose Studierende, die GebärdensprachendolmetscherInnen benötigen, um Lehrveranstaltungen fol-
gen zu können, sind aufgrund des erheblichen Aufwandes und finanzieller Zusatzkosten benachteiligt. 
Einzelne Projekte wie „GESTU - gehörlos erfolgreich studieren“ an der Technischen Universität Wien, 
das vom Verein VÖGS initiiert wurde, feiern zwar große Erfolge, sind bisher aber auf einzelne Hochschul-
standorte beschränkt. 

Solange nicht an jeder Hochschule GebärdensprachendolmetscherInnen, Mitschrifthilfen und persön-
liche Assistenzen zur Verfügung stehen, sondern Studierende diese selbst organisieren und bezahlen 
müssen, ist es ihnen nicht möglich im gesetzlich verankerten Ausmaß von 30 ECTS pro Semester zu 
studieren. Das gleiche gilt für Blindenarbeitsplätze, wo die digitale Aufbereitung von Textvorlagen erfolgt, 
die nicht barrierefrei sind. Nach der Bearbeitung werden die Unterlagen zur Verfügung gestellt. Erschw-
erend kommt aber hinzu, dass die Dauer der Bearbeitung von der Verfügbarkeit der Unterlagen und den 
Kapazitäten der MitarbeiterInnen abhängig ist. 

An den meisten Hochschulen gibt es keine Rückzugsmöglichkeiten für Studierende. Das ist insbesondere 
für Studierende mit psychischen Beeinträchtigung(en) ein großes Problem, für die entsprechende Räume 
eine Notwendigkeit darstellen können, um sich in einem geschützten Umfeld wieder sammeln zu können. 
Auch DiabetikerInnen, die sich regelmäßig Insulin spritzen müssen, und alle anderen, die in regelmäßi-
gen Abständen Medikamente einnehmen müssen, könnten davon profitieren. 

Nicht alle Unterrichtsräume und vor allem Computerräume sind mit unterfahrbaren Tischen versehen. 
Dadurch ist die Arbeit in diesen Räumen für RollstuhlfahrererInnen nur eingeschränkt möglich.

Abschließend ist es wichtig zu betonen, dass die nicht diätetische Kennzeichnung von Speisen in der 
Mensa ein Grund dafür ist, dass nicht alle dieses günstigere Angebot wahrnehmen können und so die 
ohnehin höheren Lebensmittelausgaben für diejenigen, die sich streng diätetisch ernähren müssen, noch 
weiter ansteigen.

Zeitbudget
Auch beim Zeitbudget sind viele benachteiligt. So ist es beispielsweise Studierenden mit motorischen 
Behinderung(en)/Beeinträchtigung(en) oder Sehbeeinträchtigung(en) schlichtweg nicht möglich innerh-
alb von kurzen Pausen von einem Raum oder Gebäude zum anderen zu gelangen. Die Vorbereitung für 
Lehrveranstaltungen und Prüfungen dauert länger, wenn der Stoff erst speziell aufbereitet werden muss, 
die Prüfungsdichte ermöglicht oft keine Pausen. Erschwerend kommt hinzu, dass durch die Zusatzb-
elastung aufgrund von Beeinträchtigung(en) auch Erschöpfung früher einsetzt, beim Lernen wie auch in 
Prüfungen.

Lehrmaterialien
Power Point Folien, die im Hochschulalltag gerne verwendet werden, unterliegen keiner Normierung 
bezüglich Schriftgröße und Farbe. Hier wäre es wichtig, eine Normierung festzulegen, die Standards für 
eine ausreichende Lesbarkeit dieser Materialien setzt. 

Zusätzlich benötigen unter anderem ÖGS-DolmetscherInnen und persönliche Assistenzen die Lehrmate-
rialien früh genug, um sich angemessen vorbereiten zu können.
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Lehrende
Große Probleme entstehen außerdem aufgrund der mangelnden Bereitstellung von Lerninhalten und 
Unterrichtsmaterialien seitens der Lehrenden. Die besonderen Bedürfnisse von Studierenden, die ÖGS-
DolmetscherInnen oder persönliche Assistenzen benötigen, wie auch von Studierenden, die Probleme 
beim Verfassen von Mitschriften haben, erfordern dies jedoch. Ansprüche auf geistiges Eigentum seitens 
der Lehrenden können hierbei häufig ein Hindernisgrund sein, ein Entgegenkommen des Lehrkörpers 
wäre in solchen Fällen angebracht. Oft fehlt es den Lehrenden an den nötigen Informationen in Be-
zug auf den Umgang mit den Bedürfnissen von Studierenden mit Behinderung(en) beziehungsweise 
Beeinträchtigung(en). Eine breite Bereitstellung von Informationen zu diesen Themen kann Lehrende 
dabei unterstützen, in diesen Fällen adäquat zu reagieren und den Hochschulalltag für alle konstruktiver 
zu gestalten.

Beratungsangebot
Laut der Zusatzstudie der Studierenden-Sozialerhebung kennen lediglich 12 Prozent aller Studierenden 
mit Beeinträchtigung(en)/Behinderung(en) die Behindertenbeauftragten an ihrer Hochschule. Weiters ge-
ben 10 Prozent an, dass es die entsprechende Ansprechperson gar nicht gibt, oder ihnen deren Existenz 
nicht bekannt ist. Nur ein Viertel, derer, die wissen, dass es die Behindertenbeauftragten gibt, sagen, 
sie haben sich nicht an den/die Behindertenbeauftragte gewandt, weil sie dachten dieseR sei nicht für 
sie zuständig bzw. sie hätten in diesem Zusammenhang nicht an die Möglichkeit gedacht, sich dorthin 
zu wenden. 

Bedarfsorientierte Beratung und ein präsentes Informationsangebot ist unter diesen Bedingungen nur 
schwer umzusetzen. 

Das Beratungsangebot der „Psychologischen Studentenberatung“ kann vielen Menschen mit psychis-
chen oder Mehrfachbeeinträchtigung(en)/Behinderung(en) das Studieren erleichtern. Es besteht allerd-
ings nicht an allen Hochschulstandorten und das Budget ist beschränkt, weshalb das Angebot begrenzt 
ist und nicht allen Studierenden ausreichend Hilfestellung geboten wird.3

Partizipation
Die Notwendigkeit der Partizipation von Betroffenen zeigt sich im Besonderen bei der Umsetzung von 
Maßnahmen zum Nachteilsausgleich. So wurde beispielsweise bei der Implementierung eines Blinden-
leitsystems im „Neuen Institutsgebäude“ (NIG) der Universität Wien zwar hohes Engagement bewiesen, 
eine inklusive Hochschule zu schaffen, allerdings wurde beispielsweise nicht daran gedacht, dieses graue 
Blindenleitsystem auf dem grauen Boden des NIG farblich auch so hervorzuheben, dass es auch für Men-
schen mit Sehbeeinträchtigung(en) sichtbar ist. 

Wäre den Studierenden die Möglichkeit eingeräumt worden, sich noch vor der Umsetzung einzubringen 
und wären die Anliegen der Betroffenen mit Sehbeeinträchtigung miteinbezogen worden, so hätten auch 
sie davon profitieren können. 

Die Möglichkeit der Partizipation – sei es im alltäglichen Studienleben oder im Rahmen freiwilliger Tuto-
rien und Lesekreise, die neben den Pflichtlehrveranstaltungen angeboten werden könnten, kann außer-
dem das Erkennen der eigenen Fähigkeiten, Begabungen und Talente der Studierenden fördern. Dies ist 
sowohl für die Sozialisierung im Hochschulumfeld als auch für das Selbstwertgefühl der Studierenden 
dienlich.

Anwesenheitspflicht
Im Besonderen hat die Zahl der Studierenden mit psychischen Erkrankungen in den letzten Jahren gra-
vierend zugenommen. Diese Erkrankungen sind für Andere nicht sichtbar oder erkennbar und werden 
von den betroffenen Studierenden meist nur ungern angegeben – vor allem wenn es sich um stärkere 

3 ÖH-Helpline: http://www.oeh.ac.at/studierenleben/soziales-und-geld/helpline/
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Beeinträchtigung(en) handelt. Gerade diese Gruppe von Studierenden würde von einem flexibleren, 
weniger verschulten Hochschulsystem stark profitieren, weil starre Anwesenheitszeiten in Lehrveranstal-
tungen, bestimmte Prüfungsmodalitäten und Leistungsdruck für sie schwerer wiegen als für gesunde 
Studierende. Die engen Vorgaben erfordern ein straffes Zeitmanagement. Dem nachzukommen, ist vielen 
nicht möglich.

Arbeiten in Gruppen
Ängste führen oft dazu, dass das Arbeiten in Gruppen und das Referieren vor anderen für Studierende mit 
Behinderung(en)/Beeinträchtigung(en) zur Qual wird. Auch Mobbing, Ausgrenzung, sexualisierte Überg-
riffe und Machtmissbrauch ist leider immer noch ein Thema an den Hochschulen. Die Sensibilisierung 
der HochschulmitarbeiterInnen und Lehrenden für diese Themen, wie auch für psychische Erkrankun-
gen, die daraus entstehen können, würde vieles vereinfachen. 

Im Fall von Exkursionen im Rahmen einer Lehrveranstaltung ist es nicht immer allen möglich, teilzuneh-
men. Auch das stellt eine Diskriminierung für die betroffenen Studierenden dar.

Praktika
Eine weitere große Hürde stellen die Bewerbung und Absolvierung von Pflichtpraktika dar, die im Cur-
riculum verankert sind und ohne die der Studienabschluss nicht möglich ist. Bei der Bewerbung stel-
len Unsicherheiten der Betroffenen und Angst davor, sich selbst nicht positiv präsentieren zu können, 
häufige Probleme dar. Hier liegt die erste Barriere oft schon beim Vorstellungsgespräch. Während des 
Praktikums ergeben sich wiederum Probleme aus der Doppelbelastung von Arbeit und Studium und dem 
hohen zeitlichen Leistungsausmaß, das sich daraus ergibt. 

Freiwillige Praktika, die von immer mehr Studierenden absolviert werden, um Arbeitserfahrungen zu 
sammeln und die von ArbeitergeberInnen inzwischen meist vorausgesetzt werden, werden von diesen 
Studierendengruppen oft nicht absolviert. Dies benachteiligt sie noch zusätzlich am Arbeitsmarkt.

Schwierigkeiten, die sich im Zusammenhang mit internationaler Mobilität ergeben, sowie das Thema 
der finanziellen Absicherung werden jeweils in den Kapiteln Internationationalisierung & Mobilität und 
Soziale Absicherung behandelt. 
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Maßnahmen und Forderungen 
Es muss jeder Studentin und jedem Studenten, unabhängig davon, welchen Barrieren sie oder er ge-
genübersteht und unabhängig von der Hochschule, an der sie oder er studieren möchte, möglich sein, 
mind. 60 ECTS im Jahr oder mind. 30 ECTS pro Semester erfolgreich absolvieren zu können. 

Die vielseitigen Probleme, denen Studierende mit Behinderungen an Österreichs Hochschulen ge-
genübertreten, sind auf unterschiedliche Ursachen zurückzuführen. Zum einen gehen die Strukturen an 
den Hochschulen oft an den Interessen beeinträchtigter Studierender vorbei, weil sie weder barrierefrei 
sind noch Partizipations- und Feedbackmöglichkeiten für Betroffene erlauben oder nicht den Standards 
entsprechen. Zum anderen wirkt sich die strukturelle Mangelwirtschaft, die an Österreichs Hochschulen 
betrieben wird, auch massiv auf den Bereich der Barrierefreiheit aus, weshalb es gerade hier zu groben 
Defiziten kommt.

Zielsetzung
Das Ziel der hier genannten konkreten Maßnahmen und Forderungen ist die Schaffung eines inklusiven 
Hochschulraums in Österreich. Studierende mit Behinderung(en) bzw. Beeinträchtigng(en) sind im ös-
terreichischen Hochschulsystem nach wie vor strukturell benachteiligt. Zur Etablierung eines inklusiven 
tertiären Bildungssektors müssen diese Benachteiligungen erst ausgeglichen werden. 

Leitprinzipien
Um das Ziel des inklusiven tertiären Bildungssektors und die Beseitigung der im Rahmen unserer Arbe-
itsgruppe und darüber hinaus identifizierten Probleme zu erreichen, orientieren sich alle unsere Forder-
ungen an vier Kriterien, die in jedem Fall erfüllt sein müssen. Nur durch die Verwirklichung dieser vier 
Leitlinien kann das Ziel eines barrierefreien tertiären Bildungssektors nachhaltig erreicht werden:

•	 Information: Sowohl Studierende als auch solche, die es gerne werden wollen, benötigen Information, 
um ihr Hochschulstudium bestreiten zu können. Derzeit wird diese nur unzureichend oder nicht bar-
rierefrei bereitgestellt. Dass viele der Studierenden mit Behinderung(en)/ Beeinträchtigung(en) nicht 
über ihre Rechte Bescheid wissen, ist nur ein Beispiel dafür. Eine permanente Informationsdiffusion 
für Studierende, SchülerInnen wie auch Lehrende ist daher der unbedingt notwendige Grundstein 
der Umsetzung einer barrierefreien Hochschule. 

•	 Professionalisierung: Ohne professionelle Aufbereitung kann Barrierefreiheit für Studierende mit 
Beeinträchtigung(en) bzw. Behinderung(en) nicht umgesetzt werden. Lehrmaterialien, die ohne das 
nötige Know-How aufbereitet werden, können von den Studierenden nicht genutzt werden, weil sie 
nicht identifiziert werden können. Nur eine Professionalisierung der zuständigen Stellen kann sol-
chen Mängeln vorbeugen. 

•	 Standardisierung: Eine weitere wesentliche Voraussetzung zur Barrierefreiheit ist die Etablierung von 
Standards. Nationale wie internationale Normen, die sich bewährt haben, müssen jedenfalls befolgt 
werden. Ansonsten besteht die Gefahr, dass manche Gruppen benachteiligt werden oder keine aus-
reichende Verbesserung des Status Quo erzielt werden kann. 

•	 Partizipation: Viele der Fehlentwicklungen und Probleme im derzeitigen Hochschulsystem lassen 
sich auf nicht vorhandene Partizipationsmöglichkeiten für betroffene Studierende zurückführen. 
Ein Einbeziehen aller Betroffenen ist daher unerlässlich. Unter der Prämisse, einen inklusiven 
Hochschulraum schaffen zu wollen, muss Partizipation und damit Teilhabe unbedingt verwirklicht 
werden. 

Auf diesen vier Kriterien basierend schlagen wir einen Maßnahmenkatalog vor, der zu einer strukturellen 
Änderung der derzeitigen Situation von aktiven und potentiellen Studierenden führt. Diese Maßnah-
men betreffen sowohl die Bundesebene als auch die einzelnen Hochschulen selbst und sind unbedingt 
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notwendig, um eine Situation im österreichischen Hochschulraum zu schaffen, die Studierenden mit 
Behinderung(en) bzw. Beeinträchtigung(en) eine gerechte Teilhabe an Bildung ermöglicht. 

Anschließend an die Vorstellung und Implementierung dieser Struktur wird des Weiteren noch ein Set 
an Forderungen dargelegt, welches die identifizierten Probleme direkt adressiert und somit auf unmit-
telbare Verbesserungen abzielt. Es ist jedoch wichtig herauszustreichen, dass diese Forderungen zwar 
die unmittelbaren Probleme lindern, ein inklusiver Hochschulraum im Endeffekt aber nur mit Hilfe der 
vorgeschlagenen Neustrukturierung erreicht werden kann. 

Maßnahmen
Um die strukturellen Defizite im Bereich der Barrierefreiheit nachhaltig zu beseitigen und damit Inklu-
sion zu schaffen, muss die Idee der Behindertenbeauftragten an den Hochschulen überdacht und unter 
Berücksichtigung der Leitprinzipien neu strukturiert werden. Die Anforderungen an die Beauftragten 
sind de facto zu hoch, denn in Anbetracht der Zahl der Betroffenen können die vielseitigen Leistung-
sansprüche nicht von Einzelpersonen bewältigt werden. Auch im Sinne der Partizipation Betroffener 
schlagen wir deshalb eine Neustrukturierung, bestehend aus zwei Säulen auf den beiden Ebenen Bund 
und Hochschule vor: 

Sowohl auf der Ebene des Bundes als auch auf der Ebene der Hochschule müssen jeweils eine Service-
stelle und ein Kontrollgremium errichtet werden. Während die Servicestelle als eine Art Dienstleistung-
seinrichtung anzusehen ist, hat das Kontrollgremium eine Monitoring-Funktion gegenüber der Service-
stelle. Das Zusammenwirken dieser beiden Säulen auf den beiden Ebenen Bund und Hochschule kann 
die derzeitigen Probleme aushebeln, deren erneute Entstehung verhindern, trägt dem gestiegenen Bedarf 
Rechnung, orientiert sich an der Heterogenität der Barrieren und kann zudem gleichzeitig Partizipation 
für viele schaffen, ohne dabei auf Professionalität verzichten zu müssen. 

Hochschulkonferenz
Die Errichtung einer eigenen Arbeitsgruppe „Barrierefreie Hochschule“ wird als unerlässlich angesehen, 
weil nur hier in Kooperation mit Hochschul- und StudierendenverterterInnen ein stringentes und sinnvoll 
umsetzbares Konzept mit dem Ziel eines inklusiven Hochschulraums erarbeitet werden kann. 

Die genaue Ausarbeitung, Zusammensetzung, Größe und Einrichtung der beiden Säulen Servicestelle 
und Kontrollgremium – hochschulintern sowie bundesweit – muss in dieser Arbeitsgruppe „Barrierefreie 
Hochschule“ der Hochschulkonferenz geschehen. Die grundsätzliche Struktur sowie die Anforderungen 
an diese beiden Säulen werden im Folgenden beschrieben: 

Servicestelle – Beschreibung der Idee und Anforderungsprofil
Als zentraler Teil der Hochschulverwaltung wird eine Servicestelle eingeführt, deren Angestelltenzahl sich 
einerseits an der Größe der Hochschule orientiert, die sich andererseits aber im Sinne des Zieles, mehr 
Möglichkeiten der Teilhabe zu schaffen, nicht nach der derzeitigen Anzahl betroffener Studierender rich-
ten kann. Unabhängig von der Größe der jeweiligen Hochschule werden mindestens zwei MitarbeiterIn-
nen vorgesehen, je nach Anzahl an Studierenden muss die Angestelltenzahl nach einem zu definierenden 
Maßstab erhöht werden. Die Anzahl der MitarbeiterInnen für die bundesweite Serviceeinrichtung muss 
ebenso ausreichend hoch kalkuliert werden, sodass die ihr zugewiesenen Aufgaben sowohl zeitgerecht als 
auch professionell umgesetzt werden können. 

Die MitarbeiterInnen der Servicestellen müssen über entsprechende Qualifikationen verfügen, die es 
ihnen erlauben, die ihnen zugewiesenen Aufgaben professionell umzusetzen. Um dies zu gewährleisten, 
wird ein Bewerbungsverfahren festgeschrieben, welches ein Hearing beim jeweiligen Gremium an der 
Hochschule verpflichtend vorsieht. Nur durch die Zustimmung des Gremiums kann ein Anstellungsver-
hältnis beschlossen werden.
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Servicestelle an den Hochschulen
Der hochschulinternen Servicestelle werden jedenfalls folgende Aufgaben zugewiesen, weitere können je 
nach Bedarf jederzeit hinzukommen: 

Rechtliche und inhaltliche Beratung
•	 Rechtliche Beratung von Studierenden in Grundfragen 

•	 Beratung für das gesamte Hochschulpersonal 

Informationsdiffusion
•	 Koordination und Organisation der Vernetzung von Studierenden, mindestens zwei Mal pro Semester 

•	 Aufarbeitung und Weitergabe von Information für Lehrende, betroffene wie auch nicht oder potenziell 
betroffene Studierende 

•	 Organisation eines Erstsemestrigentutoriums für Studierende mit Beeinträchtigung(en)/
Behinderung(en)

•	 Erstellung eines barrierefreien und bedarfsgerechten Infosheets (Papierform und digital), das bei 
der barrierefreien Erstinskription ausgehändigt wird, das über die bestehenden Beratungsangebote 
informiert

•	 Informationen für potentielle Studierende zu hochschulspezifischen Inhalten

Zugang zu Bildung und Unterlagen
•	 Koordination und Bereitstellung notwendiger Assistenz und technischer Hilfsmittel, sowie Hilfestel-

lung und Vermittlung beim Zugang dazu

Fachliche Leitung der Aufbereitungsstellen
•	 Koordination der zeitgerechten Bereitstellung von Lernunterlagen 

Bauliche Barrieren
•	 Abbau von baulichen und organisatorischen Barrieren

•	 Aufsicht über ausreichende Beleuchtung der Hochschul-Räumlichkeiten, des ordnungsgemäßen Zu-
stands derselben etc.

Sachleistungen
•	 Koordination der diätetischen Kennzeichnung des Mensaessens

•	 Koordination der Errichtung von Ruheräumen und Rückzugsmöglichkeiten speziell für Studierende 
mit Beeinträchtigung(en)

•	 Erhöhte Sachleistungen beziehungsweise höhere Materialaufwendungen werden von der Hochschule 
übernommen 

Durchgriffsrechte
•	 Zugang zu arbeitsrechtlichen Maßnahmen gegenüber Lehrenden und der Verwaltung sowie Durch-

griffsrechte gegenüber Lehrenden und der Verwaltung gemäß Arbeitsrecht

•	 Sanktionsmöglichkeiten gegenüber Lehrenden und der Hochschule bei Verstoß gegen Barrierefreiheit 

Vernetzung und Weiterbildung
•	 Vernetzungspflicht national und international mit anderen Hochschulen, Instituten etc.

•	 Regelmäßige, fachspezifische Weiterbildungsverpflichtung 
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Bundesweite Servicestelle
Die bundesweite Servicestelle ist allen hochschulinternen Servicestellen übergeordnet und übernimmt 
damit auch die Koordination und Vernetzung derselben. Damit hat sie im Grunde das gleiche Aufgaben-
profil wie die hochschulinternen Stellen, sie wird jedoch zusätzlich mit den anfallenden Koordinations- 
und Vernetzungsarbeiten betraut. 

Außerdem wird von der bundesweiten Servicestelle eine zentrale Datenbank der aufbereiteten Skripten 
eingerichtet und verwaltet. Diese muss in ständiger Kooperation mit den Hochschulen stehen – so kann 
betroffenen Studierenden eine zeitgerechte und professionelle Aufbereitung der Lehr- und Lernmaterial-
ien garantiert werden. 

Daneben stellt die Information potentieller Studierender eine wesentliche Herausforderung dar, die im 
derzeitigen Bildungssystem schwer vernachlässigt wird. Hier besteht dringender Handlungsbedarf, An-
gebote und Beratung für betroffene Studierende müssen so ausgeweitet werden, dass Studierenden mit 
Behinderung(en)/Beeinträchtigung(en) der Einstieg in die Hochschule erleichtert wird und sie diesen 
Schritt vermehrt machen. 

Kontrollgremium – Beschreibung der Idee, organisatorische Ansiedlung und Zusammensetzung
Es wird ein Kontrollgremium errichtet, das einerseits Maßnahmen und Richtlinien vorschlägt, ander-
erseits zur Kontrollinstanz der Servicestelle wird, indem es deren Arbeit einem ständigen Monitoring 
unterzieht. Zusätzlich wird Zugang zu Recht bzw. die Sicherung dieses Rechts geschaffen, weil dieses 
Gremium gleichzeitig eine Beschwerdeinstanz gegen Verstöße gegen die Barrierefreiheit darstellt. 

Kontrollgremium an den Hochschulen
An jeder Hochschule wird ein Beirat, der direkt am Rektorat angesiedelt ist, verpflichtend eingeführt. 
Dieser ist somit keiner Verwaltungsstelle zugeordnet und wird über die Satzung der Hochschule festgel-
egt, womit dessen Etablierung zur Aufgabe jeder Hochschule selbst wird. 

Der Beirat setzt sich aus Studierenden mit körperlichen Behinderungen, Sinnesbehinderungen, chronis-
chen sowie psychischen Erkrankungen zusammen. Die jeweilige Hochschule hat dafür Sorge zu tragen, 
dass Personen mit verschiedenen Beeinträchtigungen in diesem Beirat vertreten sind, also auf eine an-
gemessene Durchmischung zu achten (1-2 VertreterInnen jeder Gruppe).

Durch die Vertretung aller Gruppen der Behinderung im Beirat kann verhindert werden, dass bei etwaigen 
Entscheidungen die Interessen der einen auf Kosten einer anderen Gruppe durchgesetzt werden. 

Aufgaben
Dem hochschulinternen Gremium unterliegen folgende Aufgaben: 

Beratung
•	 Beratung des Rektorats in Fragen der Barrierefreiheit     

•	 Vorschläge für Richtlinien und Maßnahmen im Bereich Barrierefreiheit        

Monitoring/Kontrolle
•	 Monitoring während und nach der Umsetzung von Maßnahmen

•	 Bewertung von Einrichtungen bezüglich ihrer Barrierefreiheit à Gütesiegel innerhalb der Hochschule

•	 erste Anlaufstelle bei Problemen mit der Servicestelle    

Forschungsimpulse
•	 Forschung im Bereich Barrierefreiheit anregen (Durchführung durch Institute)
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Bundesweites Kontrollgremium
Das bundesweite Kontrollgremium ist wiederum die übergeordnete Stelle seiner hochschulinternen Pen-
dants. Als übergeordneter Instanz kommen ihm die folgenden Aufgaben zu:

Rechtssicherung
•	 Beschwerdestelle bei Problemen und Verstößen, etwa in Zusammenhang mit abgeänderten Prü-

fungsmodalitäten, die nicht in der benötigten Form geboten werden. 

Monitoring
•	 Kontrolle der Umsetzung der Anforderungen zur Barrierefreiheit an den einzelnen Hochschulen und 

diesbezügliche Sanktionierung, wenn nötig. Die Umsetzung der Anforderungen zur Barrierefreiheit 
darf nicht der Autonomie bzw. dem guten Willen der Hochschulen überlassen werden. 

•	 Forschungsfinanzierung

•	 Einrichtung und Verwaltung eines Sonderprojektbudgets für Forschung im Bereich der Barrierefrei-
heit (finanzielle Förderung von Bachelor- und Masterarbeiten sowie von Dissertationen)

ÖH
Zusätzlich zu diesen beiden Säulen weitet die ÖH ihre derzeit bestehenden Beratungsangebote speziell 
auf die Bedürfnisse und Interessen von Studierenden mit Behinderung(en)/Beeinträchtigung(en) aus. 

Potentielle Studierende
•	 MaturantInnenberatung: Die MaturantInnenberatung der ÖH wird auf Bfi, VHS und alle anderen 

nicht-traditionellen Bildungswege ausgeweitet, um gerade Menschen mit Behinderung(en) bzw. 
Beeinträchtigung(en), die nicht über den traditionellen Weg ein Hochschulstudium beginnen, zu 
erreichen.

•	 Studieren Probieren: Entsprechende Ausweitung für Menschen mit Behinderung(en)/Beein-
trächtigung(en).

Struktur
Außerdem wird ein Referat für Barrierefreiheit eingerichtet, welches sich aus einer ReferentIn, 2 Sach-
bearbeiterInnen und einer JuristIn zusammensetzt. 

Die zentrale Aufgabe des Referats ist die politische Vertretung betroffener Studierender. Zu diesem 
Kernbereich zählen die politische Interessensvertretung, der Abbau gesellschaftlicher Barrieren und die 
Förderung gesellschaftlicher Akzeptanz durch gezieltes Lobbying, Kampagnen und Informationsaufberei-
tung. Daneben übernimmt das Referat, zusätzlich zu den bereits oben angeführten Verantwortungen der 
SachbearbeiterIn, folgende Aufgaben: 

Aufgaben
Rechtsberatung
•	 Rechtliche Beratung und Begleitung in Streitfällen durch JuristIn

Forschungsfinanzierung
•	 Einrichtung und Verwaltung eines Sonderprojektbudgets an der ÖH für Forschung im Bereich der 

Barrierefreiheit (finanzielle Förderung von Bachelor- und Masterarbeiten sowie von Dissertationen) 

Monitoring
•	 Einrichtung und Vergabe eines Gütesiegels „Barrierefreiheit“

An den lokalen ÖHs sollte zudem auch jeweils eine SachbearbeiterIn für Barrierefreiheit angestellt 
werden bzw. soll im Falle einer sehr kleinen lokalen ÖH, eine Person im Sozialreferat oder im Referat für 
Bildungspolitik speziell für Fragen der Barrierefreiheit zuständig sein. 
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Dadurch kann die politische Arbeit, etwa die Schaffung gesellschaftlicher Akzeptanz und der Abbau ge-
sellschaftlicher Barrieren, unter Teilhabe Studierender gezielt vorangetrieben werden. Außerdem besteht 
eine wichtige Aufgabe darin, interessierte bzw. betroffene Studierende in die etablierten Gremien zu 
entsenden – sowohl von Seiten der lokalen ÖHs für die hochschulinternen Gremien als auch von Seiten 
der Bundesvertretung für das bundesweite Gremium. 

Forderungen
Im Folgenden werden die wichtigsten Forderungen, welche die zuvor genannten Probleme direkt adres-
sieren, noch einmal zusammengefasst: 

Informationsstand vor Studienbeginn
•	 MaturantInnenberatung der ÖH wird auf Bfi, VHS und alle anderen nicht-traditionellen Bildungswege 

ausgeweitet, um gerade Menschen mit Behinderung(en) bzw. Beeinträchtigung(en), die nicht über 
den traditionellen Weg ein Hochschulstudium beginnen, zu erreichen.

•	 Erstellung und Verbreitung eines barrierefreien und bedarfsgerechten Informationsblattes (Papierform 
und digital), das bei der barrierefreien Erstinskription ausgehändigt wird und über die bestehenden 
Beratungsangebote informiert.

•	 Ausweitung und adäquate Anpassung des bundesweiten Informationsangebots für Eltern und Schül-
erInnen mit Behinderung(en) und Beeinträchtigung(en) durch die bundesweite Servicestelle.

Zulassung und Eignung
•	 Der Ausschluss von Menschen mit Behinderung(en) und/oder Beeinträchtigung(en) an Pädagogis-

chen Hochschulen stellt eine Diskriminierung nach dem Behindertengleichstellungsgesetz dar. Im 
Sinne des Nachteilsausgleichs sind Betroffene hier vom Eignungsverfahren freizustellen.

•	 Auch die Aufnahmeverfahren an Fachhochschulen und Kunstuniversitäten wie auch an eini-
gen Universitätsstudiengängen wirken gerade für Studierende mit Behinderung(en) und/oder 
Beeinträchtigung(en) abschreckend und diskriminierend. Die Option auf eine abweichende Prüfungs-
methode muss bei Bedarf in jedem Fall gegeben sein, respektive muss mehr Zeit anberaumt werden, 
sollte diese benötigt werden. Kann dies der Diskriminierung keine geeignete Abhilfe schaffen, muss 
eine gänzliche Freistellung von der Aufnahmeprüfung gewährleistet werden. 

Infrastruktur
•	 Finanzierung und Bereitstellung der notwendigen Infrastruktur, zum Beispiel ausreichende Beleuch-

tung in allen Hochschulräumlichkeiten, unterfahrbare Tische in allen Räumen, Blindenleseplätze, 
Induktionsschleifen, Lautsprecher, Mikrofone in allen Hörsälen und Sicherstellung von genügend 
Platz für Rollstühle zwischen fest montierten Tischen.

•	 Flächendeckender bundesweiter Ausbau der psychologischen Beratung für Studierende 

•	 Adäquate Bereitstellung kostenloser Psychotherapieplätze für Studierende

•	 Ausweitung der Ausbildungsplätze für GebärdensprachdolmetscherInnen und Finanzierung der Ge-
bärdensprachdolmetscherInnen

•	 Rechtssicherung bei der Durchsetzung eines alternativen Prüfungsmodus für Studierende mit 
Behinderung(en) und Beeinträchtigung(en)
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•	 Errichtung eines Fonds für Forschung im Bereich Barrierefreiheit in adäquater Höhe

•	 Einrichtung und Verwaltung eines Sonderprojektbudgets an der ÖH für Forschung im Bereich der 
Barrierefreiheit 

•	 Regelmäßige Kontrolle, beispielsweise der ausreichenden Beleuchtung der Hochschulräumlichkeiten 
und Sicherstellung des ordnungsgemäßen Zustands derselben 

•	 Verpflichtende diätetischen Kennzeichnung des Mensaessens

•	 Abbau von allen baulichen Barrieren

•	 Errichtung von Ruheräumen und Rückzugsmöglichkeiten speziell für Studierende mit Behinderung(en) 
bzw. Beeinträchtigung(en)

Zeitbudget
•	 Organisatorische Barrieren wie knapp aufeinanderfolgende Lehrveranstaltungen und Prüfungen müs-

sen mit ergänzenden Alternativterminen angeboten werden.

•	 Auch wegen der Prüfungsdichte müssen alternative Prüfungstermine für Studierende mit 
Behinderung(en) und Beeinträchtigung(en) angeboten werden.

Lehrmaterialien
•	 Koordination und Bereitstellung notwendiger Assistenz und technischer Hilfsmittel sowie Hilfestel-

lung und Vermittlung beim Zugang dazu von Seiten der Serviceeinrichtungen der Hochschulen

•	 Fachliche Leitung von Aufbereitungsstellen auch von Seiten der Serviceeinrichtungen der Hoch-
schulen

•	 Sicherstellung der zeitgerechten Bereitstellung von Lernunterlagen 

Lehrende
•	 Lehrmaterialien und Inhalte müssen in einem angemessenen Zeitraum vor den Lehrveranstaltungen 

von den Lehrenden zur Verfügung gestellt werden. 

•	 Lehrende müssen dafür Sorge tragen, dass Sitzplätze in der ersten Reihe  für Studierende zur Verfü-
gung stehen, die diese benötigen.

•	 Power Point Folien müssen in normierter Schriftgröße bereitgestellt werden.  

•	 Rechtlicher Schutz und Durchgriffsrechte bei Fehlverhalten und Übergriffen von Lehrenden ge-
genüber Studierenden müssen von der Hochschulverwaltung sichergestellt werden.

•	 Lehrende müssen von der Hochschule mit genügend Informationen versorgt und sensibilisiert werden, 
damit sie bedarfsgerecht mit den individuellen Bedürfnissen der Studierenden umgehen können.

Beratungsangebot
•	 Information für Lehrende, Studierende, Betroffene und nicht Betroffene sowie potenzielle Studier-

ende muss von den Servicestellen sinnvoll aufbereitet und weitergeben werden.

•	 Rechtliche Beratung und Begleitung in Streitfällen durch gegebene juristische Fachkenntnis von 
Seiten der ÖH muss angeboten werden.
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•	 Organisation eines Erstsemestrigentutoriums für Studierende mit Beeinträchtigung(en) und oder 
Behinderung(en) von der ÖH.

•	 Rechtliche Beratung von Studierenden in Grundfragen muss von Seiten der Hochschulen angeboten 
werden. Dazu muss an allen Hochschulen eine Ombudsstelle eingerichtet werden.

•	 Beratung für das gesamte Hochschulpersonal muss von der Hochschule zur Verfügung gestellt 
werden.

Partizipation
•	 Informationsdiffusion muss sowohl von der ÖH als auch von den Hochschulen aktiv betrieben werden.

•	 Betroffenen Studierendengruppen muss vor der Umsetzung von Projekten und baulichen Maßnah-
men die Möglichkeit zur Begutachtung eingeräumt werden. 

Anwesenheitspflicht
•	 Studierende mit Behinderung(en) und oder Beeinträchtigungen müssen von der Anwesenheitspflicht 

auf Wunsch freigestellt werden. 

•	 Das Lernziel von prüfungsimmanenten Lehrveranstaltungen muss von Studierenden mit 
Behinderung(en) und Beeinträchtigung(en) auch ohne Anwesenheitspflicht erreicht werden können.  

Arbeiten in Gruppen
•	 Wenn von Studierenden durch ein ärztliches Attest nachgewiesen werden kann, dass Gruppenarbeit 

für sie eine besondere Belastung darstellt, sind sie für einen temporären Zeitraum davon freizustellen.

Psychische Erkrankungen
•	 Flächendeckender bundesweiter Ausbau der psychologischen Beratung für Studierende 

•	 Adäquate Bereitstellung kostenloser Psychotherapieplätze für Studierende an allen Hochschul-
standorten

•	 Einrichtung von Selbsthilfegruppen an allen Hochschulen

Praktika
•	 Studierende mit Behinderung(en) und oder Beeinträchtigung(en) müssen von der Absolvierung von 

Pflichtpraktika auf Wunsch freigestellt werden. 

•	 Bei Exkursionen, die im Rahmen einer Lehrveranstaltung absolviert werden, ist im Besonderen da-
rauf zu achten, dass allen ermöglicht wird, daran teilzunehmen. Dies muss bereits in der Planung 
berücksichtigt werden.
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Zusammenfassung 
Auf dem Weg zu einem inklusiven Hochschulraum hat Österreich noch eine weite Strecke vor sich. 
Das vorliegende Papier leistet einen Beitrag dazu: Die Orientierung an den vier Leitprinzipien Informa-
tion, Professionalisierung, Standardisierung und Partizipation legt einen wesentlichen Grundstein zur 
vollen Teilhabe betroffener Studierender. Darauf aufbauend muss eine Neustrukturierung der derzeitigen 
Situation an den Hochschulen erfolgen. Das Zusammenwirken einer hochschulinternen Servicestelle 
mit einem Kontrollgremium sowie einer ihnen übergeordneten bundesweiten Servicestelle mit dem da-
zugehörigen Kontrollgremium können diese vier Leitprinzipien erfüllen und sorgen für eine nachhaltige 
Beseitigung der Barrieren. 

Die derzeitigen Defizite betreffend müssen Informationen barrierefrei bereitgestellt und das Beratung-
sangebot ausgedehnt werden. Durchgriffsrechte wie Kontrollmöglichkeiten müssen eingeführt werden. 
Dies sind Teilaspekte der umfassenden Maßnahmen, die im Sinne einer Umsetzung barrierefreier Hoch-
schulen dringend nötig sind. 

Selbstverständlich können wir im Rahmen von Forum Hochschule nicht alles leisten: Ein weiterer Dis-
kussionsprozess mit allen Beteiligten und Betroffenen ist dringend erforderlich. Vor allem der Abbau 
gesellschaftlicher Barrieren muss nachdrücklich angeregt werden, denn eine inklusive Hochschule baut 
auf der Akzeptanz und Kooperation aller Seiten auf.
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SITUATION VON AUSLÄNDISCHEN STUDIERENDEN

Ökonomische Verwertungslogik
Bekenntnisse zur Internationalität der Österreichischen Hochschulen gibt es viele. VertreterInnen der 
Wirtschaft fordern regelmäßig ein stärkeres Engagement, um Menschen mit einem österreichischen Studi-
enabschluss in Österreich zu halten. Immer wieder wird gefordert, die Zuwanderung sogenannter Hochquali-
fizierter nach Österreich zu forcieren. Allerdings sind diese Forderungen durch ökonomische Interessen mo-
tiviert. Beim Diskurs über die Notwendigkeit der Zuwanderung von ArbeitnehmerInnen und ForscherInnen 
aus dem Ausland ist ständig die Rede von den „besten Köpfen“, die man akquirieren wolle. Die Rot-Weiß-
Rot-Karte, das neue Zuwanderungsmodell Österreichs, zielt darauf ab, nur mehr „nützliche“ Menschen in 
Österreich zuzulassen. Im Modell der Rot-Weiß-Rot-Karte sind lediglich zwei Kategorien von MigrantInnen 
erwünscht: einerseits hoch qualifizierte Fachkräfte und andererseits niedrig qualifizierte ArbeiterInnen, die 
kurzfristige Arbeitskräftemängel kompensieren sollen. Alle anderen sind nicht erwünscht. Nun weiß jedeR, 
dass der Kopf nicht ohne einen dazugehörenden Körper zu haben ist. Und hier beginnen die Probleme. Dies 
sollte immer mitbedacht werden, wenn Forderungen nach „ausländischen Fachkräften“ oder nach einer 
„Internationalisierung von Hochschulen“ laut werden. Da sich viele EuropäerInnen gerne auf die Aufklärung 
berufen, sei hier nur an einen berühmten Aufklärer erinnert. Schon Immanuel Kant forderte, den Menschen 
niemals als „Mittel zum Zweck“, sondern immer als „Zweck an sich“ zu sehen (vgl. Kant, 1781). Demzu-
folge wäre es unethisch, exakt die von Unternehmen gewünschte Anzahl an „guten Köpfen“ zu akquirieren, 
und sie nur in ihrer Funktion als Arbeitskräfte zu akzeptieren. Damit werden sie zu einem Mittel zum Zweck 
gemacht. Ihr Zweck an sich wird ignoriert, weil dieser keine Steigerung des Gewinns verspricht.   

Die unzähligen Vorschriften und der Umgang der Behörden mit ZuwanderInnen zeugen von dem Versuch, die 
subjektive Seite des Menschen möglichst in den Griff zu bekommen und zu kontrollieren (Unterhaltsnach-
weis, faktisches Arbeitsverbot, Misstrauen etc.). Dass dies zu massiven Problemen im Alltag führt, ist jedem 
und jeder klar. Klar ist auch, dass es institutionalisierten Rassismus fördert. Die Gesellschaft akzeptiert die 
ZuwanderInnen nicht als vollwertige Menschen, sondern möchte ihre Arbeitskraft benutzen, ohne den Men-
schen, der diese Arbeitskraft zu erbringen hat, vollständig zu akzeptieren. Das gilt ebenso für internationale 
ForscherInnen und StudentInnen. Wird die Internationalität der Hochschulen tatsächlich gewünscht, dann 
muss es auch ein klares Bekenntnis zu jenen Menschen geben, die diese Internationalität ausmachen.

Für eine Willkommenskultur
Die derzeitige Gesetzeslage bringt zahlreiche Hürden für ausländische StudienbewerberInnen und Stu-
dentInnen mit sich. Aber nicht alle Probleme ausländischer Studierender resultieren unmittelbar aus 
Rechtsvorschriften. Vielfach wurzeln sie auch in einer Mentalität, die auf Misstrauen und Vorurteilen 
gegenüber Menschen aus anderen Ländern beruht. Einerseits leitet sich auch das geltende Recht teil-
weise aus dieser Mentalität ab, anderseits verstärken Misstrauen, Fremdenfeindlichkeit und Rassismus 
das Gefühl vieler ZuwanderInnen, nicht erwünscht zu sein. Wir fordern eine gelebte Willkommenskultur. 
StudentInnen aus dem Ausland soll ohne Vorurteile begegnet werden. Interkulturalität trägt zur Bildung 
einer vielfältigen Gesellschaft bei und soll zur Selbstverständlichkeit werden.

Methode
Koordiniert vom Referat für Sozialpolitik sowie vom Referat für Ausländische Studierende hat sich die 
Arbeitsgruppe Situation von ausländischen Studierenden formiert. Mehrere Arbeitsgruppentreffen fanden 
mit Unterstützung der MitarbeiterInnen von Helping Hands, sowie unter wissenschaftlicher Begleitung 
von Mitarbeiterinnen des Instituts für Höhere Studien (IHS) statt. Die Ergebnisse bzw. die Identifikation 
von Problemen stützt sich auf Daten der Studierenden-Sozialerhebung des IHS, auf Erfahrungswerte aus 
den  beratenden Tätigkeiten des ÖH-Sozialreferats und des Referats für ausländische Studierende, sowie 
auf die Expertise von Helping Hands.
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Analyse des Inklusionsprozesses

Analyseansatz
Bei der „Stakeholder analysis“ werden Beziehungen, Abhängigkeiten und Einfl ussmöglichkeiten der 
Beteiligten an einem wirtschaftlichen oder politischen Prozess untersucht. Um die Hauptbetroffenen 
nicht zu einem Objekt der Interessen anderer zu machen, wird der Ansatz insofern modifi ziert, dass aus-
ländische Studierende als gleichberechtigte Gruppe gesehen werden. Untersuchungsgegenstand ist der 
abstrakte Prozess „Aufnahme in Österreich“.

Die Beziehungen zwischen den Gruppen werden dahingehend untersucht, ob die beteiligte Gruppe „di-
rekte Macht“ ausüben kann oder ob sie in der Lage ist, Einfl uss auf die Wahrnehmung des Prozesses 
durch die anderen Beteiligten zu nehmen (vgl. MacMillan, 1978). In der Folge soll die Art der Beziehung 
zwischen den Gruppen näher betrachtet werden. Dabei kann es sich um punktuellen Kontakt handeln, 
der auf Grundlage formaler Regeln erfolgt, wodurch Rechte und Pfl ichten klar festgelegt werden. Diese 
Beziehung kann aber auch auf einer Ebene stattfi nden, wo freier und gegenseitiger Austausch sowie 
Flexibilität hinsichtlich des Weges zur Zielerreichung und Langfristigkeit prägend sind (vgl. Kay, 1993).

Quelle: McMillan, 1978: Power is the capacity to restructure actual situations.

Abbildung 23: Einfl ussnahmemöglichkeiten  Indikatoren 

Die Grafi k zeigt die Möglichkeiten der Einfl ussnahme der Gruppen Hochschule, ausländische Studier-
ende, Verwaltung und Gesellschaft auf die Aufnahme in Österreich.
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Die Stakeholder des Inklusionsprozesses

A) Die Gesellschaft
Je nach Interessenlage nehmen einzelne AkteurInnen in Anspruch, die sogenannte Gesellschaft zu 
repräsentieren. Auch wenn sie nur die Position einer (Sub-)Gruppe artikulieren, werden beratende 
ExpertInnen zum Sprachrohr oder die von Medien verbreitete Meinung wird zur öffentlichen Meinung 
erklärt. 

Die derzeitig den Diskurs prägenden Kräfte der Gesellschaft verfolgen folgende Interessen:

•	 Suche nach den „besten“ Köpfen für die Hochschulen und unmittelbar für die Forschung

•	 Migration soll Teil der Entwicklungszusammenarbeit sein

•	 „Migration durch die Hintertür“ aus Gründen der Demographie

•	 Geringe Kosten und Sorgen um Verdrängungseffekte

B) Die Verwaltung (an der Hochschule und außerhalb)
Die Verwaltung ist per Definition die Administration, die Regulative umsetzt, von denen nichtösterreichis-
che Studierende betroffen sind. Das Ausmaß, in dem diese Gruppe Möglichkeiten hat, auf die Normenge-
bung Einfluss zu nehmen, darf nicht unterschätzt werden.

Folgende Interessen werden von der Verwaltung verfolgt: 

•	 Umsetzung mehrheitsfähiger politischer Vorgaben

•	 Standardisierte Verfahrensabläufe

•	 Bürokratien zur Generierung neuer Aufgaben zur Untermauerung der Bedeutung der Verwaltung

•	 „Unangreifbares“ Handeln, das heißt wenig Ermessensübung

•	 Sanktionierung von Verstößen zur Aufrechterhaltung des „Systems“ (eine Norm ohne Sanktion ist für 
Akteure innerhalb des Systems nicht perfekt)

C) Die Hochschule
Unter Hochschule verstehen wir die „scientific community“, sowie die Gesamtheit aus Lehrenden und 
KollegInnen.

Folgende Interessen werden von der Hochschule verfolgt: 

•	 Qualifizierte und interessierte StudentInnen ansprechen

•	 Rekrutierung von ForscherInnen (wissenschaftliches Personal, AssistentInnen...)

•	 Kapazitätsplanung

•	 Austausch unter KollegInnen

D) Ausländische Studierende
Die Gruppe der ausländischen Studierenden soll nicht als „Objekt des Prozesses“ verstanden werden, 
sondern als aktiv am Prozess „Aufnahme in Österreich“ Beteiligte.
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Folgende Interessen werden von ausländischen Studierenden verfolgt:

•	 Qualitativ hochwertige Hochschulbildung

•	 Sozialer Aufstieg

•	 Aufnahme durch die Gesellschaft und die Universität

•	 Gesicherte Existenz während des Studiums

•	 Zukunftsperspektive in Österreich

Der Inklusionsprozess
Gesellschaft und Verwaltung üben zunächst direkte Macht aus, ohne mit den Betroffenen und der 
beteiligten Hochschule auf Augenhöhe zu kommunizieren. Die Kommunikation zwischen den beiden 
dominanten Gruppen ist nicht transparent, sondern findet auf informeller Ebene statt. Damit übt die 
Verwaltung Einfluss aus, ohne politisch legitimiert zu sein oder ihre Ziele auch nur erklären zu müssen. 
Die Verwaltung strebt wie alle Bürokratien im Weber’schen Sinn nach einer Entpersonalisierung, die 
als Ideal Objektivität verspricht, im Alltag aber Verantwortung scheut und Problemlösungen delegieren 
möchte (vgl. Weber, 1992). Die GesetzgeberInnen reagieren auf politisch instrumentalisierte Fremden-
feindlichkeit durch eine Flut von Einzelfallregelungen. Die Folge ist, dass es oft zu einer Abwälzung 
von Aufwand auf die Betroffenen, die ausländischen Studierenden, kommt. So muss beispielsweise der 
Nachweis eines Wohnsitzes schon aus dem Ausland erbracht werden.

Inklusionsprozesse brauchen Dialog auf Augenhöhe und gegenseitiges Verstehen sowie Spielraum für 
Veränderung. Das würde eine Form der Interaktion bedingen, die als Beziehung (relationship) charak-
terisiert werden kann.1 Die machtausübenden Gruppen interagieren aber weitgehend auf vertraglicher 
(contract) Ebene. Nur die Gesellschaft prägt und entwickelt die Wahrnehmung längerfristig, aber  ohne 
Dialog. Es gibt keine Rahmenbedingungen, die ein Lernen aus den kurzen Alltagskontakten (spot) er-
lauben. Wenn dann findet dies zwischen Einzelpersonen statt, die für sich Erkenntnisse gewinnen und 
ihren Umgang mit dem Thema verändern können. Sie können die Rahmenbedingungen aber nicht auf 
normativer Ebene adressieren.

Es bleibt ein Bild, in das „sich“ ausländische Studierende integrieren müssen, in dem Sinn, dass sie 
zur Anpassung angehalten sind, während die anderen Gruppen keinen „institutionellen“ Anreiz haben, 
Probleme und Aufgabenstellungen gemeinsam zu bearbeiten und ihre Verantwortung wahrzunehmen.

1 Die englischen Termini wurden in der Grafik zur Unterscheidbarkeit der Abkürzungen verwendet.
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Bürokratie

Viele Studierende werden schon vor dem Studium mit sehr vielen Problemen konfrontiert. Vor allem ha-
ben Studierende aus Drittstaaten mit der Studienzulassung, dem Aufenthaltstitel und der Arbeitsbewil-
ligung zu kämpfen. 

Studienzulassung
Die Verfahren zur Studienzulassung sind sehr langwierig. Ausländische Studierende müssen neben einer 
Online-Anmeldung alle Dokumente (übersetzt und notariell beglaubigt) sowie den Nachweis des Studi-
enplatzes und des Deutschlevels einreichen. Aufgrund sehr langer Verfahren ist ein rechtzeitiger Studi-
enbeginn meist zeitlich nicht möglich. Gesetzlich dürfen die Verfahren maximal sechs Monate dauern 
(§  73 Allgemeinesverwaltungsverfahrensgesetz – AVG, BGBl. 51/1991) – eine Frist, die fast immer voll 
ausgeschöpft wird. In Einzelfällen wird die Frist sogar überschritten und die AntragstellerInnen sind ge-
zwungen, Devolutionsanträge2 zu stellen. 

Kurzfristige Forderungen: Studienzulassung
Antragsbearbeitung:
Die Hochschule müssen die Anträge schneller bearbeiten. Wir verlangen kürzere Fristen bei Antrag auf 
Studienzulassung. Außerdem fehlen derzeit bedeutende Rechtsfolgen in Fällen, in denen Fristen nicht 
eingehalten werden.

Zulassungsbescheid:
Statt im Zulassungsbescheid ein bestimmtes Datum für die Erfüllung von Auflagen für die Zulassung 
zu einem ordentlichen Studium festzulegen, soll eine diesbezügliche Zeitspanne ab Einreise definiert 
werden. Derzeit verkürzt eine spätere Einreiseerlaubnis die Zeit, in der Kurse besucht und Ergänzung-
sprüfungen abgelegt werden können. Hochschule müssen in Folge oft neuerlich Zulassungsbescheide 
erlassen, damit der Studienbeginn im ordentlichen Studium möglich ist. 

Langfristige Forderung: Studienzulassung

Gleichstellung:
Ausländische Studierende sollen den inländischen Studierenden gleichgestellt werden. Allen muss der 
Zugang zu universitärer Hochschulbildung ermöglicht werden, unabhängig von der Nationalität.

Aufenthaltsgenehmigung 
Studierende aus Drittstaaten brauchen für die Einreise und den Aufenthalt in Österreich einen Aufen-
thaltstitel in Form einer Aufenthaltsbewilligung für Studienzwecke. Dahinter steckt ein äußerst kom-
plexes Verfahren. Ein Erstantrag muss vom Ausland aus bei der jeweiligen österreichischen Vertretungs-
behörde gestellt werden. Neben einem Zulassungsbescheid und Krankenversicherungen müssen auch 
Unterhaltsmittel nachgewiesen werden. Personen unter 24 Jahren müssen einen jährlichen Unterhalt von 
467 Euro monatlich nachweisen; Personen über 24 Jahren 837 Euro monatlich. Darüber hinaus muss 
schon im Ausland ein Nachweis über eine Wohnmöglichkeit in Österreich durch einen Mietvertrag oder 
Wohnrechtsvereinbarungen nachgewiesen werden, was sich oft als schwierig erweist. 

2 Die Möglichkeit, bei Entscheidungspflicht einer Behörde den Übergang der Zuständigkeit auf eine andere Behörde zu 
verlangen. 
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Die Aufenthaltsbewilligung wird für ein Jahr ausgestellt. Für ihre Verlängerung gelten die gleichen Voraus-
setzungen wie für den Erstantrag, das heißt das gleiche Verfahren muss jedes Jahr wieder durchlaufen 
werden. Außerdem muss ein Studienerfolg im Ausmaß von 16 ECTS-Punkten oder 8 Semesterwochens-
tunden nachgewiesen werden.
 

Forderungen: Aufenthaltsgenehmigung
Antragsstellung
Es soll die Möglichkeit geschaffen werden, den Antrag für den Aufenthaltstitel im Inland zu stellen. Die 
Bearbeitungsdauer muss verkürzt werden. Darüber hinaus soll es möglich sein, den Antrag für den Aufen-
thaltstitel elektronisch an die Behörde in Österreich zu schicken.

Einjähriges Visum zu Studienbeginn
Unionsrechtlich ist auf Grundlage des Schengener Übereinkommens ein einjähriges nationales Visum 
vorgesehen (Art 18 Schengen-Verordnung 265/2010/EU, ABl L 85/1). Studierenden soll es das einjäh-
rige nationale Visum zum Studienstart aufgrund geringerer Anforderungen im Vergleich zur Aufenthalts-
bewilligung erleichtern, die Voraussetzungen für den Aufenthaltstitel zu erfüllen. Dadurch soll auch die 
Möglichkeit zur Teilnahme an Aufnahmeprüfungen erleichtert werden.

Gemeinsames Aufnahmeverfahren für Hochschule und Aufenthaltstitel
Wir fordern, dass anstatt separater Verfahren ein gemeinsames Antragsverfahren für Universität und 
Aufenthaltstitel eingeführt wird.

Entschärfung der Voraussetzungen
Die Voraussetzungen für die Erteilung des Aufenthaltstitels müssen entschärft werden. Der Nachweis 
des Studienerfolges muss analog zu den Regelungen bezüglich Familienbeihilfe die Inskriptionszeit des 
folgenden Studienjahres umfassen. 

Für viele Studierende stellt die Anhebung der Unterhaltsvoraussetzungen ab den 24. Geburtstag, die 
sich fast auf eine Verdoppelung beläuft, eine beträchtliche Hürde dar. Die Regelung des Unterhaltsnach-
weises für unter 24jährige soll deshalb auf das gesamte Studium ausgeweitet werden.

Des Weiteren werden derzeit bestimmte Miethöhen definiert, die im Unterhaltsbetrag enthalten sind. 
Bei höheren Mieten wird der Mehrbetrag der Miete auf die nachzuweisende Unterhaltsleistung auf-
geschlagen, umgekehrt reduzieren geringere Mietpreise den Unterhaltsbetrag jedoch nicht. Hohe Mi-
etpreise sollen nicht mehr auf den geforderten Unterhaltsbetrag aufgeschlagen werden. Andernfalls 
müsste bei geringeren Mietkosten der geforderte Unterhaltsbetrag verringert werden. 

Arbeitsbewilligung
Studierende aus Drittstaaten dürfen im Bachelorstudium bzw. im ersten Studienabschnitt im Ausmaß 
von 10 Stunden pro Woche arbeiten. Danach erhöht sich die Stundenzahl auf 20 Stunden pro Woche. 
Unabhängig davon besteht die Möglichkeit einer selbstständigen Arbeit nachzugehen. Im Fall eines An-
stellungsverhältnisses muss der/die ArbeitgeberIn beim AMS vor Arbeitsantritt des/der ArbeitnehmerIn 
aus Drittstaaten einen Antrag zur Beschäftigungsbewilligung stellen. Die Bearbeitungszeit des AMS darf 
maximal sechs Wochen dauern. 

Kurzfristige Forderungen: Arbeitsbewilligung

Anzeigepflicht statt Antrag auf Beschäftigungsbewilligung
Die Voraussetzungen für die Beschäftigungsbewilligung müssen entschärft werden. Anstatt eines Bewilligungs- 
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verfahrens soll es eine Anzeigepflicht seitens des/der ArbeitgeberIn geben.3 Das heißt Beschäftigungen von Stud-
ierenden aus Drittstaaten müssten lediglich 14 Tage vor Beschäftigungsbeginn beim AMS angemeldet werden.

Regelung für türkische Studierende auf alle internationalen Studierenden ausweiten
Türkische Studierende haben, wenn sie ein Jahr lang bei einem/einer ArbeitgeberIn, ununterbrochen 
gearbeitet haben, Rechtsanspruch auf eine Beschäftigungsbewilligung, die es ermöglicht bei demselben/
derselben ArbeitgeberIn Vollzeit zu arbeiten. Die Aufenthaltsbewilligung darf solange nicht entzogen 
werden, solange man den Arbeitsplatz bei demselben/derselben ArbeitgeberIn nachweisen kann. Nach 
drei Jahren kann man sich innerhalb des gleichen Berufsfeldes bewegen (Art 6 Abs 1 zweiter Spiegel-
strich Beschluss des Assoziationsrates vom 19.9.1980, 1/80 zum Assoziationsabkommen EWR-Türkei). 
Nach vier Jahren besteht freier Arbeitsmarktzugang. 

Die Regelung für türkische Studierende soll auf alle Studierenden aus Drittstaaten ausgeweitet werden.

Ein Dokument für Arbeits- & Aufenthaltsbewilligung
Die EU-Richtlinie 2011/95/EU, ABl L337/9, bei der nur mehr ein Dokument für Arbeit- und Aufenthalt 
benötigt wird, soll auch auf Studierende anwendbar sein.

Erhöhung der Arbeitszeit
Die Arbeitszeit von 10 Stunden muss erhöht werden, damit sich Studierende aus Drittstaaten ihren Leb-
ensunterhalt finanzieren können. 

Langfristige Maßnahmen: Arbeitsbewilligung 

Offener Zugang zum Arbeitsmarkt für alle Studierenden
Langfristig fordern wir, dass allen Studierenden, unabhängig von ihrer Herkunft, der Zugang zum Arbe-
itsmarkt ermöglicht wird. 

Nach dem Studium, Rot-Weiß-Rot-Karte
AbsolventInnen aus Drittstaaten dürfen ein halbes Jahr nach Studienabschluss in Österreich bleiben, 
um sich einen Job zu suchen. Ein Wechsel zu einem anderen Aufenthaltstitel ist nach Studienab-
schluss nicht möglich. BachelorabsolventInnen bleibt die Rot-Weiß-Rot-Karte verwehrt. Voraussetzung 
für die Zuerkennung ist ein abgeschlossenes Master- oder Diplomstudium. Um nach Beendigung eines 
Diplom- oder Masterstudiums den Aufenthaltstitel „Rot-Weiß-Rot-Karte“ zu erlangen, gibt es einige 
Voraussetzungen. Das Einstiegsgehalt muss beispielsweise 45 Prozent der Höchstbeitragsgrundlage  
(1.997 Euro) betragen. Darüber hinaus bekommen nur Vollzeit-Beschäftigte eine Rot-Weiß-Rot-Karte, 
das heißt UniversitätsassistentInnen etwa sind zum Großteil ausgeschlossen. In den letzten zwei Jahren 
haben lediglich 200 Personen eine Rot-Weiß-Rot-Karte erhalten.

Forderungen: Rot-Weiß-Rot-Karte

Ausweitung der Rot-Weiß-Rot-Karte auf BachelorabsolventInnen
Die Rot-Weiß-Rot-Karte soll künftig nicht nur Diplom- und MasterabsolventInnen, sondern auch Bach-
elorabsolventInnen zuerkannt werden.

Anpassung des Mindest-Einstiegsgehalts der Rot-Weiß-Rot-Karte
Hohe Qualifikation bedeutet für die „Generation Praktikum“ nicht unmittelbar adäquate Gehälter. Viele 
UniversitätsabsolventInnen müssen sich am Arbeitsmarkt etablieren und erreichen erst nach einiger Zeit 

3 Die Anzeigepflicht gemäß § 3 Ausländerbeschäftigungsgesetz – AuslBG, BGBl.  218/1975 ist für Praktika derzeit schon 
vorgesehen.
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die gesetzlich geforderten Gehaltsniveaus. Auch wenn das erzielte Einkommen nicht mehr das einzige 
Kriterium zur Qualifikation als „Schlüsselkraft“ ist, so erkennt man noch immer das ältere Modell, nur 
jene ArbeitnehmerInnen, die beruflich bereits etabliert sind, als Schlüsselkräfte anzusehen. Das Mindest-
Einstiegsgehalt entspricht in vielen Branchen nicht der Realität. Der Betrag muss anhand der Durch-
schnittseinkommen in den jeweiligen Branchen berechnet werden. Aufgrund der Regelungen bezüglich 
Mindestgehälter, dem Nichterfüllen der Schlüsselkraftkriterien und der rechtlichen Ungleichbehand-
lung bezüglich des geforderten Daueraufenthaltsstatus ist es beispielsweise trotz ÄrztInnenmangel für 
Drittstaatsangehörige de facto nicht möglich den Turnus in Österreich zu absolvieren.

Anrechnung der Studienzeiten für den Daueraufenthalt
Außerdem sollen Studienzeiten für den Daueraufenthalt in vollem Umfang angerechnet werden.
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Finanzielle Situation ausländischer Studierender

Verschiedene Gruppen unter den ausländischen Studierenden 
Laut des Zusatzberichtes der Studierenden-Sozialerhebung 2011 zu Internationalen Studierenden ha-
ben diese monatlich im Schnitt um 120 Euro weniger zur Verfügung als BildungsinländerInnen (Zauss-
inger et al., 2013). 37 Prozent der internationalen Studierenden geben an, starke bis sehr starke 
finanzielle Schwierigkeiten zu haben. Hauptgründe sind die niedrigere Erwerbstätigkeit aufgrund man-
gelnder Arbeitserlaubnis, und der geringere Bezug der Studienbeihilfe im Vergleich zu inländischen 
Studierenden. Für eine genaue Analyse der finanziellen Situation müssen die Studierenden in un-
terschiedliche Gruppen eingeteilt werden, denn internationale Studierende haben je nach Herkunft-
sland unterschiedliche Probleme und Bedürfnisse. Es wird hier auf die Einteilung der Studierenden 
anhand der Studierenden-Sozialerhebung 2009 im Kapital Soziale Absicherung zurückgegriffen.4 

Basis: Alle Studierenden in Österreich exklusive DoktorandInnen (n = 36.202)
Quelle: Sonderauswertung der Studierendensozialerhebung 2009

Abbildung 11: Verschiedene Gruppen unter den Studierenden (Forum Hochschule, → Kapitel Soziale Absicherung)

BildungsausländerInnen, Erstsprache nicht Deutsch, EU-BürgerInnen (drei Prozent der Studierenden)
Diese Gruppe besteht einerseits aus Studierenden aus Osteuropa (abgesehen von Russland und der 
Ukraine) und westeuropäischen Ländern. Studierende aus Westeuropa sind deutlich älter, im Schnitt 
26,9 Jahre, und haben seltener finanzielle Probleme. Sie haben ein durchschnittliches Gesamtbudget 
von rund 1.140 Euro monatlich zur Verfügung. Osteuropäische Studierende sind im Schnitt 26,4 Jahre 
alt. Sie sind sehr stark von familiärer Unterstützung abhängig und haben dementsprechend häufiger fi-
nanzielle Schwierigkeiten. 44 Prozent der Studierenden aus Osteuropa geben an, sehr schlecht mit den 
ihnen zur Verfügung stehenden finanziellen Mittel auszukommen (Zaussinger et al., 2013).

4 Die Einteilung der Studierenden in Osteuropa, Westeuropa und ehemaliges Jugoslawien ist der Studierenden-Sozialerhe-
bung entnommen, dadurch können genauere Aussagen zu den einzelnen Problemen getroffen werden.
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BildungsausländerInnen, Erstsprache nicht Deutsch, Nicht-EU-BürgerInnen (drei Prozent der Studierenden)
Studierende dieser Gruppe kommen Großteils aus dem ehemaligen Jugoslawien (abgesehen von 
Slowenien), der Türkei und Ländern außerhalb Europas. Sie haben die größten finanziellen Schwierig-
keiten. Studierende, deren Herkunftsland außerhalb Europas liegt, sind mit einem Durchschnittsalter von 
28,4 Jahren die älteste Gruppe aller Studierenden. Türkische Studierende und Studierende aus dem ehe-
maligen Jugoslawien haben die geringsten Einnahmen aller Studierenden, ihr monatliches Gesamtbudget 
beträgt 740 Euro bzw. 730 Euro. Über 65 Prozent der Studierenden aus der Türkei und dem ehemaligen 
Jugoslawien geben an, starke bzw. sehr starke finanzielle Schwierigkeiten zu haben. Hauptgrund ist die 
mangelnde Arbeitserlaubnis und dass die Eltern nicht mehr Unterstützung leisten können. Die fehlenden 
finanziellen Mittel werden überwiegend durch Einschränkung der Ausgaben kompensiert. Auffallend ist, 
dass der Frauenanteil von Studierenden aus der Türkei und dem ehemaligen Jugoslawien unterdurch-
schnittlich ist. Der Frauenanteil der Studierenden aus der Türkei liegt mit 41 Prozent 8 Prozentpunkte 
unter dem Frauenanteil 2009 (ebd., 2013).
 
BildungsausländerInnen, Erstsprache Deutsch (neun Prozent der Studierenden)
Diese Gruppe besteht Großteils aus Studierenden aus Deutschland und Südtirol, wobei sich diese 
Gruppen hinsichtlich ihrer finanziellen Situation deutlich voneinander unterscheiden. Studierende aus 
Deutschland werden in großem Ausmaß von den Eltern unterstützt und kommen aus finanziell stärkeren 
Familien, während Studierende aus Südtirol aus finanziell schwächeren Schichten kommen. Studierende 
aus Deutschland und Südtirol sind im Schnitt 25,3 Jahre alt und somit die jüngste Gruppe der Studier-
enden. Knapp über ein Viertel der Studierenden dieser Gruppe gibt an, starke finanzielle Probleme zu 
haben. Wesentliche Gründe sind neben der mangelnden Unterstützung der Eltern ungeplant hohe Ausga-
ben (für das Studium) (Zaussinger et al., 2013). 

Wohnen
Wohnen macht 38 Prozent der Gesamtkosten von internationalen Studierenden aus, bei inländischen 
Studierenden betragen die Wohnkosten nur 31 Prozent der Gesamtkosten. Dennoch zeigen die Daten, 
dass internationale Studierende überwiegend „billigere“ Wohnverhältnisse wählen. 38 Prozent der inter-
nationalen Studierenden lebt in Wohngemeinschaften, während nur 20 Prozent der inländischen Stud-
ierenden diese Wohnform wählen. Vor allem der Anteil der ausländischen Studierenden in Wohnheimen 
ist relativ groß, 15 Prozent leben in Studierendenwohnheimen. Die Zahl der HeimbewohnerInnen steigt 
bei Studierenden aus ärmeren Ländern, so leben 26 Prozent der Studierenden aus dem ehemaligen Ju-
goslawien in Wohnheimen. Im Gegensatz zu BildungsinländerInnen, wohnen internationale Studierende 
auch im höheren Alter noch in Heimen. 13 Prozent der 26- bis 30-jährigen geben an, in Studierenden-
wohnheimen zu leben. Nur 4 Prozent der BildungsinländerInnen im gleichen Alter wohnen im Wohnheim 
(Zaussinger et al., 2013). 

Forderungen: Wohnen
Leistbares Wohnen und leichterer Zugang zu Wohnen
Um die finanzielle Situation von internationalen Studierenden zu erleichtern, muss bei den Wohnkosten 
angesetzt werden. Hier ist auf die kurz- und mittelfristigen Maßnahmen bezüglich Wohnen im Kapitel 
Soziale Absicherung zu verweisen. Darüber hinaus muss der Zugang zur Wohnbeihilfe und die Suche 
nach leistbaren Wohnungen für ausländische Studierende erleichtert werden. Noch immer werden Nicht-
ÖsterreicherInnen am Wohnungsmarkt diskriminiert, ein Fünftel der ausländischen Studierenden gibt an, 
dass es aufgrund ihrer Herkunft schwer ist, eine Wohnung zu finden. Ein erster wichtiger Schritt wäre es, 
Service-Angebote in unterschiedlichen Sprachen zur Verfügung zu stellen. 

Ausgaben
Internationale Studierende versuchen ihre niedrigeren Einkünfte durch die Einschränkung der Ausgaben 
zu kompensieren. Sie geben weniger für Freizeit, Kleidung, Mobilität oder Gesundheit aus. Es wird aber 
auch bei Lebensmitteln gespart. Finanzielle Schwierigkeiten ergeben sich zusätzlich aufgrund hoher Aus-
gaben zu Beginn des Studiums für den Umzug in ein neues Land (Zaussinger et al., 2013).
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Forderungen: Ausgaben
Sachleistungen:
Einerseits kann auf die Maßnahmen zu Sachleistungen aus dem Kapitel Soziale Absicherung verwiesen 
werden. Angeführt werden unter anderem günstige Mensenpreise oder die Minimierung der Kosten für 
Skripten, welche gleichermaßen für ausländische Studierende gelten sollen.

Information:
Um die hohen Ausgaben am Studienbeginn zu reduzieren, soll das Informationsangebot hinsichtlich Tausch-
börsen oder Second-Hand Läden für internationale Studierende leichter zugänglich gemacht werden. 

Beihilfen
Anspruch auf Studienbeihilfe haben österreichische StaatsbürgerInnen sowie Gleichgestellte. EWR-Bür-
gerInnen sind gleichgestellt, wenn sie oder ein Elternteil WanderarbeitnehmerIn sind, in Österreich die 
Matura gemacht haben, vor Aufnahme des Studiums in Österreich berufstätig waren (also nicht zu Stu-
dienzwecken nach Österreich kommen) oder fünf Jahre in Österreich gelebt haben. Drittstaatsangehörige 
sind gleichgestellt, wenn sie sich mindestens fünf Jahre ununterbrochen in Österreich aufgehalten ha-
ben. Das heißt, der Zugang zur Studienbeihilfe gestaltet sich für ausländische Studierende sehr schwer 
(§ 4 Studienförderungsgesetz – StudFG, BGBl. 609/1993). 

Forderungen: Beihilfen

Leichterer Zugang zur Studienbeihilfe
Der Zugang zur Studienbeihilfe muss für internationale Studierende erleichtert werden, sobald sie in 
Österreich studieren.

Grundstipendium
Langfristig soll das Grundstipendium umgesetzt werden (→ s. Kapitel Soziale Absicherung). 

Studiengebühren
Ab Sommersemester 2013 müssen Drittstaatsangehörige an österreichischen Universitäten die dop-
pelten Studiengebühren zahlen. Einzelne Länder können von der Studiengebührenregelung ausgenom-
men werden. In der Studienbeitragsverordnung gibt es drei verschiedene Listen mit unterschiedlichen 
Ländern und Ausnahmeregelungen. Es gibt eine Liste an Ländern, die von der Studiengebührenregelung 
ausgenommen werden müssen; darunter fallen Länder wie Afghanistan, Äthiopien oder Bangladesch. 
Die zweite und die dritte Liste beinhalten Länder, bei denen die Universitäten entscheiden können, ob 
sie die Hälfte der Studiengebühren rückerstatten, darunter fallen Länder wie Ägypten, Albanien oder 
die Türkei (falls in Österreich die Matura absolviert wurde – Anhang 1-3 der Studienbeitragsverordnung 
2004, BGBl. II 55/2004).

Kurzfristige Forderungen: Studiengebühren

Studienbeitragsverordnung an die Realität anpassen:
Die Länderlisten in der Studienbeitragsverordnung sind vollkommen veraltet. So sind etwa Länder wie der 
Iran oder Kosovo nicht enthalten. Das Ministerium muss die Länderlisten entsprechend der finanziellen 
und politischen Situationen in den Ländern aktualisieren. 

Autonomie der Universitäten einschränken:
Außerdem wird den Universitäten vollkommene Autonomie gelassen, darüber zu entscheiden, welche 
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Studierenden sie für förderungswürdig halten und welche nicht. Alle Länder der (aktualisierten) Listen in der 
Studienbeitragsverordnung sollen von den Studiengebühren befreit werden. Die Entscheidung, wer gefördert 
wird, darf nicht in die Autonomie der Universitäten fallen, sondern ist eine klar politische Agenda.

Langfristige Forderungen: Studiengebühren
 
Ausgleichszahlungen statt Studiengebühren
Die Studiengebührenregelung für Drittstaatsangehörige ist diskriminierend. Die Studiengebühren sollen 
abgeschafft werden, dafür sollen Ausgleichszahlungen zwischen den einzelnen Ländern, sollten diese die 
finanziellen Mittel dazu haben, eingeführt werden. 

Information
Auch mangelnde Information ist oftmals Ursache für finanzielle Probleme. Internationale Studierende 
sind sich, aufgrund der komplizierten Regelungen, oftmals nicht bewusst, dass sie (beschränkt) Zugang 
zum Arbeitsmarkt haben. Außerdem bleiben ihnen oft Informationen rund um Stipendien, Plattformen 
oder Tauschbörsen verwehrt. 

Forderung: Information
 
Information zum Auslandsantrag
Der Auslandsantrag ist der erste Antrag auf Erteilung eines Aufenthaltstitels. Gemeinsam mit dem Aus-
landsantrag sollen internationale Studierende direkt bei ihrer Botschaft, in Kooperation mit den Hochschu-
len, BMWF, OEAD sowie der ÖH alle wesentlichen Informationen zum Studium in Österreich bekommen.
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Diskriminierung an den Hochschulen

Ausländische Studierende sind an den Hochschulen noch immer mit Diskriminierung konfrontiert. 16 Prozent fühlen 
sich aufgrund ihrer Herkunft im Studium benachteiligt. Diesbezügliche Beurteilungen sind sehr unterschiedlich 
nach den jeweiligen Herkunftsländern. JedeR zweiteR StudierendeR aus der Türkei berichtet von Benachteiligungen 
aufgrund der Herkunft. Dahingegen fühlen sich nur elf Prozent deutscher Studierender und zwei Prozent der Südti-
rolerInnen aufgrund der Herkunft diskriminiert (Zaussinger et al., 2013). In der Studierenden-Sozialerhebung 2011 
berichteten Studierende von Diskriminierungserfahrungen, dort finden sich unter anderem folgende Beispiele:

„Als ausländischer Student hatte ich oft Diskriminierung erlebt! Das beste Beispiel war, als ich einen 
Anspruch auf Leistungsstipendium hatte, diese aber aufgrund meiner Herkunft nicht bekommen habe. 
Außerdem man bekommt als Ausländer keinerlei Unterstützung i.S.v. Stipendien oder Beihilfen.“ [18880; 
26-30 Jahre; Geburtsland: Polen] (Zaussinger et al., 2013, S. 139). 

„Besonders die Einschränkung der Nutzung der öffentlichen Verkehrsmittel (KEINE VERGÜNSTIGUNG-
Studienkarte zum Beispiel) dadurch, dass ich keine Österreicherin laut Pass bin, finde ich sehr unfair bis 
schon diskriminierend!!!“ [18891; 21-25 Jahre; Geburtsland: Deutschland] (ebd.)

„Ich finde es ganz rassistisch, dass Studierende aus einigen Ländern den Studienbeitrag zahlen, und die an-
dere nicht. Ich denke, eine hochqualifizierte und internationale Universität ist verpflichtet, ihre Studierende 
vor Diskriminierung aus politischen Gründen zu schützen.“ [20831; 21-25 Jahre; Geburtsland: Türkei] (ebd.). 

„Ich fühle mich als deutscher Student in Österreich teilweise tatsächlich schon diskriminiert. Es hatte damals 
persönliche Gründe, wieso ich nach Österreich gekommen bin und ich will niemanden Studienplätze wegneh-
men. Ich arbeite und lebe hier und habe auch vielen Anderen geholfen, weiterzukommen. Förderungen habe 
ich nie bekommen, weil sich keiner der beiden Staaten groß für einen interessiert. Soll mir aber egal sein, aus 
Menschen, die zu viel Geld im Studium haben, wird sowieso nix. Den Universitäten selber aber würde etwas 
mehr Geld wohl nicht schaden.” [31634; 21-25 Jahre; Geburtsland: Deutschland] (ebd., S.139 f.)
 
An den Hochschulen müssen Vorurteile abgeschafft werden. Das kann nur durch aktive Bewusstseinsbildung und Si-
chtbarmachung der Diskriminierungen passieren. Die Arbeitskreise für Gleichbehandlung spielen dabei eine wichtige 
Rolle. Deren Durchsetzungsinstrumente müssen erweitert werden (→ s. Hochschulorganisation- und Governance).

D
eu

ts
ch

la
nd

S
üd

ti
ro

l

eh
em

. 
Ju

go
sl

av
ie

n

Tü
rk

ei

A
nd

. 
W

es
t-

E
ur

op
a

A
nd

. 
O

st
-E

ur
op

a

Lä
nd

er
 a

uß
er

-
ha

lb
 E

ur
op

a

G
es

am
t

Es war/ist schwierig eine/n Visum/Aufenthaltstitelbewilligung für 
Österr. zu bekommen.

1% 0% 46% 71% 4% 14% 29% 12%

Es ist schwierig eine Wohnung zu finden, weil ich AusländerIn bin. 10% 3% 37% 65% 12% 27% 22% 17%

Es ist schwierig einen Job zu finden, weil ich AusländerIn bin. 6% 2 67% 77% 10% 57% 43% 26%

Ich hatte ausreichende Informationen, wie die Zulassung zum 
Studium in Österreich funktioniert. 

73% 70% 57% 40% 62% 68% 51% 67%

Die Hochschule hat mich bei der Zulassung zum Stuium ausreichend 
unterstützt. 

58% 59% 56% 36% 54% 61% 49% 57%

Ich fühle mich im Studium gut integriert. 74% 77% 63% 47% 75% 62% 62% 70%

Ich hätte gerne mehr Kontakt zu österreichischen Studierenden. 31% 19% 56% 56% 32% 54% 45% 38%

Ich fühle mich manchmal aufgrund meiner Herkunft im Studium 
benachteiligt. 

11% 2% 36% 50% 8% 25% 20% 16%

Es war schwierig, im Ausland abslovierte Studienleistungen in Öster-
reich geltend zu machen. 

9% 6% 25% 24% 23% 16% 33% 15%

Ich hatte Schwierigkeiten mit Zusatzprüfungen, die ich für das 
Studium in Österreich benötige.

3% 4% 20% 32% 11% 13% 18% 9%

Quelle: Zaussinger et al., 2011, Internationale Studierende, Zusatzbericht zur Studierenden-Sozialerhebung 2011
Tabelle 7: Bewertung der spezifischen Lebens- und Studiensituation als BildungsausländerIn nach Herkunftsland
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Bürokratie
Nur knapp über die Hälfte der internationalen Studierenden fühlte sich bei der Zulassung zum Studium 
von der Hochschule ausreichend unterstützt. Für die Mehrheit der türkischen Studierenden (71 Prozent) 
und auch fast für die Hälfte der Studierenden aus dem ehemaligen Jugoslawien (46 Prozent) war der 
Erhalt der Aufenthaltsbewilligung mit Schwierigkeiten verbunden. Schwer fällt es ausländischen Studier-
enden außerdem häufig, sich am Beginn des Studiums an den Hochschulen zurechtzufinden (Zaussinger 
et al., 2013). 

Forderungen: Bürokratie

•	 Ausbau einer mehrsprachigen Zulassungs-Beratung an den Hochschulen

•	 Mehrsprachige Informationstage für StudienanfängerInnen an allen Hochschulen

Wahlrecht
Studierende aus Drittstaaten haben bei den ÖH-Wahlen lediglich das passive Wahlrecht. Das Recht 
zur Wahl zu kandidieren und sich wählen zu lassen, haben nur Studierende aus dem EWR-Raum. Ein 
Großteil der ausländischen Studierenden kann also nicht ihre gesetzliche Interessensvertretung aktiv 
mitgestalten.

Forderung: Wahlrecht
Aktives und passives Wahlrecht für alle Studierenden
Die HSWO (Hochschülerinnen- und Hochschülerschaftsverordnung) soll dahingehend geändert werden, 
dass alle Studierenden in Österreich aktives und passives Wahlrecht bei den ÖH-Wahlen haben. 

Inklusion
Drei Viertel der BildungsausländerInnen fühlen sich gut in den Studienalltag integriert, aber 38 Prozent 
der ausländischen Studierenden wünschen sich mehr Kontakt zu BildungsinländerInnen. Auch hier sind 
unterschiedliche Beurteilungen zwischen den einzelnen Herkunftsländern erkennbar. Knapp die Hälfte 
der türkischen Studierenden fühlt sich etwa gut integriert, über 50 Prozent vermissen den Kontakt zu 
inländischen Studierenden. Auch über die Hälfte der Studierenden aus dem ehemaligen Jugoslawien und 
aus Osteuropa wünschen sich mehr Kontakt zu Studierenden außerhalb der eigenen Gruppe. Deutlich 
erkennbar ist, dass Studierende aus den einzelnen Ländern eher unter sich bleiben, obwohl sie sich das 
Gegenteil wünschen würden (Zaussinger et al, 2013).

Forderungen: Inklusion
Buddy-System: An allen Hochschulen soll ein Buddy-System eingerichtet werden. StudienanfängerInnen 
sollen in zusammengewürfelten Gruppen von TutorInnen aus höheren Semestern im ersten Studienjahr 
begleitet werden. Dadurch können sich Studierende einerseits besser untereinander austauschen und 
kennenlernen. Andererseits sollen sie alle wesentlichen Informationen und Tipps rund um das Studium 
von den TutorInnen bekommen. Die regelmäßig stattfindenden Treffen können als Wahlfach angerechnet 
werden. 
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Zusammenfassung

Schwerpunkt des Papers war die Identifizierung von akuten Problemen ausländischer Studierender und 
die Entwicklung von kurzfristigen Maßnahmen, um ihre Studiensituation zu verbessern. Darunter fällt 
eine Reduktion der Bürokratie rund um Aufenthaltstitel und Arbeitsbewilligung, sowie eine bessere fi-
nanzielle Absicherung ausländischer Studierender. Langfristiges Ziel muss es sein, dass ausländische 
Studierende den inländischen gleichgestellt werden und somit allen, unabhängig von ihrer Herkunft, der 
Zugang zu Hochschulbildung ermöglicht wird. Darüber hinaus findet noch immer Diskriminierung an den 
Hochschulen statt. Gezielte Maßnahmen helfen, Vorurteile und Ausgrenzung abzubauen und Inklusion 
an den Hochschulen zu fördern.
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INTERNATIONALISIERUNG & MOBILITÄT

Die vielseitigen individuellen, akademischen und gesellschaftlichen Vorteile studentischer Mobilität ste-
hen seit langem im Fokus europäischer Hochschulpolitik. Die studentische Mobilität stellte von Anfang 
an ein zentrales Ziel des 1999 initiierten Bologna-Prozesses dar, steht im Mittelpunkt der Strategie für 
Lebenslanges Lernen und wurde 2012 in der Mobilitätsstrategie 2020 (EHEA Ministerial Conference, 
2012) erneut konkretisiert.

Als studentische Mobilität gewertet werden das Absolvieren kompletter Studien im Ausland (degree mo-
bility), sowie Auslandsaufenthalte, die mindestens 15 ECTS-Credits entsprechen oder mindestens drei 
Monate dauern (credit mobility) (Unger et al.,  2013, S.8).

Die Zahlen für Österreich geben auf den ersten Blick ein gutes Bild ab. Das EU-Mobilitätsziel, laut 
welchem bis 2020 im EU-Durchschnitt 20 Prozent der europäischen Studierendenschaft am Ende ihres 
Studiums einen solchen studienbezogenen Auslandsaufenthalt absolviert haben sollen, gilt in Österreich 
als bereits erreicht. So hat bereits jede/r fünfte österreichische/r Student/in ein Auslandssemester oder 
-praktikum absolviert und weitere 15 Prozent planen einen solchen Aufenthalt. Bei genauerem Hinsehen 
und vor allem unter Berücksichtigung des sozialen Aspekts ergibt sich ein weniger erfreuliches Bild. So 
erhob das Institut für Höhere Studien 2011 Daten, die eindeutig erkennen lassen, „dass Studierende 
aus hoher Schicht über alle Altersgruppen und auch über alle Studienjahre hinweg die höchste Mobil-
itätsquote aufweisen und Studierende aus niedriger Schicht am seltensten ein Auslandssemester oder 
-praktikum absolvieren.“ (Unger et al., 2013, S. 20).

Diesen Sachverhalt stellt die untenstehende Grafik dar:

Quelle: Studierenden-Sozialerhebung 2011
Abbildung 24:  Studierendenrelevante Auslandserfahrung nach sozialer Herkunft

Diese Beobachtung ist nicht nur ein abermaliger Hinweis auf die Vernachlässigung der sozialen Di-
mension in vielen Bereichen der Hochschulpolitik, sondern vor allem auch auf deren Grund. Die Be-
weggründe hinter dem großflächigen Bekenntnis zur Förderung akademischer Mobilität sind oft weit-
gehend ökonomischer Natur und vor allem dem Bedürfnis des europäischen Wirtschaftsraums nach 

0%

20%

40%

60%

80%

100%

Niedrig Mittel Gehoben Hoch Gesamt

12%

10%

20%

59%

20%14%

13%

23%

50%

17% 21%

16%

25%
24%

42%
33%

21%
15%

23%

43%

1

Rungdungsdifferenzen möglich. 

  Der Schichtindex bezieht sich nur auf Angaben von Studierenden, deren Eltern in Österreich geboren wurden.      
  Daher können die werte in der Gesamtspalte von jenen in anderen Tabellen oder Grafiken abweichen. 

1

Auslandssemester / -pratikum 
		   absolviert

Auslandssemester / -pratikum 
		   geplant

Auslandssemester / -pratikum 
möglicherweise

Auslandssemester / -pratikum 
nicht geplant



177Forum Hochschule

Anhang

hochqualifizierten mobilen Arbeitskräften gewidmet. Durch die Instrumentalisierung des Mobilitätsziels 
ist studentische Mobilität oft von Begleiterscheinungen gezeichnet, die der Zielsetzung eines möglichst 
regen und vielfältigen kulturellen Austauschs widersprechen: die Bildung von Erasmus-Enklaven, assy-
metrische Mobilitätsströme und zunehmend hohe Studiengebühren für Drittstaatsangehörige. Aufgrund 
der Priorisierung ökonomischer Ziele wird diesen Entwicklungen, die dem ursprünglichen Internation-
alisierungsgedanken im Grunde entgegenwirken, jedoch ungenügende Aufmerksamkeit geschenkt. So 
werden erreichte Quoten oft als endgültige Erfolge gefeiert, während außer Acht gelassen wird, ob der 
ursprünglich gewünschte und für eine pluralistische und offene Gesellschaft notwendige kulturelle Aus-
tausch stattgefunden hat und inwiefern Individuen aller gesellschaftlichen Schichten gleichermaßen 
davon profitieren können.

Die durchgehend positiven Erfahrungsberichte von Studierenden, die einen Auslandsaufenthalt absolvier-
en – nämlich auch jener, die zum Beispiel Schwierigkeiten mit der Anrechnung von Lehrveranstaltungen 
hatten – , belegen jedoch den unbestrittenen Mehrwert einer studienbezogenen Auslandserfahrung (vgl. 
OeAD-GmbH, 2012, S. 23). Ein Mehrwert, der allerdings nach wie vor mit vielen Hürden verbunden ist, 
wobei oft nur ein privilegierter Teil der Studierenden in der Lage ist, diese zu überwinden.

Methodik
Die Arbeitgruppe widmete sich der Thematik auf methodisch vielfältige Art und Weise. In Arbeitsgrup-
pen-Treffen wurden gemeinsam mit ExpertInnen die unterschiedlichen Themenfelder identifziert, die 
dann durch die  Koordinatiorinnen mit Hilfe von wisschenschaftlicher Literatur und Studien zu den 
Ergebnissen dieses Kapitels aufbereitet wurden. Durch einen Input durch das Institut für Höhere Studien 
wurden die Ergebnisse der Sonderauswertung der Studierenden-Sozialerhebung zu Internationaler Mobil-
ität beleuchtet. Gerhard Volz von der Nationalagentur Lebenslanges Lernen gab der Arbeitsgruppe einen 
wichtigen Einblick in die Organisation von Mobiltitäsprogramme sowie eine europäische Perspektive auf 
die Thematik. In der Arbeitsgruppe waren vor allem Studierende aus den Reihen der ÖH tätig, die sich 
im Referat für Internationale Angelegenheiten, dem Referat für Bildungspolitik sowie dem Sozialreferat 
engagieren. So konnten wir in der gemeinsamen Arbeit auf ein breites Spektrum an Know how und Er-
fahrung zurückgreifen.
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Credit Mobility
Die Einführung von Austauschprogrammen durch die europäischen Institutionen und die zunehmenden 
Bekenntnisse des europäischen Hochschulraums zur Internationalität hatten und haben es immer noch 
zum Ziel, Europas Studierende möglichst mobil zu machen. Spätestens durch die Gründung des Eras-
mus-Programms, an dem sich Österreich seit 1992 beteiligt, und die durch den Bologna-Prozess in den 
1990er Jahren gestiegene Relevanz internationaler Mobilität nimmt das Thema einen wichtigen Platz in 
der hochschulpolitischen Diskussion ein.

Die Möglichkeiten während des Studiums internationale Erfahrungen zu sammeln, sind natürlich auch 
durch den technologischen Fortschritt betreffend Kommunikation und Transport zugänglicher geworden. 
Die Zunahme von internationaler Mobilität korrespondiert auch mit Transformationen des inhaltlichen 
Fokus von Bildungseinrichtungen, die sich immer mehr hin zu einer globalen Perspektive ausrichten (vgl. 
Junor & Usher, 2008). 

Den größten Teil der studentischen Mobilität in Österreich macht die sogenannte „credit mobility“ oder 
auch „temporary mobility“ aus. Dabei handelt es sich um einen Auslandsaufenthalt von kürzerer Dau-
er während des Studiums. Das bekannteste Beispiel dafür sind die Auslands-, beziehungsweise Aus-
tauschsemester. Alternative Formen des Auslandsaufenthalts sind aber im Vormarsch, so zum Beispiel 
Auslandspraktika oder Sprachkurse im Rahmen des Studiums. Zeitlich fallen in diese Kategorie Ausland-
saufenthalte von drei bis zu zwölf Monaten.

Sowohl die Bologna-Mobilitätsziele der MinisterInnenkonferenz, die 2012 in Bukarest getagt hat, als 
auch die benchmarks der Europäischen Kommission im Rahmen der „Education and Training 2020“ 
Strategie legen einen EU-Durchschnitt von 20 Prozent der Studierenden fest, die auf die eine oder an-
dere Weise während ihres Studiums Erfahrungen im Ausland sammeln sollen. Ein Großteil der Studier-
enden nutzt das Erasmus-Programm, um sich den Auslandsaufenthalt zu organisieren und zu finanzieren. 
Dabei liegt Österreich mit einer Anzahl von 5.216 Studierenden, die im Studienjahr 2010/2011 einen 
Erasmus-Aufenthalt absolviert haben, auf dem vierten Platz der 33 teilnehmenden Länder.1

Desiderius Erasmus Roterodamus
Das 1987 von der Europäischen Kommission ins Leben gerufene Erasmus-Programm (European Commu-
nity Action Scheme for the Mobility of University Students) ist das Austauschprogramm, das Studierende 
aus Österreich am häufigsten für ihren Auslandsstudienaufenthalt nutzen. Anders als in anderen teilne-
hmenden Ländern ist die Koordination des Programms auf nationaler Ebene zentral geregelt und wird 
nicht ausschließlich von den Hochschulen organisiert. Der österreichische Austauschdienst (OeAD-Gm-
bH) übernimmt die übergeordnete Organisation und zahlt die Zuschüsse direkt an die Studierenden aus. 
Somit wird garantiert, dass allen Studierenden – egal welcher Hochschule – zumindest in der Theorie ein 
Platz gesichert ist, und auch alle Studierenden mit dem gleichen Zielland den selben Zuschuss erhalten.2 

Die Zuschüsse, die österreichische Studierende durch das Erasmus-Programm erhalten, sind zwar ver-
gleichsweise niedrig, dennoch zeigen die österreichischen Studierenden im europäischen Vergleich eine 
relativ hohe Mobilitätsrate auf.

Rahmenbedingungen
Der Grundgedanke der Förderung von Mobilität, der sich nicht nur akademische Vorteile erhofft, sondern 
vor allem ein besonderes Augenmerk auf interkulturelle Erfahrungen und interkulturelles Lernen legt, ist 
zweifellos begrüßenswert. Dennoch darf bei der Diskussion um internationale Mobilität nicht vergessen 
werden, warum viele Studierende nicht die Möglichkeit haben, Erfahrungen im Ausland zu sammeln.  
 

1 Pressemitteilung des Bundesministeriums für Wissenschaft und Forschung, 2.5.2012. Verfügbar unter: 
http://www.icm.oead.at/home/meta/presse/news_detail/datum////karlheinz-toechterle-oesterreich-seit-20-jahren-erfolgreich-
bei-erasmus/ [13.2.2013]
2 Ausgenommen Sonderzuschüsse für beispielsweise Studierende mit besonderen Bedürfnissen.
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Mobilität hat einen Preis – und je niedriger die soziale Herkunft der Studierenden, desto niedriger ist auch die 
Mobilitätsquote (Unger et al., 2013, S.15), Die AutorInnen der Studierenden-Sozialerhebung erklären dies 
einerseits durch das durchschnittlich höhere Alter und damit verbundene Mobilitätsbremsen für Studierende 
aus niedrigeren sozialen Schichten, andererseits aber vor allem auch durch die anfallenden Kosten eines Aus-
landsaufenthalts. Darüber hinaus gibt es noch weitere Hindernisse wie Studienverzögerung und mangelnde 
Anrechenbarkeit. Generell sinkt die Mobilitätsrate mit dem Alter, da die Lebenssituation vieler Studierender 
einen Aufenthalt im Ausland nicht oder nur sehr schwer möglich macht. Das betrifft zum Beispiel Studier-
ende mit Kindern oder berufstätige Studierende. Dazu kommt, dass es auch Studierende gibt, die aus un-
terschiedlichen Gründen schlichtweg kein Interesse an der Teilnahme an einem Mobilitäsprogramm haben. 

Der internationale Koordinator der Studie „EUROSTUDENT“ Dominic Orr drückt dies mit dem Satz „mo-
bility is not for all“ aus: Es gibt auch Faktoren, die für die Hochschule und die Politik zumindest nicht 
direkt beeinflussbar sind (vgl. Orr, 2012). Wie dennoch eine Internationalisierung stattfinden kann, legen 
wir im Unterkapitel „Internationalisation at home“ dar.

Mit dem Bekenntnis zur Mobilität muss es grundsätzlich klares Ziel sein, dass allen Studierenden, die 
mobil sein wollen, auch die Möglichkeit dazu geboten wird. Es muss sichergestellt werden, dass sie die 
dafür notwendigen Rahmenbedingungen vorfinden sowie ausreichend Unterstützung erhalten.

Mobilitätshindernisse
Die Sonderauswertung der Studierenden-Sozialerhebung 2011 zu internationaler Mobilität zeigt, dass 
die häufigsten Mobilitätshindernisse Alter, die soziale Herkunft und der Hochschultyp sind.

Nur knapp 30 Prozent der Studierenden über 30 geben in der Erhebung an, einen Auslandsaufenthalt zu 
planen. Hauptgrund dafür ist, dass sich diese Gruppe der Studierenden oft in Lebenssituationen befindet, 
die einen Auslandsaufenthalt erschweren beziehungsweise unmöglich machen. So sind über zwei Drittel der 
Studierenden über 26 Vollzeit erwerbstätig und haben damit einen Lebensalltag, der es erschwert, einen Teil 
des Studiums im Ausland zu absolvieren. So spielt laut der Studierenden-Sozialerhebung das Alter auch in 
Bezug auf den Faktor der sozialen Herkunft als Mobilitätshindernis eine Rolle. Studierende aus weniger privil-
egierten sozialen Schichten studieren oft erst in höherem Alter und befinden sich damit in Lebenssituationen, 
die ihnen einen Auslandsaufenthalt erschweren. Nach wie vor spielt jedoch die finanzielle Komponente eine 
große Rolle, auch abseits der Frage des Alters.

<21J. 21-25J. 26-30J. >30J. Gesamt

Information und Zugänglichkeit 34%  32% 22%  12% 24%

Auswirkungen auf das Studium 64% 62% 46% 30% 50%

Lebenssituation/ persönliche Hindernisse 58% 65% 74% 84% 72%

Finanzielle Hindernisse 53% 53% 52% 36% 48%

Verlust von Sozialleistungen 12% 11% 5% 4% 8%

Umstände im Gastland  23% 18% 15% 12% 16%

Dauer 14% 9% 6% 5% 8%

Sonstiges 17% 14% 10% 9% 12%

Keine 7% 6% 6% 6% 6%

Quelle: Zusatzbericht der Studierenden-Sozialerhebung 2011 – Internationale Mobilität         Tabelle 8: Mobilitätshindernisse

Auch der Faktor des Hochschultyps wird in der Studierenden-Sozialerhebung vor allem als Frage des Alters 
und der Verpflichtungen der Studierenden verstanden. So sind es einerseits Studierende, die berufsbeglei-
tende Fachhochschul-Studien absolvieren, die eine niedrige Mobilitätsrate aufweisen, sowie Studierende 
der Pädagogischen Hochschulen in Fächern, die vor allem von älteren Studierenden belegt werden.

Oft erlaubt auch die Familiensituation Studierenden nicht ins Ausland zu gehen. Die gängigen Aus-
tauschprogramme – wie etwa Erasmus – sehen zwar Sonderzuschüsse für diese Gruppe von Studierenden 
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vor. Diese belaufen sich jedoch auf eine Höhe, die für die meisten keine entscheidungsrelevante finan-
zielle Förderung darstellt.

Bei den Hindernissen geben 37 Prozent der Befragten in der Studierenden-Sozialerhebung die  Finan-
zierung des Auslandssemesters an. Als weitere Hürden werden das leistbare Wohnen sowie der Zeitverlust 
für das Studium in Österreich wie auch die mangelnde Anrechenbarkeit genannt.

Vor allem der Zeitverlust sowie die Anrechenbarkeit sollten durch die Schaffung der „European Higher 
Education Area“ nichtig werden. Dennoch sehen sich viele Studierende mit großem bürokratischem 
Aufwand und Hürden bei der Anrechnung ihres Auslandsaufenthaltes konfrontiert.3

Bezüglich der Anerkennung bereits erbrachter Studienleistungen sei an dieser Stelle angemerkt, dass Ös-
terreich bereits 1997 das Lissabonner Annerkennungsabkommen (BGBl. III Nr. 71/1999) unterzeichnet  
 
hat, das für Österreich seit 1.April 1999 gültig ist. In diesem ist festgehalten, dass eine Leistung 
grundsätzlich anzuerkennen ist, außer es besteht ein wesentlicher Unterschied (Art VI.I). Im weiteren 
heißt es dort: „Die Beweislast, dass ein Antrag nicht die entsprechenden Voraussetzungen erfüllt, 
liegt bei der die Bewertung durchführenden Stelle.“ (Art III.3). Dies entspricht allerdings nicht den 
momentan gängigen Verfahren, im Zuge welcher Studierende oft ein langwieriges Annerkennung-
sprozedere durchlaufen müssen, in dem die Äquivalenz der im Ausland absolvierten Leistungen belegt 
werden muss.

Besonders deutlich wird der Faktor der sozialen Herkunft auch bei der Auswahl der Zielländer. So sind es 
überwiegend Studierende mit privilegiertem sozialem Hintergrund, die einen Studienaufenthalt außerh-
alb Europas planen, weil diese Programme oft mit hohen Eigenkosten verbunden sind.

Auch Studierende mit besonderen Bedürfnissen weisen eine äußerst niedrige Mobilitätsrate auf. Gerade 
für diese Gruppe bräuchte es im Rahmen der laufenden Austauschprogramme stärkere finanzielle und 
organisatorische Unterstützung bei der Planung eines Auslandsaufenthaltes, weil in diesem Fall auch oft 
Assistenz vor Ort notwendig ist (→ s. Kapitel Barrierefreie Hochschule).

Forderungen:

•	 Schaffung von Möglichkeiten, Auslandsaufenthalte auch mit Kindern zu absolvieren; beispielsweise 
mit Hilfe von Buddy-Systemen für Studierende mit Kind oder etwa Kinderbetreuungseinrichtungen 
an Hochschulen.

•	 Gezielte Bewerbung von Moblitätsprogrammen bei Studierenden mit Kindern.4

•	 Die Einrichtung der Möglichkeit einer Bildungskarenz für die Absolvierung eines Auslandsaufenthalts 
mit zusätzlicher finanzieller Unterstützung für berufstätige Studierende. 

•	 Ausreichende finanzielle Unterstützung für Übersee-Austauschprogramme, damit alle Studierenden 
die Möglichkeit haben, den Zielort ihres Aufenthaltes frei zu wählen.

•	 Stärkere Bewerbung von Regionen, die nicht stark frequentiert werden – so zum Beispiel der Donau-
raum/Osteuropa.

•	 Höhere Zuschüsse für Studierende mit besonderen Bedürfnissen und chronischen Erkrankungen, die 
einen Auslandsaufenthalt absolvieren wollen. Es soll des Weiteren klare Ansprechpersonen geben, 
die diese Gruppe von Studierenden bei der Planung ihres Auslandsaufenthaltes (wie beispielsweise 
der Organisation von Assistenz vor Ort) unterstützen. 

3 Fragen und Probleme der Anrechenbarkeit werden im Kapitel Sektorale Durchlässigkeit behandelt.
4 Siehe beispielsweise die Initiative des DAAD http://www.auslandsstudium-mit-kind.de
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Internationalisation at Home
Unter diesem Schlagwort sammeln sich alle Maßnahmen und Aktivitäten, die die Internationalisierung 
vor Ort zur Zielsetzung haben. Dies soll allen Beteiligten das Lernen, Lehren und Forschen in einem 
internationalen Umfeld ermöglichen und kommt vor allem jenen Studierenden zugute, die keinen Aus-
landsaufenthalt machen können oder wollen. Richtig umgesetzt geht es dabei vor allem darum, kulturelle 
Diversität und internationale Perspektiven als strukturelle Komponente in den universitären Alltag zu 
integrieren, sie nicht mehr als Ausnahme und Privileg wahrzunehmen und so allen Studierenden einen 
interkulturellen Austausch zu ermöglichen. Die Möglichkeiten, diese Strategie zu verfolgen sind vielseitig 
und reichen von der gezielten Einstellung internationalen Personals über Maßnahmen zur aktiven Inte-
gration von „Incomings“ bis zur internationalen Ausrichtung der Curricula. 

So soll beispielsweise das zunehmende Angebot an englischsprachigen Lehrveranstaltungen unter ander-
em die Sprachkompetenzen der Studierenden fördern, die ebenfalls eine häufige Mobilitätshürde darstel-
len. Die bestmögliche Einbindung von Erasmus-Studierenden soll den kulturellen Austausch vorantrei-
ben und die internationale Besetzung des Forschungs- und Lehrpersonals soll den Perspektivenhorizont 
der Forschung erweitern.

Forderungen

•	 Verstärktes Angebot an mehrsprachigen Lehrveranstaltungen;

•	 Einbindung von „Incomings“ durch strukturierte Zusammenarbeit von Lehrenden und Studierenden;

•	 Internationale Aspekte im Curriculum jedes Studiums;

•	 Erweiterung von Forschungs- und Lehrstellen für internationale AkademikerInnen;

Zusammenfassung

Trotz erfreulich hohe Mobilitätszahlen gibt es in vielen Bereichen der Internationalisierung der Hochschu-
len in Österreich noch dringenden Handlungsbedarf.

Vor allem die soziale Dimension wird oft vernachlässigt. Mobilität im Studium ist in den meisten Fällen 
immer noch Studierenden mit sozio-ökonomisch besser gestellten Hintergrund vorbehalten. Neben dem 
finanziellen Faktor ist auch das Alter für viele ein Hindernis ins Ausland zu gehen. Die Zuschüsse müssen 
erhöht werden und die bürokratischen Hürden abgebaut werden, um auch jenen Studierenden Ausland-
saufenthalte zu ermögichen, die derzeit wenig bis gar nicht an Mobilitätsprogrammen teilnehmen, wie 
etwa Studierende mit besonderen Bedürfnissen oder Studierende mit Kindern. Grundsätzlich müssen 
allen Studierenden, die einen Auslandsaufenthalt absolvieren wollen, auch die Möglichkeit dazu geboten 
werden. Um dies zu ermöglichen, muss vor allem das Fördersystem ausgebaut werden.

Allgemein ist die zu beobachtende Transformation der Hochschulen hin zu einer globaleren Perspektive 
zu begrüßen. Damit es auch an den österreichischen Hochschulen eine Entwicklung in Richtung kul-
tureller Diversität und internationaler Perspektive gibt, ist es notwendig, dass der Internationalisierungs-
Prozess auch innerhalb des Curriculums und des Forschungs- und Hochschulpersonals stattfindet.

Die Motivation für die Förderung von studentischer Mobilität basiert oftmals auf ökonomischen Zie-
len, dies steht allerdings in einem Spannungsfeld mit dem Grundgedanken von Internationalisierung 
und interkulturellem Lernen. Es muss gewährleistet werden, dass internationale Mobilität nicht nur der  
Verwertungslogik entspricht.
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Durchlässigkeit im tertiären Sektor

Durch die Umstellung auf das dreistufige System der Studienabschlüsse (Bachelor – Master – PhD/Dok-
torat) und den immer größer werdenden Sektor der Fachhochschulen wird die Frage der Durchlässigkeit 
im tertiären Sektor immer wichtiger. Dazu kommt der starke Wunsch nach Mobilität im europäischen 
Bildungsraum, der auch durch Programme wie ERASMUS gefördert und gefordert wird. Studierende 
sollen zwischen Sektoren und Ländern wechseln und durch Anerkennungen, Anrechnungen und unkom-
plizierte Zulassungen größtmögliche Mobilität erreichen. Dem gegenüber stehen jedoch große Vorurteile 
von Hochschulen gegenüber anderen Institutionen (im gleichen Sektor genauso wie gegenüber anderen 
Sektoren) und Ländern. Der Bologna-Prozess, dem sich auch die österreichische Politik verschrieben hat, 
fordert jedoch starke Mobilität und Durchlässigkeit in allen Dimensionen. Besonders auch hinsichtlich 
eines europäischen Bildungsraumes ist Durchlässigkeit im tertiären Sektor wichtig, damit Studierende 
mit Prüfungen oder Abschlüssen aus dem Ausland faire Chancen bekommen und auch in Österreich ein 
Studium absolvieren können. Im folgenden Kapitel werden die größten diesbezüglichen Probleme und 
kurz- wie auch langfristige Lösungen dafür aufgezeigt.

Methodik & Abgrenzung
Die Arbeitsgruppe Durchlässigkeit im tertiären Sektor beschäftigte sich mit den Übergängen zwischen 
verschiedenen Studien. Dabei wurde generell zwischen horizontaler und vertikaler Durchlässigkeit un-
terschieden. Zur Abgrenzung zu anderen Themenbereichen im hochschulpolitischen Raum wurde fest-
gelegt, dass die soziale Durchlässigkeit des tertiären Sektors und Übergänge vom sekundären in den 
tertiären Bildungsbereich nicht behandelt werden.

Von horizontaler Durchlässigkeit wird gesprochen, wenn ein Studienwechsel während dem Studium ge-
schehen soll oder Lehrveranstaltungen aus anderen Studien (oder auch Ländern) angerechnet werden 
sollen. Dabei geht es vornehmlich um die Anerkennung von bisher erbrachten Studienleistungen. Im Ge-
gensatz dazu wird von vertikaler Durchlässigkeit gesprochen, wenn ein Studienwechsel nach Abschluss 
eines Studiums geschehen soll und dieses absolvierte Studium nicht automatisch zur Zulassung zum 
gewünschten Studium berechtigt. 

Beispielhafte Schnittstellen und Durchlässigkeiten:

•	 Schnittstellen Bachelor – Master – PhD innerhalb eines Sektors

•	 Schnittstellen Bachelor – Master – PhD mit Wechsel des Sektors

•	 Durchlässigkeit zwischen Studien unterschiedlicher Länder

•	 Durchlässigkeit zwischen unterschiedlichen Fächern

•	 Durchlässigkeit zwischen „Lehrgang“ und „Studium“

•	 Durchlässigkeit bei ‚gleichen‘ Studien an unterschiedlichen Standorten

Die Arbeitsgruppe beschäftigte sich folglich mit der Möglichkeit von Übergängen sowohl innerhalb des 
gleichen als auch zwischen unterschiedlichen Sektoren im österreichischen Hochschulraum (Univer-
sitäten, Fachhochschulen und Pädagogische Hochschulen). Dazu wurden mit Hilfe von Studienvertretun-
gen aus allen Sektoren in Österreich Erfahrungen, Problemberichte und auch „best practice“-Beispiele 
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eingeholt, in der Arbeitsgruppe gesammelt und diskutiert. Außerdem gab es eine Workshop-Einheit zum 
Thema „Durchlässigkeit im tertiären Sektor“ bei einem Treffen von Bildungspolitischen Referaten an 
HochschülerInnenschaften an den Universitäten und Studienvertretungen von Fachhochschulen in Linz 
im November 2012.

Um auch Einsicht in die Perspektive der Institutionen zu bekommen, wurde in der Arbeitsgruppe eine 
Umfrage ausgearbeitet, die an jene Organe an Universitäten, Pädagogischen Hochschulen bzw. Fach-
hochschulen ausgeschickt wurde, die für Durchlässigkeitsfragen zuständig sind. Diese Stellen sind for-
mal für die Anerkennungen an den Hochschulen zuständig und spielen teilweise auch in der Bewertung 
von Gleichwertigkeiten bei Zulassungen eine Rolle. Der Fragebogen wurde per Mail an über 300 Adressen 
ausgeschickt. Insgesamt wurden 135 teils oder zur Gänze (96 Bögen) ausgefüllte Fragebögen zurück-
geschickt. An den Fachhochschulen erging der Fragebogen an die Studiengangsleitungen, die in den 
jeweiligen Studiengängen für studienrechtliche Angelegenheiten zuständig sind. An den Universitäten 
und Pädagogischen Hochschulen wurde an die monokratischen Organe der Hochschule (pro Universität 
bzw. Hochschule also nur ein Organ) ausgeschickt. Die Auswertung der ausgefüllten Fragebögen erfolgte 
durch Mag.a Stephanie Eberl, Psychologin aus Graz.
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Ergebnisse der Umfrage zur Durchlässigkeit
Von den Befragten machten 116 Personen Angaben bezüglich der Organisation, bei der sie angestellt 
sind.

Organisation Rückmeldungen
Universität	 7

Fachhochschule	 101

Pädagogische Hochschule 8

Gesamt	 116

Tabelle 9: Umfrage zur Durchlässigkeit, Teilnehmende nach Organisation

Nachdem zum größten Teil Angehörige von Fachhochschulen an der Umfrage teilgenommen haben, ist 
ein Vergleich der Institutionen mit großer Vorsicht zu genießen. Bei manchen Fragen kann es sich bei 
Universitäten und Pädagogischen Hochschulen auch um Einzelmeinungen handeln. Es ist jedoch festzu-
halten, dass die Rückmeldungsrate bei allen Hochschulen ähnlich war, weil an Fachhochschulen insge-
samt 256 Studiengangsleitungen aktiv sind, an Universitäten hingegen jeweils ein monokratisches Organ 
(insgesamt also 21) und an Pädagogischen Hochschulen ebenso ein monokratisches Organ (insgesamt 
also 14) eingerichtet ist.

Bei der Umfrage wurden unter anderem Auswahl-Items einer Skala von Ziffer 1 bis Ziffer 4 verwendet:

1 – trifft völlig zu
2 – trifft eher zu
3 – trifft eher nicht zu
4 – trifft überhaupt nicht zu

Außerdem war es den TeilnehmerInnen bei einigen Fragen möglich, auch Anmerkungen abzugeben, falls die 
vorhandenen Auswahlmöglichkeiten nicht ausreichend waren oder sie sonstige Kommentare anführen wollten.

Transparenz der Verfahren und Entscheidungen
Bei Fragen der Zulassung und Anerkennungen von Prüfungen geht es für Studierende meist um wichtige 
Weichenstellungen. Oftmals beschweren sich Studierende jedoch über nicht nachvollziehbare Entschei-
dungen von Organen an Hochschulen. Insbesondere wenn zum Beispiel KollegInnen aus dem gleichen 
Fach andere oder gar keine Auflagen bekommen, wirken Auflagen oder negative Bescheide willkürlich. 
Da die Entscheidungskompetenz bei einem monokratischen Organ liegt – also bei einer einzelnen Person 
– kann die Studierendenvertretung erst bei Beschwerde aktiv werden. Beschwerdefälle ergehen bisher 
an eine Kommission (Senat oder Studienkommission), in der auch Studierende Mitglied sind. Viele 
solche Fälle gehen jedoch „verloren“, weil Studierende nicht in ausreichendem Maße über die rechtli-
chen Rahmenbedingungen Bescheid wissen und mögliche Beschwerdewege nicht immer ausschöpfen. 
Außerdem können sich Studierende nicht vorab über mögliche Auflagen (oder auch die Unmöglichkeit 
einer positiven Entscheidung) informieren, weil Vorabanträge oder die Veröffentlichung von Entscheidun-
gen nicht gesetzlich vorgesehen sind und eine entsprechende Praxis an den Hochschulen folglich nicht  
gegeben ist.

Besonders wichtig erscheint eine erhöhte Transparenz bei Verfahren und Entscheidungen im Hinblick 
auf den immer größer werdenden „gender gap“ bei Übertrittsquoten von Bachelor- in Masterstudien, 
den die Studierenden-Sozialerhebung 2011 klar aufzeigt: „Ab der Bachelorabschlusskohorte 2004/05 
ist jedoch deutlich zu erkennen, dass die Abweichung zwischen den Geschlechtern immer größer wird. 
Der kontinuierliche Anstieg dieses Gender Gaps endet im letzten beobachteten Studienjahr 2008/09 mit 
10%-Punkten: von den BachelorabsolventInnen dieses Studienjahres nahmen 77% der Frauen und 87% 
der Männer ein Masterstudium auf.“ (Unger et al., 2012, S. 44f.).
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Transparenz der Verfahren und Entscheidungen: Forderungen
Um nachhaltige Entscheidungen zu ermöglichen und Ungleichbehandlungen zu minimieren, sollen erst- 
und zweitinstanzliche Entscheidungen von Organen, die mit Anträgen bzgl. Durchlässigkeit (Zulassung, 
Anerkennung, u.a.) zu tun haben, anonymisiert veröffentlicht werden. Dadurch können sich Studier-
ende über deren Möglichkeiten und Aussichten (mögliche Auflagen, etc.) informieren. Gleichzeitig kann 
auch die Studierendenvertretung besser beraten und Studierende über deren Möglichkeiten informieren. 
Außerdem sollen, wie auch schon im Kapitel Hochschulorganisation und –governance beschrieben, nur 
mehr Kollegialorgane (mit Beteiligung aller Angehörigen der Hochschule) über studienrechtliche Angel-
egenheiten entscheiden.
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Curricula Gestaltung

Viele Studierende wissen bereits sehr früh, welches Studium sie nach dem Erstabschluss gegebenenfalls 
weiterstudieren möchten. Durch die immer verschulteren Studienpläne und die geringe Anzahl an freien 
Wahlfächern in Studienplänen ist jedoch eine Vorbereitung auf mögliche Auflagen unmöglich.

Curricula Gestaltung: Forderungen
Wie im Kapitel Qualität der Lehre bereits beschrieben, ist ein Mindestmaß an freien Wahlfächern in allen 
Studienplänen zu garantieren. Dadurch würde es Studierenden um ein Vielfaches erleichtert werden, sich 
auf einen Studien- oder Sektorenwechsel vorzubereiten.

Prüfung der Gleichwertigkeit
Im ersten Teil der Umfrage zu Durchlässigkeitsfragen wurde die reale Handhabung der Gleichwertigkeit-
sprüfung abgefragt. Bei der Anerkennung von bereits erbrachten Prüfungsleistungen (§ 78 UG, § 12 
FHStG, § 56 Hochschulgesetz) muss die Gleichwertigkeit vom zuständigen Organ festgestellt werden. 
Auch bei der Zulassung zu Masterstudien (§ 64 Abs 5 UG, § 4 Abs 4 FHStG) wird in den entsprechenden 
Gesetzespassagen von gleichwertigen (und fachlich in Frage kommenden) Studien gesprochen. Geset-
zliche Bestimmungen, welche Faktoren zur Prüfung der Gleichwertigkeit herangezogen werden, gibt es 
jedoch nicht.

„In meine Beurteilung/Entscheidung bei der Gleichwertigkeitsprüfung von Prüfungen oder Studienab-
schlüssen beziehe ich “Noten” mit ein (Gewichtung):“

Abbildung 25: Umfrage zur Durchlässigkeit, Faktor Note für die Beurteilung der Gleichwertigkeit

Die Umfrage fragte deshalb nach den Faktoren, die zuständige Organe an den Hochschulen heranziehen, 
um Gleichwertigkeit zu prüfen. Ein deutlicher Unterschied ist beim Faktor „Note“ zu erkennen (siehe 
Abbildung 25), wobei Organe an Universitäten diesen Faktor völlig ausklammern, während Organe an 
Fachhochschulen und Pädagogischen Hochschulen diesem Faktor große Bedeutung beimessen. In den 
Anmerkungen zur Frage, welche Faktoren in die Prüfung der Gleichwertigkeit einfließen, war ebenfalls zu 
erkennen, dass diese sehr unterschiedlich sind: vom Zeitpunkt der abgelegten Prüfung („Wie lange liegt 
der Wissenserwerb zurück?“) über das „Studienniveau (Bachelor, Master)“, dem „Status der Hochschule, 
die das Zeugnis vergeben hat“ bis zu „Art und Niveau der Institution“ reicht die Bandbreite an genannten 
Faktoren. Somit wurde klar, dass die Prüfung der Gleichwertigkeit sehr unterschiedlichen persönlichen 
Einschätzungen der jeweils zuständigen Organe unterliegt.
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Prüfung der Gleichwertigkeit: Forderungen
Wie beschrieben werden bei der Prüfung der Gleichwertigkeit (insbesondere bei Fragen der Anerken-
nung von erbrachten Prüfungen) sehr viele unterschiedliche Faktoren mit unterschiedlicher Gewichtung 
herangezogen. Diese Diversität geht oftmals mit einer intransparenten Bewertung einher. Über die Jahre 
hat der Verwaltungsgerichtshof (VwGH) jedoch einige Entscheidungen bei Beschwerden von Studier-
enden getroffen und dabei durchaus klare Grundsätze für die Gleichwertigkeitsprüfung (im Sinne des  
§ 78 UG) aufgestellt. So kommt der VwGH in einer Erkenntnis zu folgendem Schluss:

„Die Gleichwertigkeitsprüfung […] erfordert nicht nur eine Beurteilung nach Inhalt und Umfang der 
Anforderungen, sondern auch nach der Art und Weise, wie die Kontrolle der Kenntnisse vorgenommen 
wurde. Gleichwertigkeit ist gegeben, wenn in beiden Bereichen eine annähernde Übereinstimmung vor-
liegt; fehlt es an dieser annähernden Übereinstimmung auch nur in einem dieser beiden Bereiche, liegt 
Gleichwertigkeit nicht vor. Da auf die Gleichwertigkeit der ‚vorgeschriebenen Prüfungen’ abgestellt wird, 
kommt es auf die abstrakten Merkmale von Prüfungsstoff und Prüfungsmethode (im weiteren Sinn) an; 
auf das konkrete Prüfungsergebnis ist nicht Bedacht zu nehmen.“ (VwGH 19.4.1995, GZ 94/12/0131).

Es ist daher klar festgelegt, dass bei der Prüfung der Gleichwertigkeit die Note der anzuerkennenden 
Prüfung keinerlei Rolle spielen darf. Bisher wurden jedoch nur Verfahren bezüglich Anerkennungsfragen 
an Universitäten bis zum VwGH gebracht – die Erkenntnis erscheint jedoch so deutlich, dass sie auch 
für gleiche Verfahren an Fachhochschulen und Pädagogischen Hochschulen eingehalten werden sollte.

Um eine einheitliche Beurteilung von Gleichwertigkeiten von Prüfungen und Abschlüssen zu gewähr-
leisten, ist eine genauere gesetzliche Bestimmung notwendig. Damit könnte die Intransparenz und Un-
einheitlichkeit der Spruchpraxis an unterschiedlichen Hochschulen vermindert werden und die Durchläs-
sigkeit im tertiären Sektor erhöht werden.
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Vorurteile gegenüber Institutionen und Abschlüssen

Bei den zahlreichen Rückmeldungen von Studierendenvertretungen an Hochschulen aus allen Sektoren 
wurde häufig kritisiert, dass es aufgrund von Vorurteilen gegenüber anderen Hochschulen und Sektoren 
oftmals mit der Begründung, dass Abschlüsse und Prüfungen „weniger wert“ seien, nicht zu Anerken-
nungen und Zulassungen kommt. Aus diesem Grund wurden die zuständigen Organe an den Hochschu-
len nach ihrer Einschätzung gefragt, inwiefern manche Abschlüsse und Prüfungen einfach anzurechnen 
seien.

„Ich empfinde es als einfach Prüfungen und / oder Studienabschlüsse von folgender Institution  
anzurechnen.“

Abbildung 26: Umfrage zur Durchlässigkeit, Institutionen

Die Ergebnisse der Umfrage zeigen, dass die zuständigen Organe die jeweiligen Abschlüsse und Prüfun-
gen der eigenen Institution als „einfach“ anzurechnen empfinden. Bei allen Institutionen werden die 
Anrechnungen anderer Institutionen als „schwerer“ eingestuft. Auch wenn die einzelnen Ergebnisse da-
bei nicht so große Differenzen aufweisen, wie Erfahrungsberichte von Studierenden und auch Lehrenden 
erwarten ließen, hat sich durchaus gezeigt, dass es auch aus eigener Wahrnehmung der zuständigen Or-
gane Vorurteile gibt. Das zeigen auch zahlreiche Kommentare, in denen die TeilnehmerInnen der Umfrage 
ihrem Unmut bezüglich dieser Tatsache Ausdruck verliehen. Dabei wird unter anderem von „Eitelkeiten“, 
„Vorurteilen bezüglich Qualität der Ausbildung“ und „Vorbehalten gegenüber FH und PH“ gesprochen.

Vorurteile gegenüber Institutionen und Abschlüssen: Forderungen
Die Tatsache, dass sehr viele Studierende unter den Vorurteilen gegenüber Abschlüssen ihres eigenen 
Sektors leiden und somit zahlreiche Bildungswege verbaut werden, stärkt die Forderung nach einem 
gemeinsamen Hochschulsektor. So ist bereits im Kapitel Hochschulorganisation und –governance aus-
geführt, dass ein gemeinsamer Hochschulsektor die Durchlässigkeit sowohl zwischen Hochschulen als 
auch einzelnen Studien stark erhöhen würde. Dieser Forderung sei in diesem Kapitel Nachdruck verliehen. 
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„Learning Outcomes“ als Grundlage für Entscheidungen

„Eines der wesentlichen Erfordernisse des mit dem Bologna-Konzept verbundenen Umstellungsprozesses 
ist daher die Notwendigkeit, die noch oft anzutreffenden Ansätze der Curriculaentwicklung primär in-
haltlich, aber alsdann auch in der Darstellung zu revidieren. […] Die darstellende Seite bezieht sich auf 
das Sichtbarmachen vergleichbarer Lernergebnisse in den Qualifikationen und Qualifikationsstrukturen. 
Dadurch wird sichergestellt, dass die Hochschulprogramme planerisch und möglichst alsdann auch im er-
zielten Resultat klare und definierte Ergebnisse (Outcomes) haben und diese auch kommuniziert werden 
können, so dass das ECT – System angewandt und darauf gestützt ein verlässliches Anerkennungsregime 
Platz greifen kann.“ (Schermutzki, 2008, S. 3)

Durch die zunehmende Diversifizierung der Bildungslandschaft in Europa sowie die geförderte und ge-
forderte Mobilität wird ein Vergleich von Abschlüssen, Inhalten und Prüfungen immer wichtiger (s. Ka-
pitel Internationalität & Mobilität). Bei der Umfrage unter den zuständigen Organen wurde abgefragt, wo 
sie sich über Inhalte informieren.

„Wo informieren Sie sich über den Inhalt von Lehrveranstaltungen?“

Abbildung 27: Umfrage Durchlässigkeit, Informationsquelle

Die Ergebnisse der Frage nach Informationsquellen, die als Entscheidungsgrundlage für Durchlässig-
keitsfragen dienen, zeigen klar, dass Studienpläne und Lehrveranstaltungsinformationen die wichtigsten 
Quellen sind. Außerdem wurden in weiteren Anmerkungen zu dieser Frage noch Unterlagen, Skripten und 
Lehrbücher genannt.

„Learning Outcomes“ als Grundlage für Entscheidungen: Forderungen
Wie auch im Kapitel Qualität der Lehre gefordert, ist eine ausführliche Beschreibung von Lernergebnis-
sen und Kompetenzen in Lehrveranstaltungsbeschreibungen und Qualifikationsprofilen notwendig, um 
die Durchlässigkeit im tertiären Sektor zu gewährleisten. Wichtig ist dabei, dass das gleiche Vokabular 
und gleiche Formulierungen in der Darstellung von „Learning Outcomes“ verwendet werden. Es sei hier 
auf zahlreiche Informations- und Anleitungsbroschüren hingewiesen, die das Instrument „Learning Out-
comes“ erklären. Dadurch, dass auch in anderen (vor allem europäischen) Staaten zunehmend auf die 
Formulierung von „Learning Outcomes“ umgestellt wird, könnte ein Vergleich von Studienabschlüssen 
aus dem Ausland ebenfalls stark vereinfacht werden.
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Zusammenfassung
Es gibt viele Möglichkeiten, die Durchlässigkeit im tertiären Sektor zu erhöhen. Einerseits geht es um 
einen Abbau von Vorurteilen gegenüber der Qualität von Abschlüssen und Prüfungen anderer Sektoren. 
Langfristig ist jedoch nicht einzusehen, wieso der österreichische Hochschulraum auf drei Sektoren 
aufgeteilt sein muss. Durch die unterschiedlichen Rechtsgrundlagen kommt es zwangsläufig zu Ani-
mositäten. Ein Sektor ist genug: Dieser Forderung sei auch in diesem Kapitel noch einmal Nachdruck 
verliehen!

Um transparente und faire Entscheidungen auch im aktuellen (multisektoralen) System zu ermöglichen, 
sind Maßnahmen zu treffen, die einerseits mehr Gruppen in die betreffenden Entscheidungen einbezie-
hen und andererseits die Entscheidungsgrundlagen klarer machen. Die durchgehende Formulierung von 
„Learning Outcomes“ als Grundlage für Entscheidungen der Gleichwertigkeit und eine Mindestzahl an 
freien Wahlfächern in allen Studienplänen würde die Durchlässigkeit im tertiären Sektor in kurzer Zeit 
stark erhöhen. Außerdem könnten dadurch auch Studienabschlüsse und Prüfungen aus anderen eu-
ropäischen Staaten vergleichbarer werden und ein Wechsel auch innerhalb des europäischen Bildung-
sraumes vereinfacht werden.

Abschließend bleibt die Aussicht, dass die Probleme bezüglich Durchlässigkeit durch einfache und kleine 
Maßnahmen verbessert werden könnten: kleine Schritte, die für Studierende eine starke Erleichterung in 
deren Bildungsbiographie darstellen könnten und der Idee eines mobilen europäischen Bildungsraumes 
gerecht werden würden.
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Kunsthochschule  

Was heißt hier „Elite“?

In Österreich gibt es sechs öffentliche Kunstuniversitäten gemäß UG 2002 (§ 6 Abs 16 – 21). Sie be-
sitzen die gleichen Leitungsstrukturen und Gremien wie andere öffentliche Universitäten (→ s. Anhang), 
sie sind jedoch wesentlich kleiner als die meisten anderen Universitäten. Das Studium an einer Kunstu-
niversität unterscheidet sich allerdings in vielerlei Hinsicht von einem wissenschaftlichen Studium. 

Nicht nur die Studierenden, auch die Institution „Universität der Künste“ selbst ist in vielen Bereichen 
mit anderen Problemen als wissenschaftliche Universitäten konfrontiert. Im Kontext eines Hochschulsek-
tors, der vom Bologna-Prozess geprägt ist und sich nach (Aus-)Bildungszielen wie „Employability“ rich-
tet, wird es immer schwieriger, die Frage nach dem Auftrag der Kunstuniversitäten klar und befriedi-
gend zu beantworten. Gerade gesellschaftlicher Wert und Relevanz von Kunstuniversitäten als Orte des 
Austauschs und Impulsgeber für gesellschaftliche Entwicklungen sind nicht mit den Maßstäben der 
Bologna-Logik zu messen. Nicht von ungefähr war es mit der Akademie der bildenden Künste Wien eine 
Kunstuniversität, an der 2009 jene Proteste ihren Anfang nahmen, die später unter dem Motto “uni-
brennt” auf viele andere österreichische und ausländische Universitäten übergriffen. Die Studierenden 
und künstlerischen MitarbeiterInnen der Akademie wehrten sich damals gegen die Implementierung der 
Bologna-Studienstruktur an ihrer Universität, weil diese ihrer Meinung nach nicht den adäquaten Rah-
men für die Anforderungen von Kunststudien bieten kann.

Zwar hat sich schon 2001 die ARGE KunstCurriculum, eine Arbeitsgemeinschaft der HochschülerInnen-
schaften an den Universitäten der Künste, im Rahmen der Publikation „Kunst>Universität<Öffentlichkeit. 
Außensichten auf die Universitäten der Künste” mit der Frage nach dem Image der Kunstuniversitäten 
auseinandergesetzt. Seitdem wurde die spezielle Situation an Kunstuniversitäten allerdings durch an-
dere, als dringender wahrgenommene Themen wieder aus dem allgemeinen hochschulpolitischen Diskurs 
und auch aus dem Fokus der ÖH Bundesvertretung, die diese Publikation unterstützt hat, verdrängt.

Im Folgenden soll versucht werden, auf Basis der bisherigen Ergebnisse von Forum Hochschule Ant-
worten auf einige Fragen zu finden, die sich aufgrund der Spezifika von Kunstuniversitäten stellen. So 
bewegen sich Kunststudien nicht nur im schon erwähnten Spannungsfeld von Bologna-Gliederung mit 
Bachelor und Master auf der einen Seite und  der Freiheit der künstlerischen Entwicklung, die nicht in 
einen vordefinierten Rahmen gepresst werden kann, auf der anderen Seite. Aufgrund der ehemaligen 
Meisterklassenstrukturen, in denen sich der Unterreicht einer Klasse primär nach einem/einer künstler-
ischen ProfessorIn („MeisterIn“) richtete, stellen Qualitätssicherung und -entwicklung in der Lehre eine 
spezielle Herausforderung dar. Hinzu kommt eine spezifische Studienstruktur aufgrund der starken Domi-
nanz des Zentralen künstlerischen Faches, die Probleme mit sich bringen kann, die andere Studierende 
nicht betreffen.

Mit der Frage nach dem gesellschaftlichen Auftrag der Kunstuniversitäten unter Einbeziehung von As-
pekten wie Elitenbildung und Arbeitsmarktchancen der AbsolventInnen öffnet sich auch das weite Feld 
der sozialen Situation der Studierenden und AbsolventInnen sowie der sozialen Selektion an Kunstu-
niversitäten, die schon im Rahmen der Zulassungsprüfung zum Nachweis der künstlerischen Eignung 
relevant wird, wie Barbara Rothmüller exemplarisch für die Akademie der bildenden Künste gezeigt hat 
(Rothmüller, 2011). 

Die Arbeitsgruppe Kunstuniversitäten erhebt bezüglich ihrer in der zweiten Auflage von Forum Hochs-
chule formulierten Vorschläge nicht den Anspruch der Vollständigkeit. Exemplarisch sollen einzelne Fragen 
genauer dar- und mögliche Lösungsansätze vorgestellt werden – manche davon sind schnell und mit wenig 
Ressourceneinsatz umsetzbar, andere eher als Visionen und langfristigere Diskussionsgrundlagen zu sehen.
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Methodik
Um einen möglichst breiten Zugang zu finden und möglichst viele Studien an öffentlichen Kunstuniver-
sitäten abzudecken, arbeiteten Studierende bildender und darstellender Kunstuniversitäten mit Studier-
enden wissenschaftlicher Universitäten zusammen. In Arbeitsgruppentreffen wurden zuerst im Rahmen 
eines Brainstormings Problemfelder und Fragestellungen aufgeworfen. Vergleiche der Situationen an ver-
schiedenen Kunstuniversitäten halfen, good und bad practices der österreichischen Kunstuniversitäten 
zu identifizieren. Für ein fundiertes Bild der Situation an Kunstuniversitäten und auch um Ideen aus 
dem Ausland einbeziehen zu können, wurde zudem auf bereits vorhandene wissenschaftliche Arbeiten  
(→ siehe Literaturhinweise), vor allem empirische Studien, zurückgegriffen.

Wissenschaftliche und administrative MitarbeiterInnen von Kunstuniversitäten und wissenschaftlichen 
Universitäten waren in beratender Funktion bei den Treffen der Arbeitsgruppe anwesend. Sie teilten ihre 
persönliche Sicht auf die Kunstuniversitäten als ExpertInnen “von der anderen Seite”, gaben wertvolle 
Tipps hinsichtlich Literatur und zuletzt auch Feedback zu den  Vorschlägen, die ausgearbeitet wurden. In 
den Treffen mit den ExpertInnen sowie in zahlreichen individuellen Gesprächen mit Studierenden haben 
sich drei Bereiche herauskristallisiert, die großes Potenzial für Verbesserungen aufweisen: Die Prüfung 
der künstlerischen Eignung, die organisatorischen Strukturen, die mit Studienrecht in Verbindung ste-
hen, sowie die Curricula von Kunststudien. In der Problemanalyse gehen wir auf spezifische Probleme 
genauer ein.



195Forum Hochschule

Anhang

Zulassungsprüfung

Die künstlerischen Universitäten sind gesetzlich verpflichtet ein Zulassungsverfahren durchzuführen. Das 
Universitätsgesetz definiert in § 63 Abs 4 Z 4 den Nachweis der künstlerischen Eignung als Vorausset-
zung für das Studium an einer der sechs österreichischen Kunstuniversitäten. Je nach Fach werden die 
Zulassungsprüfungen unterschiedlich gestaltet, die genaue Form der Eignungsprüfung ist gemäß § 76 
Abs 4 UG im Curriculum des jeweiligen Studiums festzulegen.

Im Allgemeinen können die Aufnahmeverfahren grob in zwei Gruppen unterteilt werden: jene für bildner-
isch-künstlerische und jene für darstellerisch-künstlerische Studiengänge. 

Die Bewerbung für ein bildnerisches Studium beginnt typischerweise mit dem Einreichen eines Portfo-
lios. Manche Hochschulen bieten vorab, meist informell und nur auf Anfrage, Mappengespräche an, in 
denen sich Studierende Ratschläge für die Vorbereitung auf die Aufnahmeprüfung holen können. 

Bei vielen Studiengängen kann das Portfolio bereits Ausschlussgrund sein. Darauf folgt eine meist 
mehrtägige Zulassungsprüfung, im Zuge welcher Studierende eine oder mehrere künstlerische Aufgaben 
bearbeiten. Manche Studiengangsleitungen verlangen während der gesamten Prüfungszeit die Anwesen-
heit der BewerberInnen im Atelier – ähnlich wie bei einem Workshop. Andere überlassen Zeiteinteilung 
und Umfeld für die Prüfung den BewerberInnen und Betreuung oder ein Arbeitsplatz im Atelier werden 
nur auf Wunsch angeboten. Die bearbeiteten Prüfungsaufgaben können erneut ein Ausschlussgrund sein. 

In der letzten Phase der Bewerbung erfolgt dann meist ein persönliches Gespräch mit der Prüfungskom-
mission, die dann nach einer Bedenkzeit bekannt gibt, welche Bewerbungen erfolgreich waren.

Die Zulassungsprüfungen für darstellerische Studiengänge bestehen im Prinzip aus zwei bis drei Teilen. 
Den Anfang bildet oft ein theoretischer Prüfungsteil. Diesen positiv zu bestehen, ist Voraussetzung für 
die weitere Teilnahme an der künstlerischen Eignungsprüfung, die sich weitgehend am Vorspielen oder 
Vorsingen bei Orchestern, Opernhäusern oder Theatern orientiert. Man präsentiert sich vor einer Kommis-
sion der Hauptfachlehrenden. Am Ende suchen die Lehrenden die KandidatInnen selbst aus. Im Gesang 
folgt noch das Blattsingen, das als eigener Teil der Zulassungsprüfung gewertet wird.

Die österreichischen Kunstuniversitäten sind in besonderem Maße international und ziehen Studierende 
aus aller Welt an. Für internationale Studierende, insbesondere für Drittstaatsangehörige, ergeben sich in 
Zusammenhang mit der Zulassungsprüfung jedoch besondere Probleme. So bekommen StudienwerberIn-
nen nur ein temporäres Visum, um für eine Zulassungsprüfung nach Österreich zu kommen. Die Erteilung 
des Studierendenvisums wiederum ist abhängig vom Bestehen der Zulassungsprüfung. Prüfungstermine 
knapp vor Semesterbeginn machen es für diese Studierenden fast unmöglich, direkt anschließend an die 
Prüfung mit legalem Aufenthaltsstatus in Österreich ihr Studium zu beginnen. Diesbezüglich haben die 
meisten Universitäten in den letzten Jahren durch die Vorverlegung oder das Anbieten mehrerer Prüfung-
stermine bereits von sich aus Abhilfe geschaffen, um auch Studierenden aus sogenannten Drittstaaten 
die frühestmögliche Aufnahme ihres Studiums zu ermöglichen. Hierzu siehe auch das Kapitel Situation 
von Ausländischen Studierenden zu den spezifischen Problemen dieser Gruppe und den diesbezüglichen 
Forderungen von Forum Hochschule.

Viele Studierende berichten, dass die Zulassungsprüfung für sie mit großem emotionalem Stress verbun-
den war. Innerhalb weniger Tage wird entschieden, in welcher Stadt und mit welchem Studium die kom-
menden Jahre verbracht werden können. Als negativ empfundene Rahmenbedingungen tragen zusätzlich 
zum psychischen Druck bei und verstärken zudem soziale Selektion. Als ausschlaggebend betrachten 
BewerberInnen in diesem Zusammenhang folgende Umstände:

Vorinformationen über die Zulassungsprüfung
An vielen Kunsthochschulen ist im Vorfeld kaum Information über die Form und die Inhalte der Prüfung 
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offiziell verfügbar. Ein Vorgespräch mit gemeinsamer informeller Sichtung des Portfolios wird zwar im bild-
nerischen Bereich in der Regel gerne ermöglicht. Dieses Angebot wird allerdings selten transparent kom-
muniziert. Nach Prüfungsbeispielen zu fragen, gilt an manchen Hochschulen als Tabu, während an anderen 
sehr detaillierte Informationen darüber bereitgestellt werden, was BewerberInnen in der Prüfung erwartet. 

Ähnlich verhält es sich mit den BewerberInnenzahlen: Um eine Aufnahmeprüfung einschätzen zu können, 
wäre es wichtig, zu erfahren, wie hoch der Prozentsatz der erfolgreichen Bewerbungen für einen bestim-
mten Studiengang in den Vorjahren war. Diese Information wird auch auf aktives Nachfragen oft verweigert 
oder als unbekannt angegeben. Beispielsweise die hohen Inskriptionszahlen für den Bachelor Architektur 
an der TU Wien und die vergleichsweise niedrigen BewerberInnenzahlen für den gleichen Studiengang an 
der Akademie der bildenden Künste Wien verdeutlichen, dass möglicherweise falsche Vorstellungen vom 
Niveau der Aufnahmeprüfung im Umlauf sind, die Studierende von einer Bewerbung abschrecken.

Portfolio
Die verpflichtende Abgabe eines Portfolios (eine Mappe mit einer Sammlung bisheriger Arbeiten sowie 
mit deren Dokumentation und Konzepten) ist häufig Teil der Zulassungsprüfungen für gestalterische Stu-
diengänge. Für vollberuflich praktizierende KünstlerInnen und GestalterInnen ist das Portfolio aus keinem 
Vorstellungsgespräch wegzudenken und wird ständig aktualisiert. Nun sind allerdings BewerberInnen an 
Kunsthochschulen in den seltensten Fällen vollberuflich praktizierende KünstlerInnen. Dementsprech-
end ist natürlich die Qualität und der Umfang eines Portfolios anders zu bewerten. BewerberInnen, die 
an ihrer Schule oder in ihrem privaten Umfeld viel künstlerische Unterstützung erhalten haben und über 
viel Freizeit verfügen, werden hier besser abschneiden. Diese Personen werden darüber hinaus im Vorteil 
sein, weil ihnen aufgrund ihrer Vorbildung die Präsentationskonventionen eines Portfolios vertraut sind. 

Zahlreiche Hochschulen geben auch auf Anfrage keine Vorgaben zu Umfang und Format des Portfolios. 
Was möglicherweise als künstlerische Freiheit gemeint ist, wird von BewerberInnen allerdings als verun-
sichernd erlebt. So verlagert sich schon beim Portfolio der Fokus von der künstlerischen Eignung auf die 
Fähigkeit, sich selbst als Persönlichkeit und die eigene künstlerische Position einem informell festgel-
egten Habitus1 entsprechend zu präsentieren – eine Fähigkeit, die eigentlich erst im Studium erarbeitet 
werden kann, weil sie zuvor nur Einzelnen aufgrund eines bestimmten soziales Umfeldes zugänglich ist.

Prüfungsstress und Leistungsdruck
Wenn der Nachweis künstlerischer Fähigkeiten unter Zeitdruck und/oder sozialem Druck gefordert wird, 
wird nicht mehr eben diese Fähigkeit, sondern eher die Stressresistenz der BewerberInnen geprüft. Hier 
verlässt die Zulassungsprüfung das Gehege, das ihr vom UG zugewiesen wird. 

Zwar ist öffentliches Vorspielen im Bereich der darstellenden Künste natürlich Teil der künstlerischen 
Leistung, jedoch gibt es zahlreiche ungünstige organisatorische Rahmenbedingungen, die einen Auftritt 
zusätzlich erschweren, wie etwa stundenlanges Warten, schlechte Wegbeschreibungen, etc. 

Im bildnerischen Bereich setzt es BewerberInnen unter unnötigen Druck, innerhalb kurzer Zeit Aufgaben 
in einem Klassenraum unter Aufsicht der Lehrenden sowie der bereits dort Studierenden erledigen zu 
müssen. Auch der Kontakt mit den konkurrierenden MitbewerberInnen ist kein positiver Start für ein 
möglicherweise bald beginnendes gemeinsames Studium, in dem später bei zahlreichen Gruppenprojek-
ten Teamfähigkeit gefragt ist.

Prüfungsinhalte
Die Formulierung „künstlerische Eignung“, wie sie vom Universitätsgesetz verwendet wird, ist grundsät-
zlich als zu ungenau und schwammig zu kritisieren. Oftmals wird weniger die grundsätzliche Befähigung 

1 Pierre Bourdieu nach steht der Begriff „Habitus“ für die objektive Kategorisierung der Angehörige einer sozialen Gruppe/
Klasse innerhalb der gesellschaftlichen Strukturen. Bezogen auf Einzelpersonen wird mit Habitus das Gesamtauftreten, 
Lebensstil, Sprache, Kleidung und Kulturverständis definiert. Mehr dazu siehe Pierre Bourdieu: Die feinen Unterschiede. 
Kritik der gesellschaftlichen Urteilskraft. Suhrkamp, Frankfurt am Main 1982.
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zum Kunststudium geprüft, als ob einE BewerberIn zur Institution bzw. zur Klasse passt. Die Frage der 
künstlerischen Eignung hängt also vom Geschmack der PrüferInnen ab. 

Bei Musikstudien, für die gewisse Vorkenntnisse – etwa das Beherrschen des Instruments – vorausgesetzt 
werden, bedeutet dies einen hohen Grad der sozialen Selektivität, weil in vielen Fächern nur Personen 
mit einer entsprechenden Vorbildung eine Chance auf einen Studienplatz haben. Diese kann im Normal-
fall nur im Rahmen von Unterricht an kostenpflichtigen Musikschulen erworben werden.

Im Bereich der Bildenden Kunst kann einE BewerberIn für die Arbeit in einer Klasse gänzlich ungeeig-
net sein und gleichzeitig in einer anderen Klasse aufgenommen werden. Dies hängt von den jeweiligen 
inhaltlichen Schwerpunkten ab, die die ProfessorInnen anbieten. 

Im Allgemeinen kommt es häufig vor, dass das Prüfungsfeld der künstlerischen Eignung verlassen wird. 
So berichten Studierende, dass sie in Aufnahmeprüfungen nach Fremdsprachenkenntnissen, ihrem Alter, 
ihren Lieblingsbüchern und sogar dem Beruf ihrer Eltern gefragt wurden. Hier wird direkt und indirekt 
sozial diskriminiert. 

Exkurs: Empirische Studien zu Zulassungsprüfungen an Kunstuniversitäten

Barbara Rothmüller: BewerberInnen-Befragung am Institut für bildende Kunst 2009
Im Jahr 2009 wurde im Auftrag der Arbeitsgruppe Antidiskriminierung an der Akademie der bildenden 
Künste Wien eine Studie über das Zulassungsverfahren für Bildende Kunst in Auftrag gegeben. Inten-
tion dieser Studie war vor allem herauszufinden, welche Bevölkerungsgruppen sich für ein Studium der 
bildenden Kunst bewerben und ob im Zulassungsverfahren bestimmte Gruppen benachteiligt werden 
(Rothmüller, 2011, S. 21).

Kunststudien verlangen in der Regel (bis auf Architektur, Lehramt) keinen Nachweis der Hochschulreife. 
Insofern wäre eigentlich zu erwarten, dass Kunstuniversitäten verstärkt eine Studienoption für Personen 
sind, die keine formale Studienberechtigung erworben haben, was vor allem auch auf Personen aus nie-
drigen sozialen Schichten zutrifft. Und tatsächlich findet sich unter Kunststudierenden ein sehr hoher 
Anteil an Studierenden, die ohne Matura ihr Studium aufgenommen haben (vgl. Unger et al., 2010, 
S.77). Einen überdurchschnittlichen Anteil von Studierenden aus niedrigen sozialen Schichten sucht 
man jedoch sowohl unter den BewerberInnen als auch den StudienanfängerInnen am Institut für bil-
dende Kunst vergeblich (Rothmüller, 2011, S. 51).

Barbara Rothmüller identifiziert zwei Gruppen von Einflussfaktoren, die die Wahrscheinlichkeit, bei einer 
Bewerbung auch wirklich zugelassen zu werden, erhöhen. Sie berechnet für jede dieser Gruppen von 
Faktoren einen Index für jedeN BewerberIn und untersucht den Zusammenhang zwischen der Höhe 
dieser Indexzahlen und der (Nicht)Zulassung. Zum einen handelt es sich dabei um „kulturelles Kapital“ 
wie Praktika im künstlerischen Bereich, künstlerische Vorbildung und Erfahrung mit eigenen Ausstel-
lungsprojekten. BewerberInnen zwischen 25 und 34 Jahren weisen die höchsten Werte dieses Index 
auf, während vor allem junge BewerberInnen (unter 20 Jahren) über besonders wenig kulturelles Kapital 
verfügen (ebd., 2011, S. 51ff.). Hohes kulturelles Kapital erhöht die Wahrscheinlichkeit, zum Studium 
zugelassen zu werden, um das 4,5fache (ebd., 2011, S. 63). Außerdem konnte Rothmüller „soziales 
Kapital“ als relevant herausarbeiten. Hier geht es um die Bekanntschaft mit Studierenden der Akademie, 
mit Personen, die im Kunstbereich tätig sind sowie Familienmitglieder, die im Bereich Kunst und Kultur 
arbeiten (ebd., 2011, S. 64ff.). Auch dieser Faktor spielt eine Rolle, vor allem für die Zulassung zur Prü-
fung: Weniger kunstnahe BewerberInnen mit niedrigem sozialen Kapital wurden häufiger aufgrund ihrer 
Portfolios abgelehnt und gar nicht erst zur Prüfung selbst zugelassen (ebd., 2011, S. 71f.). 

Penny Jane Burke und Jackie McManus: Art for a Few: Exclusion and Misrecognition in Art and Design Higher 
Education Admissions
Im Auftrag des National Arts Learning Network (NALN), einem Zusammenschluss englischer Kunsthoch-
schulen, der daran arbeitet, soziale Selektion im Bereich der Kunststudien zu verringern, untersuchten 
Burke und McManus (2009) Aufnahmeverfahren an fünf Hochschulen. Teil der qualitativen Studie waren 
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Interviews mit Mitgliedern von Prüfungskommissionen, Recherchen bezüglich der Informationen zu den 
Aufnahmeprüfungen aber auch die Beobachtung von Prüfungen, Prüfungsgesprächen und Beratungen 
der Prüfungskommissionen (Burke & McManus, 2009 S. 2, 16).

Die Ergebnisse zeigten, dass die PrüferInnen zum Teil sehr hohe und stark variierende Anforderungen 
an die BewerberInnen stellten, die diese dann in den Prüfungen erfüllen sollten. Hierbei handelt es 
sich sowohl um große Erwartungen hinsichtlich Vorwissen und Fertigkeiten, aber auch in Bezug auf die 
Persönlichkeit der BewerberInnen. Dabei wird die Frage aufgeworfen, inwieweit Vorbildung und bereits 
bestehende Fertigkeiten von BewerberInnen erwartet werden können, wenn es in der Prüfung darum 
gehen soll, herauszufinden, wie viel Potential einE BewerberIn hat. Außerdem ist fraglich, inwieweit 
Persönlichkeitsmerkmale fair und transparent in eine Entscheidung miteinbezogen werden können (ebd., 
2009, S. 24ff.).

Die Studie identifiziert das Portfolio als wichtigen Grund für die soziale Selektivität der Zulassungsver-
fahren für Studien im Bereich der bildenden Kunst, weil es seitens der PrüferInnen einerseits eine recht 
klare Übereinkunft darüber gibt, wie dieses Portfolio auszusehen hat, andererseits kaum diesbezügliche 
Information zugänglich sind (ebd, 2009, S. 34f.). 

Wie Barbara Rothmüller identifizieren auch Burke und McManus kulturelles Kapital als einen wichti-
gen Einflussfaktor für die Zulassung. Sie beschreiben, wie es BewerberInnen mit einem mittelklas-
sigen Portfolio gelingt, sich durch ihr kulturelles Kapital im Prüfungsgespräch einen Studienplatz zu 
erhandeln. So werden in den Gesprächen Fragen nach Lieblingsfilmen, -büchern, -galerien und ent-
sprechenden Begründungen für diese Präferenzen gestellt. Die Antworten darauf sind im Normalfall 
stark vom sozialen Hintergrund der BewerberInnen abhängig, wobei Angehörige höherer Schichten 
häufiger die erwünschten Antworten auf diese Fragen geben (ebd., 2009, S, 39ff.). Abschließend 
liefern Burke und McManus eine Liste von Empfehlungen zur Verbesserung von Zulassungsverfahren, 
die vor allem auf die Transparenz der Kriterien und die Sensibilisierung der PrüferInnen abzielen und 
in weiten Teilen den hier erhobenen Forderungen für die österreichischen Kunsthochschulen ähneln 
(ebd., 2009, S. 46f.).

Catrin Seefranz und Philippe Saner: Making Differences: Schweizer Kunsthochschulen. Explorative Vorstudie
Auch in der Schweiz wird vermutet, dass an den dortigen Kunsthochschulen die soziale Selektion der 
Studierenden eine große Rolle spielt und die Kunsthochschulen einen Ort der Reproduktion von sozi-
aler Ungleichheit darstellen. Davon ausgehend wurde in dieser Studie (Seefranz & Saner, 2012) die 
soziale Zusammensetzung der Studierenden an Schweizer Kunsthochschulen untersucht, hinterfragt 
und versucht, soziale Selektion im Kontext der Spezifika von Kunsthochschule und Kunstschaffenden 
zu reflektieren (Seefranz & Saner, 2012, S. 3f.). Die Studie besteht einerseits aus einer quantitativen 
Erhebung unter den Erstsemestrigen der Bachelorstudiengänge dreier Hochschulen, um umfassende 
Daten zur sozialen Zusammensetzung der Studierendenschaft der Hochschulen zu generieren. Ander-
erseits wurden qualitative Befragungen unter den LeiterInnen dieser Studiengänge durchgeführt, um 
den Umgang der Institution mit sozialer Selektivität und Ungleichheit zu erforschen (ebd., 2012, S. 
11ff.).

Die Studie kommt zu dem Ergebnis, dass die Studierenden an Kunsthochschulen überdurchschnittlich 
oft Kinder hochgebildeter Eltern in Führungspositionen sind, wenn auch nicht zwangsläufig mit be-
sonders hohen Einkommen. Außerdem zeigte sich, dass in der Schweiz lebende MigrantInnen aus süd- 
und osteuropäischen Ländern im Vergleich zur sonstigen Schweizer Bevölkerung stark unterrepräsentiert 
sind. Internationalisierung passiert eher durch Studierende, die erst zum Studium in die Schweiz kom-
men (ebd., 2012, S. 100f.). 

In den qualitativen Interviews zeigte sich unter anderem, dass die Verantwortung für die soziale Selek-
tion seitens der Hochschulen vor allem außerhalb der Institution und vor der Bildungsstufe Hochschule 
gesehen wird. Außerdem zeigte sich, wie wichtig das richtige kulturelle Kapital ist und wie gleichzeitig 
anderes – etwa jenes von MigrantInnen und Studierenden aus dem ländlichen Raum – abgewertet wird 
(ebd., 2012, S. 101f.).
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Zulassungsprüfung – Forderungen
Im Interesse einer vielfältigen Kulturlandschaft müssen Kunsthochschulen die soziale Selektivität ihrer 
Aufnahmeprüfungen als Problematik erkennen und ihr Aufnahmesystem speziell daraufhin untersuchen. 
Es ist zusätzlich zu bedenken, dass es sich bei Aufnahmeprüfungen tatsächlich nicht nur um einen 
Prozess der Prüfung einer künstlerischen Eignung handelt, sondern letztendlich um zahlenmäßige Zu-
gangsbeschränkungen einer universitären Ausbildung aufgrund von Budgetmängeln und wirtschaftlichen 
Zwängen. Eine Ausfinanzierung in diesem Bereich ist absolut essentiell.

Zahlreiche Punkte können allerdings auch von den einzelnen Hochschulen umgesetzt werden, um Zulas-
sungsprüfungen sowohl in sozialer als auch psychischer Hinsicht auf weniger belastende Art und Weise 
zu gestalten:

•	 Transparente Informationen vorab. Hochschulen sollen genau informieren, was BewerberInnen bei 
der Aufnahmeprüfung erwartet. Falls eine Hochschule nicht alle Prüfungsfragen vorab offenlegen 
möchte, sollen zumindest Prüfungsbeispiele aus den letzten Jahren allen BewerberInnen zugänglich 
gemacht werden. Da es sich laut der derzeitigen Gesetzeslage um eine Prüfung der künstlerischen 
Eignung für einen Studiengang handelt, macht eine Geheimhaltung von Prüfungssituationen und –
beispielen keinen Sinn und benachteiligt jene, denen es nicht möglich ist, solche Informationen auf 
informellem Wege zu erhalten. Zusätzlich soll jede Hochschule den Prozentsatz erfolgreicher Bewer-
bungen für jede Studienrichtung in den letzten drei Jahren bekanntgeben, um eventuellen Mythen 
über das Ausmaß der Selektion entgegenzuwirken.

•	 Flächendeckende Vorgespräche. Alle Hochschulen mit Eignungsprüfungen sollen über das Studien-
jahr verteilt niedrigschwellige Vorgespräche mit Lehrenden anbieten. Eine breite Ankündigung auf 
der Website der Hochschule, über diverse Social Media-Kanäle und über die Schulen ist dabei essen-
tiell. Das Vorgespräch soll allerdings nicht der Vorselektion dienen, sondern alle individuellen Fragen 
von InteressentInnen beantworten und aufzeigen, wie eventuelle Schwächen bis zur Prüfung aus-
geglichen werden können. Außerdem sollen Lehrende dort auch über besser geeignete oder leichter 
zugängliche Bildungs-Alternativen (z.B. andere Klassen oder Studiengänge an anderen (Kunst-)Uni-
versitäten) informieren. Es sei an dieser Stelle auch erwähnt, dass die meisten Kinderangebote und 
Schulkooperationen von Kunstuniversitäten sich lediglich an bereits künstlerisch sozialisierte Kinder 
wenden bzw. an junge Erwachsene, die ihre Sommermonate nicht mit Lohnarbeit verbringen müssen, 
weshalb diese Programme wenig zur sozialen Durchmischung an Kunsthochschulen beitragen. Zumal 
die Matura an Kunsthochschulen keine Voraussetzung ist, wären beispielsweise auch Kooperationen 
mit Berufsschulen wichtig, insbesondere wenn sie einen gestalterischen Schwerpunkt haben.

•	 Prüfungssituationen. Hochschulen sollen evaluieren, wo sie BewerberInnen unnötig Stresssituationen 
aussetzen. Wartezeiten sollen möglichst gering gehalten werden, Prüfungsorte gut ausgeschildert 
sein. Im bildnerischen Bereich soll es BewerberInnen ermöglicht werden, mit möglichst wenig Zeit-
druck und an einem Ort ihrer Wahl zu arbeiten, wobei zusätzlich ein Atelier an der Hochschule zur 
Verfügung stehen sollte. Nach einer nicht bestandenen Aufnahmeprüfung sollte die Hochschule, 
ähnlich wie beim Vorgespräch, BewerberInnen Feedback anbieten und ihnen den Weg zu einer erfol-
greichen Bewerbung aufzeigen. Dabei soll auch auf nicht zulassungsbeschränktes, fachverwandtes 
Bildungsangebot innerhalb und außerhalb der Hochschule hingewiesen werden.

•	 Prüfungsinhalte. Kunsthochschulen sollten insbesondere ihre Prüfungsgespräche kritisch reflektieren 
und evaluieren, wo eventuell kulturelles Kapital anstatt künstlerischer Eignung abgeprüft wird. Eine 
Sensibilisierung der Lehrenden für diese Unterschiede könnte in Schulungen gefördert werden. Die 
Prüfungsinhalte haben sich auf künstlerische Inhalte zu beschränken.

•	 Prüfungstermine. Alle Universitäten sollten bei der Festlegung der Prüfungstermine darauf achten, dass 
internationale StudienbewerberInnen noch genug Zeit zwischen Prüfung und Studienbeginn haben, damit 
ein Umzug nach Österreich sowohl bürokratisch hinsichtlich des Visums als auch praktisch – etwa in Be-
zug auf die Wohnungssuche – abgewickelt werden kann (→ s. Situation von Ausländischen Studierenden).
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•	 Mehrsprachigkeit. Informationen zu Studienrichtungen an allen österreichischen Universitäten aber 
besonders an jenen, die wie die Kunstuniversitäten einen hohen Anteil an ausländischen Studier-
enden anziehen, sollten jedenfalls auch auf Englisch angeboten werden. Dies gilt besonders für 
Informationen zu Zulassungsprüfung und Zulassung. (→ s. Situation von Ausländischen Studierenden)

Exkurs: Utopie: Keine Zulassungsprüfung
Im Rahmen der Treffen der Arbeitsgruppe wurde auch die Frage gestellt, inwieweit Verfahren der Zulas-
sung zum Kunststudium möglich sind, die keine Zulassungsprüfung im klassischen Sinne umfassen. Da-
bei wurde klar, dass eine grundlegende Umstellung des Zulassungsverfahrens im Sinne einer gänzlichen 
Abschaffung der Zulassungsprüfung zu Beginn des Studiums auf viele Aspekte der Hochschulstruktur 
– etwa Lehrpersonal, Raumstruktur, Studienpläne, etc. – Einfluss nehmen würde. 

Auch die Arbeitsgruppe war jedoch nicht davor gefeit im Gedankenexperiment auf alte Konzepte und 
festgefahrene Strukturen zurückzugreifen, anstatt völlig frei eine neue Art der Kunstuniversität zu im-
aginieren. Dabei gab es in der Geschichte der Kunsthochschulen im deutschsprachigen Raum hin und 
wieder durchaus Versuche zur Öffnung und Demokratisierung der Zulassung und des Studiums. Zur Erin-
nerung: Josef Beuys hat in den 1970er Jahren einmal alle BewerberInnen für seine Meisterklasse an der 
Düsseldorfer Kunsthochschule zugelassen. Dies endete mit seiner Entlassung. Von Zeit zu Zeit gibt es 
ähnliche Projekte, bei denen es um eine künstlerische Auseinandersetzung mit dem Wesen und der Rolle 
der Künste sowie Versuche, das etablierte System zu brechen, geht. 

Eine Öffnung der Kunstuniversitäten würde heißen, die Studienstruktur zu verändern, die Lehrinhalte 
zu modifizieren und neue Anforderungen an die Lehrenden zu stellen. Sie wäre nicht nur an curriculare 
Entscheidungen gebunden, sondern würde auch räumliche und infrastrukturelle Transformationen er-
fordern. 

Auch die sich ständig wandelnden Kunstproduktionsmodi, vor allem im Bereich der visuellen Kunst, 
verlangen nach neuen Modellen, wie diese Inhalte zu vermitteln sind. Ist in diesem Fall ein klassisches 
Meisterklassensystem notwendig bzw. inwiefern wird gerade die Kunstuniversität als experimenteller 
Raum gedacht? Eine Öffnung der Kunstuniversitäten im Sinne eines erleichterten Zugangs würde nicht 
zuletzt heißen, unterschiedliche gesellschaftliche Gruppen mit dieser Form der Wissensproduktion ver-
trauter zu machen und neue Wege für eine innovative Hochschulbildung zu erproben.
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Organisatorische Spezifika

Studierende und ihre Hochschule
Die kleinen, eng gestrickten organisatorischen Strukturen ermöglichen persönliche Kommunikation bis 
in die höchsten Organisationsebenen von Kunstuniversitäten. Dadurch werden häufig relativ rasch indi-
viduelle Lösungen für studienrechtliche Probleme gefunden. Dies garantiert allerdings nicht unbedingt 
Gleichbehandlung und verwischt die Grenzen zwischen gesetzlich garantiertem Recht und einem großzü-
gigen Gefallen von Seiten der Universitätsleitung. Eine Dokumentation von Lösungsansätzen für studien-
rechtliche oder soziale Sonderfälle oder Konflikte anderer Art ist unüblich, daher ist es für Studierende 
nicht möglich, nachzuprüfen, ob sie benachteiligt wurden. Die Bereitschaft von Lehrenden, Vorgänge zu 
formalisieren, ist meist gering und wird von häufig wechselnden Zuständigkeiten nicht begünstigt.

Obwohl die jeweiligen Hochschulen Studierenden, die sich mit Problemen jeglicher Art an sie wenden, 
meist mit Solidarität und Engagement begegnen, haben dennoch nicht alle Studierenden Zugang zu dieser 
Unterstützung, wie sich auch in der Beratungstätigkeit der ÖH zeigt. Dies mag daran liegen, dass Infor-
mationen oft nur durch Mundpropaganda zirkulieren, und so Studierende, die beispielweise aufgrund von 
Betreuungspflichten oder ähnlichem weniger eng in das tägliche Sozialleben einer sehr persönlichen Hoch-
schule eingebunden sind, keinen gleichwertigen Zugang zu Informationen und Hilfsangeboten haben: Wer 
nicht weiß, dass er/sie mit der Unterstützung der Hochschule rechnen kann, bittet erst gar nicht darum.

Zusätzlich ist es wichtig, die persönlichen, kleinen Hochschulstrukturen auch unter dem Blickwinkel von 
Abhängigkeitsverhältnissen zu betrachten. Solche Verhältnisse können häufig noch weit über das Studi-
um hinaus für Studierende von großer beruflicher Relevanz sei. Dass Studierende oft von Lehrenden, 
die auch organisatorische Ämter inne haben, in Lehrveranstaltungen persönlich betreut werden, schafft 
weitere informelle Netzwerke, die von der Curricula Gestaltung, namentlich der Dominanz des Zentralen 
künstlerischen Faches ebenfalls begünstigt werden. Da die Bindung an Lehrende oft entscheidend für 
den beruflichen Erfolg sein kann, ist es für Studierende besonders heikel, ihr Recht einzufordern oder 
Konflikte auszutragen – auch und besonders politische Konflikte, in denen die ÖH die Interessen von 
Studierenden vertreten muss. Die mitunter engen persönlichen Beziehungen, die Lehrende mit einzel-
nen Studierenden aufbauen, benachteiligen nicht nur jene Studierende, die davon ausgeschlossen sind, 
sondern bieten auch Raum für den Missbrauch dieser Bindungen, der bis zu psychischen, in einigen 
Fällen auch sexualisierten Übergriffen gehen kann.

Lehrende und ihre Hochschule
Ähnliches gilt oft auch für die Beziehungen der Lehrenden untereinander: Persönliche Bindungen schaf-
fen persönliche Abhängigkeiten, was unabhängiges Handeln, etwa in Gremien, erschwert. Manchmal 
entsteht bei Studierenden der Eindruck, Lehrende seien eher ihrem persönlichen Netzwerk und beru-
flichen Erfolg als ihrer Hochschule verpflichtet: Gremienarbeit wird intransparent oder unzureichend 
geleistet, die Qualität der Lehre leidet durch mangelnde Vorbereitung oder unregelmäßige Anwesenheit 
von Lehrpersonen. Im schlimmsten Fall werden Lehrverpflichtungen überhaupt nicht mehr wahrgenom-
men. Wenn dies von der Universitätsleitung geduldet wird, um für international anerkannte Lehrende 
attraktiv zu bleiben, wird in Kauf genommen, dass Studierende notgedrungen auf ihren Unterricht bzw. 
eine kompetente Diplomarbeitsbetreuung schlicht verzichten müssen.

Organisatorische Spezifika – Forderungen 

Mitgestaltung
Einige der oben genannten Problematiken entstehen auch dadurch, dass das Universitätsgesetz für wes-
entlich größere Strukturen geschrieben wurde, als wir sie auf Kunsthochschulen vorfinden. Die enge 
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Zusammenarbeit von Studierenden und Lehrenden an Kunsthochschulen gibt es in dieser Form an an-
deren Hochschulen nicht (bzw. erst während eines Doktorats). Dementsprechend wichtig ist es für das 
Funktionieren der Struktur, dass nicht nur Studierende sich mit ihrer Hochschule identifizieren können, 
sondern auch die Hochschule mit den Bedürfnissen ihrer Studierenden. Die Leitungsgremien sollten 
deswegen aktiv und über die gesetzlichen Bestimmungen hinaus Studierende einbeziehen. Damit könnte 
zahlreichen Konflikten vorgebeugt werden und die organisatorische Stabilität an Kunsthochschulen er-
höht werden.

Bewusstsein für Abhängigkeiten schaffen
Kunsthochschulen sollten sich verstärkt mit ihren speziellen Lehr- und Lernsituationen auseinander-
setzen und sie bewusst auf Abhängigkeitsverhältnisse prüfen. Hier lohnt auch ein Blick an die größeren 
Universitäten, an denen mit verwaltungstechnischen Abläufen und Konflikten zwar weniger persönlich 
aber oftmals transparenter und nachvollziehbarer umgegangen wird.

Der Arbeitskreis für Gleichbehandlungsfragen trifft zwar an einer kleinen Hochschule auf besondere 
Herausforderungen bezüglich Anonymität und Vertraulichkeit, kann aber trotzdem in vielen Fällen als 
Schnittstelle zwischen Studierenden und Lehrenden fungieren und Kampagnen und Workshops initi-
ieren. Er ist mit entsprechenden Mitteln auszustatten, um bei Bedarf unbürokratisch externe, fachlich 
qualifizierte Personen zur Vermittlung und Beratung hinzuzuziehen (→ s. Kapitel Hochschulorganisation)

Studienrechtliche Schulungen für Lehrende
Oft mangelt es Lehrenden an Wissen über die gesetzlichen Grundlagen des Studienrechts. In manchen 
Fällen entstehen diese Lücken auch aufgrund von Sprachbarrieren. Es ist zu empfehlen, dass Lehrende 
organisatorische Ämter nur nach entsprechenden Schulungen annehmen, die gegebenenfalls auch auf 
Englisch abgehalten werden und in denen die Spezifika von Kunstunis eingehend behandelt werden, 
insbesondere die hohe Mobilität, der hohe Anteil von Studierenden aus Drittstaaten und die folglich be-
sonders wichtige horizontale Durchlässigkeit. 

Im Sinne der Transparenz und Gleichbehandlung ist darauf zu achten, dass organisatorische Ämter, die 
sich mit Studienrecht befassen, möglichst langfristig besetzt werden, um den Zuständigen eine gründli-
che Einarbeitung in die Materie zu ermöglichen. Anschließend ist eine gründliche und transparente 
Dokumentation der verschiedenen Fälle wichtig, um die Gleichberechtigung der Studierenden sicher zu 
stellen, und Kontinuität nach einer Übergabe zu schaffen. 

Berufungs- und Personalmanagement an Kunstuniversitäten
Die besonders enge Zusammenarbeit und damit persönliche Beziehung zwischen Lehrenden unterein-
ander aber auch zwischen Lehrenden und Studierenden an Kunstuniversitäten bedeutet eine besondere 
Herausforderung für das Personal- und Berufungsmanagement. Je enger Beziehungen sind, desto gravier-
ender können auch die Konsequenzen von Machtmissbrauch in Abhängigkeitsverhältnissen sein.

Noch stärker als an wissenschaftlichen Universitäten hängt der Erfolg der Arbeit eines Instituts oder 
Fachbereichs deshalb nicht nur von der fachlichen sondern auch der persönlichen Eignung der Mitarbei-
terInnen ab. Besetzungs- und vor allem Berufungsentscheidungen sollten unter größtmöglicher Einbezie-
hung aller Betroffenen getroffen werden, um die Arbeitsfähigkeit eines Instituts zu gewährleisten und 
für MitarbeiterInnen wie auch Studierende ein fruchtbares Arbeitsumfeld zu bieten. Zudem braucht es 
eine durchdachte und langfristig abgestimmte Personalpolitik, um eine sinnvolle Mischung von lang- und 
kurzfristig besetzten Assistenzen und Professuren zu garantieren.
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Curricula von Kunststudien
Kunstuniversitäten sind bei der Gestaltung von Curricula in einem gemeinsamen europäischen Hochs-
chulraum zum einen mit ähnlichen Schwierigkeiten konfrontiert wie wissenschaftliche Universitäten. Dies 
führt auch in diesem Bereich zu überladenen und verschulten Studienplänen. Zum anderen besteht eine 
Eigenheit beinahe aller Studienfächer an Kunst- und Musikhochschulen darin, dass das Studieren sternför-
mig rund um das zentrale künstlerische Fach (ZKF) angeordnet ist. Dieses ist oft besonders zeitaufwendig, 
weil Lehrende dort außerordentliches Engagement fordern. Das ZKF vermittelt die Grundkompetenzen und 
Fähigkeiten innerhalb des künstlerischen Studiums. Die Unterrichtsform ist „Künstlerischer Einzelunter-
richt“ (KE). An den Musikuniversitäten wird dieser als eine Unterrichtseinheit mit dem oder der Lehrenden 
gestaltet. An Universitäten der bildenden Künste gibt es parallel zu den Einzelbesprechungen von Werken 
und  Projekten mit den Lehrenden auch Gruppenbesprechungen. Von den Studierenden wird innerhalb 
dieses Stundenpensums auch erwartet, dass sie selbständige künstlerische Arbeit leisten.

Damit bleibt nicht nur im Studienplan, sondern auch im Leben der Studierenden wenig Raum für 
ergänzende Fächer, die sich beispielsweise einer wissenschaftlich-theoretischen Fundierung der prak-
tisch-künstlerischen Tätigkeit widmen, oder aber wichtige Kenntnisse und Fähigkeiten abseits der kün-
stlerischen Praxis vermitteln, welche später im Berufsleben nützlich sein können.

Grundsätzlich stellt sich hier die Frage, ob die Qualität von Kunststudien überhaupt anhand von Maßstä-
ben wie der Employability ihrer AbsolventInnen gemessen werden kann, erreicht doch nur ein Bruchteil 
derjenigen, die ein Kunststudium abschließen, auch wirklich das erträumte Ziel des großen künstlerischen 
Durchbruchs. Obwohl der Großteil der Studierenden nicht im Berufsbild „erfolgreicheR KünstlerIn“ Fuß 
fassen wird, ist die Studienstruktur vielfach immer noch auf eben diese Erfolgskarriere ausgerichtet.

Auch diesbezüglich sind allerdings die Studien der bildenden und der darstellenden Künste getrennt 
voneinander zu betrachten. Während Studien der Musik und der darstellenden Kunst fast ausschließlich 
auf musikalische oder darstellerische Virtuosität ausgerichtet sind, bieten bildend-gestalterische Studien 
oft eine breitere Ausrichtung. So wird im Rahmen des Zentralen künstlerischen Fachs besonders in inno-
vativen, neuen Studienrichtungen der bildenden Kunst der Umgang mit unterschiedlichen Medien erlernt 
und vertieft, was AbsolventInnen für eine Tätigkeit in den so genannten ‚Creative Industries‘ als Alterna-
tive zur künstlerischen Karriere qualifizieren kann. Auch das Berufsfeld der Kunst- und Kulturvermittlung 
oder der Kulturarbeit kann durch ein solches Studium erschlossen werden.  

Weil sich die Inhalte der Studien dennoch stark auf die Vorbereitung auf das künstlerische Schaffen 
konzentrieren, existieren nur wenige Angebote, die auf die profaneren Herausforderungen des Kün-
sterInnendaseins – etwa Selbstvermarktung oder Steuerrecht für KünstlerInnen – oder auch eine wis-
senschaftliche Auseinandersetzung mit Kunst vorbereiten. Hier ist zunächst grundsätzlich zu diskutieren, 
ob eine Kunstuniversität ihren AbsolventInnen auch diesbezügliche Kenntnisse und Fertigkeiten auf den 
Weg mitgeben muss.

Für Forum Hochschule wurden exemplarisch die Strukturen der Studienpläne einzelner repräsentativer 
Studienrichtungen (Bildende Kunst an Universitäten für Bildende Kunst, Instrumentalmusik Violine an 
Universitäten für Musik und darstellende Kunst) analysiert.

Auffällig ist, dass alle drei Universitäten, an denen das Fach Bildende Kunst existiert, dieses immer noch 
als vierjähriges Diplomstudium anbieten. Auch die Instrumental-Studienpläne weichen von der üblichen 
Bologna-Struktur ab, hier werden je nach Institution derzeit ein sechsjähriges Diplomstudium sowie zwei 
vierjährige Bachelorstudien mit aufbauenden zweijährigen Masterstudien angeboten. Dass die Bologna-
Umsetzung im Bereich der Künste nur in geringem Ausmaß vollzogen wurde, zeigt sich auch daran, wie 
die Konzepte der ECTS und der Module in den Studienplänen implementiert sind. Einzelne Diplomstudi-
enpläne enthalten keine genauen Angaben über die Zuteilung von ECTS zu einzelnen Lehrveranstaltun-
gen, nur Anmerkungen hinsichtlich Umrechnungsfaktoren von Semesterwochenstunden auf ECTS. Auch 
die Modularisierung fehlt bei einzelnen Studienplänen gänzlich, wobei zum Teil unklar bleibt, ob dies 
Absicht und den Zielen des Studienplan geschuldet ist oder aus Unvermögen oder Verweigerung passiert.
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Die Diplomstudienpläne sind zum Teil bereits relativ alt und beziehen sich teils noch auf studienrech-
tliche Bestimmungen des Universitäts-Studiengesetzes (endgültiges Außerkrafttreten: 30. September 
2009). Sie wurden zwar oft mehrmals überarbeitet, aber selten vollständig neu konzipiert.

Dass in diesen zentralen Bereichen der Studien an Kunstuniversitäten an zum Teil veralteten Diplomstu-
dienplänen festgehalten wird oder zumindest keine sechssemestrigen Bachelorstudien angeboten werden, 
spiegelt die Schwierigkeit wider, ein künstlerisches Studium innerhalb eines stark formalisierten sechssemes-
trigen Studiums abzuhandeln, obgleich alle österreichischen Kunstuniversitäten in manchen, insbesondere 
in inter- und transdisziplinären Fächern durchaus auch Studien in der Bachelor-Master-Struktur anbieten.

Bei genauerer Betrachtung der Studienpläne zeigt sich, dass zumindest 40 Prozent der ECTS dem Zen-
tralen Künstlerischen Fach zugeteilt sind. Werden ergänzende Lehrveranstaltungen, etwa musikalische 
Aufführungspraxis oder der Umgang mit besonderen Medien hinzugerechnet, so liegt der Anteil der 
künstlerischen Pflichtfächer bei 70 bis über 80 Prozent der Studienpläne. Der Anteil verpflichtender 
wissenschaftlicher Fächer (wissenschaftliches Arbeiten, Musik-/Kunstgeschichte, etc.) liegt zwischen 
1,25 und maximal 9,58 Prozent der ECTS. Verpflichtende Lehrveranstaltungen zu Selbstmanagement als 
KünstlerIn finden sich lediglich in zwei der Studienpläne für Bildende Kunst - allerdings in einem sehr 
geringen Ausmaß von etwa ein Prozent. Einzelne Universitäten stellen für ihre AbsolventInnen in diesem 
Bereich zwar ein postgraduelles Angebot bereit, dieses ist aber oftmals mit hohen Kosten verbunden. Vier 
von sechs analysierten Studienplänen bieten Wahlpflichtfächer und/oder „Schwerpunkte“ an, der Anteil 
dieser an den Gesamt-ECTS bewegt sich zwischen knapp über vier und 7,5 Prozent. 

Positiv anzumerken ist, dass alle sechs Studienpläne die Möglichkeit freier Wahlfächer – wählbar auch 
aus dem Angebot anderer Universitäten – im Studienplan verankert haben, allerdings auch hier in einem 
sehr geringen Ausmaß von knapp über vier bis 7,5 Prozent der ECTS. Die wissenschaftlichen und/oder 
künstlerischen Abschlussarbeiten machen zwischen 4,45 und 13,75 Prozent der zu erbringenden Stu-
dienleistungen aus, wobei hier Unterschiede eher zwischen Bildender Kunst und Musik als zwischen 
Diplom- und Bachelorstudienplänen feststellbar sind: In Studienplänen der Bildenden Kunst machen 
Abschlussarbeiten tendenziell einen höheren Anteil der Studienleistung aus. Aufgrund der geringen 
Möglichkeiten zur Anrechnung von freien Wahlfächern kommt es sogar dazu, dass Lehrveranstaltungen 
angeboten werden, denen keine ECTS zugeteilt werden, weil die Studierenden ohnehin keine Möglichkeit 
haben, ihre Prüfungsleistung auch für ihren Abschluss geltend zu machen.

Abbildung 28: Studienpläne 
Kunstuniversitäten
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Curricula von Kunststudien – Forderungen:
Die Curricula der Kunststudien sind zum Teil stark veraltet und bedürfen einer Überarbeitung, um die 
begrüßenswerten Aspekte des Bologna-Prozess wie etwa die Bewertung der Studienleistungen mit ECTS, 
sinnvoll zu implementieren. Es müssen allerdings von allen Beteiligten, auch den Institutionen selbst, 
Wege gesucht und gefunden werden, die es den Kunstuniversitäten ermöglichen, die Bologna-Struktur 
für ihre Ansprüche passend zu adaptieren und auch Diplomstudien zu erhalten. Des weiteren müssen 
gerade im Bereich der Kunst Möglichkeiten offen gehalten werden, um neue, freiere Ideen und Konzepte 
des Lehrens und Lernens abseits von Modulen und ECTS auszuprobieren, ohne dabei die Frage nach 
der Qualität und der Angemessenheit dieser Konzepte aus den Augen zu verlieren. Bei dieser Überarbei-
tung sollte auch auf internationale Erfahrungen in Sachen Kunststudien und Bologna-Implementierung 
zurückgegriffen werden.

Vor der Erarbeitung eines Studienplans braucht es eine klare Auseinandersetzung mit der Frage, was 
(Aus-)Bildungsziel des jeweiligen Studiums ist. Dies ist bei wissenschaftlich ausgerichteten Studien 
und solchen mit einem klaren Berufsbild (Lehramt, Instrumental- und Gesangspädagogik, Architektur, 
etc.) leichter als bei rein künstlerischen Fächern. Hier ist zu klären, ob die Entwicklung von künstlerisch 
außergewöhnlich talentierten Menschen zu KünstlerInnen, die Ausbildung von KulturarbeiterInnen bzw. 
ArbeiterInnen für die Kreativwirtschaft oder den klassischen Kulturbetrieb oder beides angestrebt wird.

Im Rahmen der Überarbeitung von Curricula sollten jedenfalls auch die Inhalte der Studienpläne evalu-
iert werden. Mit Umfragen unter AbsolventInnen kann herausgefunden werden, ob die Inhalte der Stu-
dien wirklich noch dem entsprechen, was AbsolventInnen eines Kunststudiums in ihrem Berufsleben 
benötigen oder ob im Lehrangebot etwas fehlt, und auch, ob die Gewichtung der Inhalte sinnvoll ist. 
Bei der Curricula Gestaltung muss auch darauf geachtet werden, dass Studienpläne auf die geforderten 
Leistungsnachweise vorbereiten. Wenn verpflichtend das Verfassen wissenschaftlicher Abschlussarbeiten 
vorgesehen ist, muss auch der Anteil an wissenschaftlichen Fächern und vor allem an Lehrveranstaltun-
gen zum wissenschaftlichen Arbeiten entsprechend groß sein, damit Studierende dieser Aufgabe am 
Studienende tatsächlich gewachsen sind.

Ein weiterer wichtiger Aspekt in der Gestaltung von Studienplänen an den besonders internationalen Kun-
stuniversitäten ist die Frage der Unterrichtssprache. So sollte klar definiert werden, in welcher Sprache 
bzw. in welchen Sprachen welche Fächer unterrichtet werden und eventuelle wissenschaftliche Arbeiten 
abzufassen sind, um transparent zu machen, welche Anforderungen an Sprachkenntnisse sowohl für 
internationale Studierende hinsichtlich Deutsch als auch für deutschsprachige Studierende hinsichtlich 
Englisch gestellt werden. Zudem muss ein Angebot an Deutschkursen für internationale Studierende 
direkt an der Universität vorhanden sein, das auf das spezifische Fachvokabular eingeht und jedenfalls 
auch Teil des Studiums (z.B. als freies Wahlfach) ist. 

Die Frage nach dem Ziel des Studiums und die Evaluierung der Inhalte dienen gemeinsam als Grund-
lage für die Erarbeitung eines Qualifikationsprofils der zukünftigen AbsolventInnen sowie der Inhalte des 
Studienplans.

Zudem sollte eine Evaluierung des Workloads insbesondere im Zentralen Künstlerischen Fach beziehun-
gsweise in den künstlerischen Kernfächern durchgeführt werden, um im Rahmen der ECTS-Zuteilung 
zu Lehrveranstaltungen wirklich fundierte Angaben in Bezug auf den nötigen Zeitaufwand machen zu 
können. Auch wenn ein Kunststudium noch stärker als ein wissenschaftliches Studium als Akt der Selb-
stverwirklichung gilt: Die Studierenden-Sozialerhebung zeigt, dass Studierende an Kunstuniversitäten in 
größerem Ausmaß von psychischen Problemen betroffen sind als ihre KollegInnen an wissenschaftlichen 
Universitäten (Zaussinger et al. 2011, S. 33f.). Sollte dies unter anderem auch an Überarbeitung auf-
grund zu großer Workloads im Studium liegen, könnten mit Hilfe einer entsprechenden Evaluierung und 
entsprechender Maßnahmen zumindest diesbezüglich Verbesserungen umgesetzt werden. Hinsichtlich 
der Probleme von Studierenden mit Behinderungen und/oder Beeinträchtigungen im Allgemeinen siehe 
Kapitel Barrierefreie Hochschule. 
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Für die grobe Struktur von Studienplänen künstlerischer Fächer empfiehlt die ÖH die schon in der ersten 
Auflage von Forum Hochschule vorgestellte Struktur (→ s. Kapitel Qualität der Lehre, Tabelle 2). Die hier 
als „Pflichtfächer“ definierten Fächer wären in Kunststudien das Zentrale Künstlerische Fach beziehung-
sweise mehrere künstlerische Kernfächer sowie ergänzende künstlerische und wissenschaftliche Fächer, 
die definitiv unverzichtbar sind, etwa Musik- oder Kunsttheorie. Wahlpflichtfächer könnten Vertiefungen 
in spezielle Formen der Aufführungspraxis oder den Umgang mit speziellen Medien im Bereich der bil-
denden Künste sowie die weitere wissenschaftliche Fundierung des künstlerischen Schaffens und Skills 
für das Selbstmanagement als freischaffendeR KünstlerIn umfassen. 
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Good Practice in der Lehre

Die Freien Klassen als Demokratisierungsversuch
Das Modell der Freien Klasse hat sich Anfang der 1990er Jahre insbesondere im deutschsprachigen 
Raum (Berlin, München, Wien) herauskristallisiert und hat für breite Diskussionen innerhalb der Kun-
sthochschulen und der Kunst- und Kulturinstitutionen gesorgt. Der Versuch einer Demokratisierung des 
Kunststudiums und die Abschaffung des sogenannten ‚Meisterklassensystems‘, bei dem Studierende 
ihren gesamten künstlerischen Unterricht bei einer einzigen Lehrperson verbringen und zu dieser eine 
starke Beziehung entwickeln müssen, lagen diesem Gedanken zugrunde. In Freien Klassen organisieren 
Studierende ihre Lehre selbst: Ob sie sich einfach gegenseitig unterrichten, oder ab und zu Lehrende 
ihrer Wahl hinzuziehen, ob sie offen für die Gesamtbevölkerung oder nur für Studierende sind und wie sie 
sich finanzieren wird basisdemokratisch entschieden. Gleichzeitig befinden sie sich dabei innerhalb der 
Organisation Kunsthochschule. Die Freie Klasse geht damit eine Gratwanderung zwischen institutioneller 
Abhängigkeit und Selbstorganisation. Im Regelfall werden Freie Klassen von der Kunsthochschulleitung 
geduldet oder sogar begrüßt, solange sie sich nicht zu stark politisch an der Hochschule einbringen wol-
len und deren sonstige Strukturen unangetastet lassen.

1990er Jahre: die Freie Klasse an der Universität für angewandte Kunst  
Im Fall der Freien Klasse an der Universität der angewandte Kunst in Wien (damals noch Hochschule 
für angewandte Kunst) wurde die Diskussion nicht im Sinne der Etablierung des Labels „Freie Klasse“ 
geführt. Es ging vielmehr darum, wie neue Themen und Lehrformen einen Platz innerhalb der Hochs-
chulstruktur finden. So wurden zum Beispiel Lehrveranstaltungen zu Themen wie Gender Studien und 
Medientheorie initiiert, die im Studienangebot der Angewandten bislang gefehlt hatten.

Die Freie Klasse an der Akademie der bildenden Künste Wien
Etwa fünfzehn Jahre später konstituierte sich an der Akademie der bildenden Künste Wien ausgehend 
von der Frustration angesichts einer ProfessorInnenberufung eine neue Freie Klasse. Der wesentliche 
Unterschied zu den Vorgänger-Modellen besteht darin, dass zumindest im aktuellen Studienplan der 
Bildenden Kunst das System der Meisterklasse nicht mehr so stark präsent ist und dass es den Studier-
enden der Freien Klasse primär darum geht, die eigene Verantwortung für die Wahl der Lehrformen und 
Inhalte zu verstärken. Diese Form ist offen und partizipativ und orientiert sich an Modellen künstlerischer 
Praktiken, die sich nicht zuletzt mit Wissensvermittlung, Kritik an bestehenden Strukturen und dem Er-
proben neuer Lehrinhalte befassen möchten. Im Unterschied zu der Freien Klasse an der Angewandten 
wird die Freie Klasse an der Akademie von den Lehrenden und dem Rektorat unterstützt. So werden 
bestehende Ressourcen in neue Zusammenhänge gebracht und an neue Inhalte und Formen der Wis-
sensvermittlung geknüpft.

Offene Meisterklassensysteme
Kritik an der Meisterklasse wurde in den letzten Jahrzehnten von verschiedenen fortschrittlichen und 
weniger fortschrittlichen Stimmen geäußert. Sie basiere auf einem nicht zeitgemäßen Bild des (meist 
männlichen) Genies, das durch seine reine (meist sporadische) Anwesenheit gleichförmige, treu dienende 
Klone hervorbringe.

Folglich gibt es an verschiedenen Instituten Bestrebungen, die Meisterklasse zu dekonstruieren. Nicht 
immer ist das Resultat tatsächlich förderlich für die geistige Freiheit der Studierenden: Auch eine Insti-
tutsleitung, die den Studierenden strukturell Meisterklassen und Meisterbindung vorenthält, läuft Gefahr, 
sich selbst in die Rolle des Meisters zu begeben, der weiß, welche Art von Lehre für seine Schützlinge 
ideal ist und konzentriert damit die Macht über die Lehrinhalte in einer Person.
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Als gangbarer Weg hat sich ein offenes System erwiesen, bei dem zu Beginn jedes Semesters die Profes-
sorInnen ihr Programm und ihre Methodik präsentieren und die Studierenden dann frei aus dem Angebot 
wählen können, ohne explizit ihre vorherige Klasse verlassen zu müssen. So können Studierende selbst 
entscheiden, ob sie sich über lange Zeit mit einer bestimmten Methodik beschäftigen möchten oder 
aus verschiedenen Ansätzen eine Synthese bilden möchten. Dabei ist weder die eine noch die andere 
Präferenz zu diskriminieren. Studierenden kann zugetraut werden, hier alleine und im Sinne ihrer Ziele 
und Fähigkeiten zu entscheiden. Durch die Wahlmöglichkeit werden Lehrende außerdem ermutigt, sich 
abwechslungsreiche und aktuelle Inhalte zu überlegen, um den Studierenden eine attraktive Präsentation 
des kommenden Semesterprojekts bieten zu können. 

Eine vertikale Organisation der Klassen, bei der Studierende aller Semester gemeinsam unterrichtet 
werden und voneinander lernen können, ist hierbei besonders sinnvoll. Künstlerische Prozesse und Re-
flexion finden nicht allein in der Auseinandersetzung mit Lehrenden statt, sondern überall dort, wo Men-
schen bereit sind, einander empathisch zuzuhören.
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Zusammenfassung 

Obgleich in diesem Beitrag von „Kunstunis“ gesprochen wird, muss festgehalten werden, dass, die Ver-
schiedenartigkeit der einzelnen Studienrichtungen Verallgemeinerungen erschwert. Während im bildner-
ischen Bereich Demokratisierung und Schwellenabbau leichter umsetzbar wären, stehen darstellerische 
Studiengänge, insbesondere im musikalischen Bereich, hier vor größeren Herausforderungen, weil sow-
ohl die nötige Vorbildung als auch die gängigen Aufführungspraxen weniger Spielraum für (Gedanken-)
Experimente zulassen. 

Trotzdem stehen Kunsthochschulen in vielerlei Hinsicht vor den gleichen Herausforderungen, besonders 
dort, wo sich Probleme aufgrund der engen, persönlichen Strukturen ergeben. Freie Entfaltung und En-
twicklung der eigenen schöpferischen Persönlichkeit sind für Studierende Ziele ihres Studiums. Auch 
Lehrende wünschen sich Freiheit, so zu lehren, wie es ihrer künstlerischen Persönlichkeit entspricht. Der 
Wunsch nach wenig Reglementierung von „oben“ oder „außen“ ist also auf beiden Seiten groß. Allerd-
ings muss auch beachtet werden, dass sich Studierende in einer Universität, trotz oder gerade wegen der 
persönlichen Atmosphäre an der Hochschule, in hierarchischen Verhältnissen bewegen, weshalb auch 
strukturelle Unterstützung von Nöten ist, die Transparenz und Möglichkeiten für Feedback schaffen soll.
 
Die besprochenen empirischen Studien aus drei verschiedenen Ländern Europas belegen, dass die Be-
denken, die VertreterInnen der Österreichischen HochschülerInnenschaft seit Jahren (ungehört) arti-
kulieren, nicht nur Einzelfälle betreffen oder haltlose (politische) Polemik sind, sondern soziopolitische 
Konflikte widerspiegeln, die nicht nur die Kulturlandschaft, sondern unsere Gesellschaft im Ganzen 
strukturieren. Besonders Kunsthochschulen sehen es oft als ihre Aufgabe an, als transformierende Kraft 
zu wirken und bestehende Normen zu hinterfragen. Folglich scheint es gerade vor dem Hintergrund der 
referierten Studien überraschend, dass an Kunsthochschulen in Europa ein selbstreferenzielles, sich 
selbst reproduzierendes Kunsthochschulsystem Fuß gefasst hat.

Viele dieser Probleme, insbesondere die Knappheit an Studienplätzen aufgrund der Unterfinanzierung des 
Bildungssektors und die Notwendigkeit von Vorbildung, die nicht allen Menschen gleichermaßen zugäng-
lich ist – besonders im musikalischen Bereich – können nicht auf Universitätsebene gelöst werden. Hier 
müssen die GesetzgeberInnen langfristig neue Prioritäten setzen.

Gerade im organisatorischen Bereich können Hochschulen allerdings zahlreiche Änderungen selbst sofort 
umsetzen und somit zumindest erste Schritte in Richtung einer sozialen Öffnung setzen. Am Wichtigsten 
ist dabei eine Sensibilisierung für soziale Diskriminierung auf allen Ebenen. Dann können Hochschulen 
ohne Zweifel auch selbst zahlreiche weitere Ideen entwickeln, wie Schwellen abgebaut werden können.
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Zusammenfassung der Forderungen 
und Ausblick

Die Probleme des Hochschulsektors sind multidimensional. Forum Hochschule liefert deshalb eine große 
Bandbreite an Lösungen.

Um die Gestaltung der Hochschulen wieder in die Hände der HochschulakteurInnen zu legen, ist eine 
umfassende Redemokratisierung erforderlich. Mitbestimmung von Studierenden und Lehrenden ist in 
allen Gremien und bei allen Entscheidungsprozessen zu gewährleisten. Durch das in Forum Hoch-schule 
geforderte Faculty-Modell wird der Abbau von Hierarchien unter wissenschaftlichen MitarbeiterInnen 
vorangetrieben, um den Konkurrenzdruck, der im Moment innovative, kritische und langfristige Forschung 
verhindert, zu beseitigen.

Die Einbettung der Hochschulen in die Gesellschaft ist durch ein nachvollziehbares, transparentes Fi-
nanzierungsmodell und eigens konzipierte Gremien, die gesellschaftliche Themen an die Hochschulen 
herantragen, sicherzustellen.

Frauenförderung an den Universitäten wird durch Gender Budgeting, eine Frauenquote in allen Gremien, 
verpflichtende Gender-Pflichtlehrveranstaltungen in allen Studienrichtungen und durch die Verbesserung 
der Arbeitsbedingungen von JungwissenschafterInnen vorangetrieben.

Zentral ist zudem die Wissenschaftsförderung durch ausreichende Finanzierung, Abbau der hierarchis-
chen Gefälle und Schaffung von Perspektiven für WissenschafterInnen. Dafür braucht es eine Neu-
gestaltung des Doktorates, den Ausbau der Vergabe unbefristeter Verträge und ein besseres System der 
Evaluierung von Wissenschaft.

Die Verbesserung der Lehr-, Lern- und Forschungsqualität soll durch die Einbeziehung der Studiere-
nden und Änderungen in der Curriculargestaltung und didaktischen Ausrichtung (Student Centered 
Learning) erreicht werden. Durch die Einbindung von Studierenden in die Evaluierung von Studien-
plänen, Lehrformen und Lehrveranstaltungen wird Weiterentwicklung in diesen Bereichen möglich. 
 
Die soziale Absicherung Studierender wird durch ein treffsicheres Förderungssystem verwirklicht, das 
Rücksicht auf die vielfältigen Lebensrealitäten Studierender nimmt und dessen Maxime das Recht auf 
gleichberechtigte Teilhabe an Bildung bzw. Bildung für alle ist.

Die Durchlässigkeit zwischen den Hochschulsektoren wird erhöht, indem vor allem Transparenz geschaf-
fen wird. Anstelle von monokratischen Organen treten demokratische Strukturen, die die Einbindung der 
Betroffenen ermöglichen. Eine einheitliche Grundlage für die Anerkennung der Gleichwertigkeit wird ge-
schaffen. Langfristig bleibt die Forderung nach einem einheitlichen Hochschulsektor bestehen.

Den wesentlichen Grundstein zur vollen Teilhabe von Studierenden mit Beeinträchtigung(en) legen die 
vier Leitprinzipien Information, Professionalisierung, Standardisierung und Partizipation. Eine nach-
haltige Beseitigung der Barrieren an Hochschulen wird durch eine hochschulinterne sowie eine bundes-
weite Servicestelle und jeweils dazugehörige Kontrollgremien erreicht.

Ausländische Studierende werden langfristig mit Österreichischen Studierenden gleichgestellt. Kurzfris-
tig werden die größten Hindernisse gemildert: Die enormen bürokratischen Hürden und die finanziellen 
Schwierigkeiten ausländischer Studierender müssen endlich beseitigt werden.

Die Internationalisierung wird vor allem auf zwei Ebenen verbessert: Erstens durch Förderungen für Stu- 
dierende, denen durch eine oder mehrere zusätzliche Belastung(en) ein Auslandsaufenthalt erschwert 



212 Forum Hochschule

Anhang

wird, wie berufstätige Studierende, Studierende mit Kind etc. Zweitens durch stärkere internationale 
Akzentuierung in den Curricula und und ein ausgeweitetes Angebot an mehrsprachigen Lehrveranstal-
tungen.

An Kunsthochschulen werden Maßnahmen gegen die Probleme geschaffen, die durch die strukturell 
bedingten engen persönlichen Bindungen entstehen. Die Aufnahmeprüfungen werden transparent ge-
staltet und so konzipiert, dass nicht mehr Willkür und bestehendes soziales und kulturelles Kapital die 
auschlaggebenden Faktoren sind.

Diese Forderungen sind größtenteils direkt und sofort umsetzbar. Es liegt nun an der Regierung und ins-
besondere dem Bundesministerium für Wissenschaft und Forschung, die Realitäten anzuerkennen und 
entsprechende Maßnahmen in Form von Gesetzesnovellen in Universitätsgesetz, Studienförderungsge-
setz, Hochschulgesetz sowie im Fachhochschulstudiengesetz durchzuführen.

Forum Hochschule zeigt, dass eine demokratische, offene Hochschullandschaft möglich ist, in der Mit-
bestimmung und Chancengleichheit großgeschrieben werden. Eine mündige Gesellschaft braucht einen 
starken, emanzipatorischen Hochschulsektor, um die Herausforderungen der Zukunft meistern zu können 
– seien es ökologische, soziale oder ökonomische Krisen, politische Umwälzungen oder andere schwer 
prognostizierbare Veränderungen.
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Anhang Hochschulorganisation und -governance

1. Die Leitung der Universitäten

Innere Organisation, Planung und Entwicklung
Viele organisatorische Fragen werden nicht direkt im Gesetz geregelt, sondern sind laut § 19 UG 2002 
(BGBl 120/2002) in den Satzungen der Universitäten geregelt. Diese werden vom Senat der jeweiligen 
Universität erlassen. Dort wird zum Beispiel festgelegt, in welche Untereinheiten (Fakultäten, Depart-
ments, Institute, Abteilungen etc.) die Universität gegliedert ist, nach welchen Spielregeln Sitzungen 
abzulaufen haben oder auch die Aufgabenteilung im Rektorat. Ein weiteres wichtiges Dokument ist der 
Entwicklungsplan. Darin legt die Universität fest, welche Bereiche in Zukunft verstärkt gefördert werden 
sollen und ob andere Bereiche aufgelassen werden sollen.

Binnenorganisation der Universitäten
Vom Gesetz sind drei Leitungs-Einheiten vorgesehen:

1.	 Rektorat (RektorIn mit VizerektorInnen) (§ 22 und § 23)

2.	 Universitätsrat (§ 21)

3.	 Senat (§ 25)

Dies sind die einzigen Gremien, die für die Universität alleinstehend Entscheidungen treffen können. 
Ausnahme: Bei Berufungsverfahren und Habilitationen können die zwingend vom Senat einzurichtenden 
Gremien selbstständig Entscheidungen treffen. Entscheidungen von Studienkommissionen erfordern die 
Genehmigung des Senats. LeiterInnen von Organisationseinheiten (Fakultäten, Institute, Fachbereiche, 
Besondere Universitätseinrichtungen etc.) sind über das Instrument der Leistungsvereinbarungen (§ 13) 
vom Rektorat abhängig.

Zusammensetzung der Organe
Universitätsrat: fünf, sieben oder neun Personen, von denen zwei, drei oder vier vom Senat gewählt 
werden, zwei, drei oder vier von der Bundesregierung bestellt und ein weiteres Mitglied von den obrigen 
einvernehmlich bestellt  (bei Verbot für Angehörige der Universität sowie von politischen Parteien, Re-
gierung, Abgeordnete).

Rektorat: Der/die RektorIn wird nach einer Ausschreibung vom Universitätsrat gewählt. VizerektorInnen 
werden auf Vorschlag des/der RektorIn nach Anhörung des Senates vom Universitätsrat gewählt. Voraus-
setzung: Person mit internationaler Erfahrung und der Fähigkeit zur organisatorischen und wirtschaftli-
chen Leitung einer Universität. 

Senat: besteht aus 18 oder 26 Personen. Zusammensetzung: 9 (13) ProfessorInnen, je 4 (6) Mitglieder 
aus dem Mittelbau (fix angestellte Lehrende, die keine ProfessorInnen sind) und eine Person aus dem 
Kreis des allgemeinen Universitätspersonals (Verwaltung).
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Aufgaben der Organe:
Universitätsrat:
1.	 Genehmigung des Entwicklungsplans, des Organisationsplans, des Entwurfs der Leistungsvereinba-

rung und der Gestaltungsvereinbarung sowie der Geschäftsordnung des Rektorats

2.	 Ausschreibung der Funktion des/der RektorIn, Wahlbestimmungen, Wahl des/der RektorIn, Wahl der 
VizerektorInnen

3.	 Abschluss der Zielvereinbarungen und Arbeitsverträge mit dem/der RektorIn / dem Rektorat sowie 
deren Abberufung

4.	 Genehmigung der Richtlinien für die Gebarung sowie Genehmigung des Rechnungsabschlusses und 
der Wissensbilanz des Rektorats und Weiterleitung an den/die BundesministerIn

5.	 Zustimmung zur Begründung von Verbindlichkeiten, die über die laufende Geschäftstätigkeit der 
Universität hinausgehen, sowie Ermächtigung des Rektorats, solche Verbindlichkeiten bis zu einer 
bestimmten Höhe ohne vorherige Einholung der Zustimmung des Universitätsrats einzugehen

6.	 Jährliche Berichtspflicht sowie unverzügliche Berichtspflicht bei schwerwiegenden Rechtsverstößen 
von Universitätsorganen sowie bei Gefahr eines schweren wirtschaftlichen Schadens an den/die Bun-
desministerIn

7.	 Zustimmung zum Budgetvoranschlag des Rektorats

8.	 Stellungnahme zur Leistungsvereinbarung vor Abschluss durch den/die RektorIn innerhalb von drei 
Wochen

Rektorat: Gemeinsam gewissermaßen „ChefIn“ der Universität
1.	 Erstellung von  Satzung sowie Satzungsänderungen (Beschluss durch den Senat)

2.	 Erstellung des Entwicklungsplans, des Organisationsplans sowie des Entwurfs der Leistungsverein-
barung

3.	 Personalhoheit

4.	 Aufnahme der Studierenden

5.	 Einhebung der Studienbeiträge in der gesetzlich festgelegten Höhe

6.	 Festlegung der Lehrgangsbeiträge gemäß § 91 Abs. 7

7.	 Veranlassung von Evaluierungen und der Veröffentlichung von Evaluierungsergebnissen

8.	 Erteilung der Lehrbefugnis (venia docendi)

9.	 Einrichtung und Auflassung von Studien, Stellungnahme zu den Curricula

10.	Untersagung von Curricula oder deren Änderungen, wenn diese dem Entwicklungsplan widerspre-
chen, nicht bedeckbar sind oder wissenschaftlichen Anforderungen nicht genügen

11.	Einrichtung eines Rechnungs- und Berichtswesens

12.	Erstellung des Budgetvoranschlages zur Vorlage an den Universitätsrat und Budgetzuteilung

13.	Erstellung des Rechnungsabschlusses und der Wissensbilanz
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Senat:
1.	 Satzung und deren Änderung auf Vorschlag des Rektorates

2.	 Erlassung und Änderung der Curricula für ordentliche Studien und Lehrgänge

3.	 Festlegung von akademischen Graden und Bezeichnungen für die AbsolventInnen von Universität-
slehrgängen

4.	 Entscheidungen in zweiter Instanz in Studienangelegenheiten

5.	 Festlegung der Kategorien für die Zweckwidmung der Studienbeiträge durch die Studierenden

6.	 Einsetzung von Kollegialorganen mit und ohne Entscheidungsbefugnis (Abs. 7 und 8)

7.	 Erlassung von Richtlinien für die Tätigkeit von Kollegialorganen

8.	 Genehmigung der Durchführung von Beschlüssen der entscheidungsbefugten Kollegialorgane

9.	 Stellungnahme an das Rektorat vor der Zuordnung von Personen zu den einzelnen Organisationsein-
heiten durch das Rektorat

10.	Einrichtung eines Arbeitskreises für Gleichbehandlungsfragen

11.	Stellungnahme zu Entwicklungsplan, Organisationsplan, Ausschreibung des/der RektorIn, Habilita-
tions- und Berufungsverfahren

12.	Erstellung eines Dreiervorschlags für die Wahl des/der RektorIn

2. Fachhochschulen (FHs)
Die folgende Beschreibung der Fachhochschulen und ihrer gesetzlichen Grundlagen beruht auf der Fach-
hochschulstudiengesetz (FHStG)-Novelle, die im März 2012 in Kraft tritt.

Gründung der Fachhochschulen

Die Ziele für den FH-Sektor waren:
•	 Verbesserung der Durchlässigkeit des Bildungswesens

•	 Förderung der beruflichen Flexibilität

•	 Entlastung der Universitäten

•	 Förderung der Aus- und Weiterbildung

•	 Abbau regionaler Disparitäten

•	 Strukturbereinigung im postsekundären und tertiären Bildungswesen (Hauser, 2010)

Was ist im FHStG geregelt?
Durch die Novellierung wurde das bisher geltende Gesetz um einige Punkte erweitert.

Allgemein wird geregelt, wie Fachhochschulen strukturiert sind, was ihre Grundsätze sein sollen (§ 3 
FHStG), wer ErhalterIn der FH sein kann (§ 2 FHStG), wie akademische Grade verliehen werden (§ 6 
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FHStG), wie Akkreditierungen ablaufen müssen (§ 8 FHStG), welche Zugangsvoraussetzungen es (außer 
Matura) gibt (§ 4 FHStG). Außerdem wird geregelt, wie die Studierendenvertretung bestimmt wird (§ 11ff 
FHStG).
Ein weiterer neuer Punkt sind allgemeine Prüfungsmodalitäten (§ 13ff FHStG). Zuvor war das gänzlich 
dem Gutdünken des Kollegiums überlassen (oder den Studiengangsleitungen, sofern es kein Kollegium 
gab), einige FHs hatten auch gar keine Prüfungsordnungen an sich. Somit sind die studienrechtlichen 
Bestimmungen deutlich erweitert worden. 

Einige Veränderungen sind zugunsten der Studierenden ausgefallen, die meisten sind jedoch Verschär-
fungen.

Was lässt das FHStG offen?
Dennoch wird viel offen gelassen. Die Bestimmungen zum Kollegium sind beispielsweise viel detaillierter 
als zuvor, dennoch können massive Unterschiede zwischen den Hochschulen entstehen.

Wie sind die Entscheidungsstrukturen? (Gremien, Kompetenzen)
Grundsätzlich besteht die Frage, wer die ErhalterInnen der FHs sind. An einigen FHs sind das Vereine, 
die Vorstandssitzungen sind nicht öffentlich und somit besteht hier keine Mitwirkungsmöglichkeit. 

Viele Entscheidungen müssen im Einvernehmen mit den ErhalterInnen getroffen werden. Beispielsweise 
die Geschäftsordnung und Satzung des Kollegiums, die die wichtigsten Schriften (abgesehen vom Ge-
setzestext) bilden, wobei viel Entscheidungskompetenz vorhanden wäre. ErhalterInnen bieten einen Drei-
ervorschlag für die Leitung des Kollegiums (das ist de facto der/die RektorIn). Mit diesem Vorschlag kann 
schon deutlich gelenkt werden. Grundsätzlich muss das Kollegium sehr viel im Einvernehmen mit den 
ErhalterInnen bestimmen. 

Das Kollegium ist deutlich verkleinert worden, wobei Studierende unterrepräsentiert sind. Es stellt 
Anträge zur Aufstellung des Budgets, evaluiert den Lehr- und Forschungsbetrieb, hat akademische Grade 
und Nostrifizierungen zu verleihen, Richtlinien für die sinngemäße Verwendung von UG- Bezeichnungen 
zu erlassen und ist die erste Beschwerdeinstanz gegenüber Entscheidungen der Studiengangsleitung. Der 
Verwaltungsgerichtshof ist Beschwerdeinstanz (§ 10 Abs3 FHStG).

Die Leitung des Kollegiums ist für den Abschluss von Lehrverträgen und Lehraufträgen verantwortlich, 
vertritt das Kollegium nach Außen und hat für die Durchführung der Beschlüsse zu sorgen (§ 10 Abs3 
FHStG).

Die Studiengangsleitung hat Prüfungen/Prüfungstermine zuzuteilen, PrüferInnen zuzulassen, ist für An-
rechnungen von Lehrveranstaltungen und Aberkennung von Prüfungen zuständig und entscheidet in 
studienrechtlichen Angelegenheiten (§ 10 Abs5 FHStG).

Darüber hinaus können in der Geschäftsordnung des Kollegiums auch weitere Gremien eingerichtet 
werden, beispielsweise ein Studiengangskollegium. 

Dienstrecht, Verleihung der FH-Professur
§ 10 Abs.8 FHStG: Es sind sinngemäß Bezeichnungen des UG, mit einem Zusatz, meist Präfix, FH 
(Fachhochschul), oder (FH) zulässig. Welche Kriterien für eine FH-Professur gelten, soll das Kollegium 
bestimmen. 

Literatur
Hauser, W., Lenz, W. & M. Prischnig (Hg.). (2004). 10 Jahre FHStG. Fachhochschul-Recht zwischen 
Bewährung und Reform. zfhr 2005/1.
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Fachhochschulstudiengesetz in der alten Fassung (außer Kraft seit 1.3.2012)

Exkurs: Hohe Qualität und keine Rechte? Zur arbeitsrechtlichen Situation 
nebenberuflich Lehrenden an Österreichs Fachhochschulen.1 

Die arbeitsrechtliche Situation der nebenberuflich Lehrenden an Österreichs Fachhochschulen und 
somit der Fachhochschulen selbst hat sich seit Novellierung des FHStG 2012 zugespitzt. 

Laut einer Studie zum Fachhochschulsektor in Österreich wickeln nebenberuflich Lehrende im Durch-
schnitt 86% der Lehre an den FHs ab (s. Österreichischer Wissenschaftsrat, S. 30 f.). Das unterscheidet 
Fachhochschulen klar von den Universitäten und entspricht der Positionierung von Fachhochschulen als 
stark praxisbezogene Hochschulen. Dieser Praxisbezug wird von einigen FHs auch als Kommunikations-
botschaft genutzt (beispielsweise FHWien: Die Praxis studieren). Obwohl die Berufsgruppe der neben-
beruflich Lehrenden somit den Großteil der Lehre an FHs trägt, sind diese von den Entscheidungsgremien 
an FHs weitgehend ausgeschlossen und befinden sich in einer juristisch prekären Lage. Diese ist durch 
die Novellierung des FHStG (2012) nicht verbessert worden. Folgende Punkte sind in diesem Zusam-
menhang problematisch:

Das Kollegium
§ 3 (1) 1. verlangt „die Gewährleistung einer praxisbezogenen Ausbildung auf Hochschulniveau“. § 10 
(1) verlangt die Einrichtung eines Kollegiums, das mit den strategischen Belangen der jeweiligen Fach-
hochschule betraut ist. § 10 (2) sieht verpflichtend „sechs Vertreterinnen oder Vertreter des Lehr- und 
Forschungspersonals“ als Mitglieder dieses Kollegiums. § 7 (1) und (2) formuliert eine Unterscheidung 
zwischen hauptberuflich und nebenberuflich Lehrenden. 

Aufgrund der Akkumulierung der in § 7 (1) genannten nebenberuflich und hauptberuflich Lehrenden im 
§ 10 (2) zum „Lehr- und Forschungspersonal“ besteht für die Fachhochschulen keine explizite Verpflich-
tung, nebenberuflich Lehrende in das Kollegium aufzunehmen. Die Einrichtung der Wahlordnung obliegt 
der jeweiligen Fachhochschule selbst. An einer Reihe von Fachhochschulen wurde die Wahlordnung 
derart aufgestellt, dass nebenberuflich Lehrende kaum eine Chance hatten, in das Kollegium gewählt 
(kooptiert) zu werden und fortan die nebenberuflich Lehrenden dort auch zu vertreten. Das vordergrün-
dige Argument, dass „nebenberuflich Lehrende“ kein Interesse an Mitbestimmung hätten, widerspricht 
der Argumentation der Fachhochschulen, man habe engagierte MitarbeiterInnen. 

Die oft zitierte Behauptung, dass an einem Standort keinE einzigeR nebenberuflicheR LektorIn bere-
it wäre, Verantwortung zu übernehmen, ist nicht evaluiert. Hintergrund dieser vielfach angewandten 
Maßnahme, nebenberuflich Lehrende aus dem Entscheidungsgremium auszuschließen, ist vielmehr 
die Frage der Vergütung der dadurch entstehenden Leistung: Wie kann die (dann verpflichtende) Teil-
nahme am Kollegium, die Ausschussarbeit etc. für nebenberuflich Lehrende abgegolten werden? Je nach 
tatsächlichem Aufwand würde sich daraus laut FHStG 2012 § 7 (2) allzu oft eine Verpflichtung ergeben, 
die nebenberuflich Lehrende automatisch zu hauptberuflich Lehrenden macht, weil sie dann über die 
6-Semesterwochenstunden-Grenze kämen. Beispiel: Eine LektorIn mit 5 SWS Beschäftigung in der Lehre 
und 1 SWS bezahlter Tätigkeit im Kollegium wäre laut FHStG 2012 § 7 (2) als hauptberuflich Lehrende 
anzusehen. 

Die in § 3 (1) ausgewiesene „praxisbezogene Ausbildung“ ist im Hinblick auf die Zusammensetzung 
der Kollegien ohne nebenberuflich Lehrende problematisch. Es sind die nebenberuflich Lehrenden, die 
die praxisbezogene Ausbildung ermöglichen. Sind im Kollegium keine nebenberuflich Lehrenden ver-
treten, unterscheiden sich Fachhochschulen nicht von Universitäten. Fachhochschulen verwirken somit 
die Möglichkeit, sich überzeugend in ihrer Kernkompetenz zu profilieren.
 
 
1 Kommentar der IG.EL - Interessensgemeinschaft externer LektorInnen und WissensarbeiterInnen an Fachhochschulen.
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Anstellungsumgehungen durch das FHStG 2012
Die in § 7 (2) des FHStG 2012 ausgewiesene Darstellung nebenberuflich Lehrender ist willkürlich und 
entbehrt jeder Sachlogik. Das FHStG 2012 weist dabei dem Beschäftigungsausmaß (sechs Semester-
wochenstunden) ein Anstellungskriterium zu. Dieselbe Tätigkeit wird bei Überschreiten der 6-Semester-
wochenstunden-Grenze zum Anstellungserfordernis. Arbeitsrechtlich galt bislang die Art der Tätigkeit 
und die Einbindung in die Institution als relevant im Hinblick auf die vertragliche Gebundenheit. Infolge 
werden seit Sommersemester 2012 Verträge mit Hinweis auf § 7 FHStG 2012 ausgegeben, was die 
nebenberuflich Lehrenden von einer Anstellung (mit allen Rechten und Pflichten) ausschließt. 

Nebenberuflich Lehrende sind gesetzlich somit wesentlich schlechter gestellt als hauptberuflich 
Lehrende, darüber hinaus ist kein Gesetz für sie wirklich zuständig. Nebenberuflich Lehrende werden 
zwischen Arbeitsverfassungsgesetz, Sozialversicherungsgesetz, Steuergesetzen, Fachhochschulgesetz 
und Bundesverfassungsgesetz hin und hergeschoben. Nebenberuflich Lehrende an Fachhochschulen 
fallen aus dem Gesetz. 

Das FHStG 2012 schreibt den nebenberuflich Lehrenden Rechte zu, die diese weder benötigen noch 
wirklich umsetzen können (Vertretungsrecht), zieht willkürliche Grenzen im Sinne der Vertragslage (sechs 
Semesterwochenstunden), ohne dass es für die Abwicklung oder die Qualität der Organisationen Bedeu-
tung hätte. Damit entsteht ein zutiefst verunsichernder Zustand der Entrechtung einer ganzen Berufs-
gruppe, den Agamben folgendermaßen skizziert: „[…] [D]as Leben unter einem Gesetz, das gilt, ohne 
zu bedeuten, gleicht dem Leben im Ausnahmezustand, in dem die unschuldigste Geste, die kleinste 
Vergesslichkeit die extremsten Konsequenzen haben können“ (Agamben 2002, S.63.). 

Unter rechtlich fragwürdigen Bedingungen zu arbeiten, ist für alle Beteiligten eine stete Gratwanderung. 
Gratwanderungen binden Ressourcen und sind für Einzelne potenziell gefährlich. Es stellt sich die Frage, 
was es für die Diskursfreudigkeit an Fachhochschulen bedeutet, wenn sich 86% der Lehrenden in einer 
rechtlich prekären Situation befinden. Daher fordern nebenberuflich Lehrende an FHs folgende Änder-
ungen:

•	 Anerkennung der nebenberuflichen Lehre als Anstellung, nicht nur im sozialversicherungsrechtli-
chen, sondern auch im arbeitsrechtlichen Sinn durch Streichung von § 7 (2) und (3) FHStG 2012: 
„Nebenberufliches Lehrpersonal gemäß Abs. 2 kann sich von anderen geeigneten Personen vertreten 
lassen.“

•	 Wegfall der willkürlich anmutenden Grenze von sechs Semesterwochenstunden als Kriterium für die 
Betrachtung nebenberuflich ausgeübter Lehre als Anstellung.

•	 Verankerung eines Mitbestimmungsrechts durch Festlegen einer Mindestanzahl von Stimmen neben-
beruflich Lehrender in FH-Kollegien.

•	 Organisierungsrecht im Sinne einer rechtlich anerkannten Interessensvertretung.

Literatur
Agamben, Giorgio (2002): Homo sacer. Die souveräne Macht und das nackte Leben. Suhrkamp. Frank-
furt am Main. 

Österreichischer Wissenschaftsrat (2012): Fachhochschulen im österreichischen Hochschulsystem. An-
alysen, Perspektiven, Empfehlungen. Wien. (http://www.wissenschaftsrat.ac.at/)
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3. Pädagogische Hochschulen (PHs)

Struktur und Historie der Pädagogischen Hochschule

Die Entwicklung der PH
1968 wurden die Pädagogischen Akademien als Ausbildungsanstalt für LehrerInnen der Volks-, 
Sonder- und Hauptschule gegründet. Aufgrund des Konkordates wurden sowohl öffentliche als 
auch private (katholische) Akademien gegründet. Die anfänglich viersemestrige Ausbildung wurde 
bereits nach wenigen Jahren auf sechs Semester ausgedehnt und um das Lehramtsstudium für 
Polytechnische Schulen und später für Berufsbildende Schulen erweitert. 

Nach dem Beitritt zur EU wurden bei Verhandlungen über die gegenseitige Anerkennung von beruflichen 
Abschlüssen die Qualifikationen der AbgängerInnen von Pädagogischen Akademien jenen von im Ausland 
existierenden Pädagogischen Hochschulen bzw. Universitäten von den anderen EU-Ländern nicht als 
gleichwertig angesehen. Auch Lehrende an der Pädagogischen Akademie weisen in manchen Bereichen 
nicht jene Qualifikationen auf, wie sie an den Pädagogischen Hochschulen der EU-Länder notwendig 
sind. Weiters kann auch das Niveau der damals in Österreich gegründeten Fachhochschulen nicht er-
reicht werden (Wingert, 2010). 

Um dem europäischen Druck nachzukommen, wurde 1999 bestimmt, dass Pädagogische Hochs-
chulen geschaffen werden müssen, die unter anderem das Zusammenwirken von Forschung und 
Lehre garantieren und Studierende mit akademischen Graden abschließen lassen sollen. Die 2006 
beschlossene Umwidmung der Pädagogischen Akademien zu Pädagogischen Hochschulen (PHs) 
mit 1.10.2007 enthielt jedoch keine wesentlichen Änderungen der studienrechtlichen, organisa-
torischen und dienstrechtlichen Struktur. Somit ist der Grundsatz der Hochschulen auf Forschungs- 
und Lehrfreiheit weiterhin nicht gegeben. Selbst die vom Ministerium eingesetzte Evaluierungs- und 
Planungskommission (PEK) kritisierte, dass diese Umsetzung den internationalen Standards einer 
professionellen tertiären Institution nicht entspricht. (ebd.) Von verschiedensten Institutionen wurde 
das Fehlen eines klaren Forschungsauftrags und einer institutionellen Autonomie, sowie die Posi-
tionierung der ordentlichen Studien nur auf Bachelorniveau kritisiert (unter anderem ÖFEB, 2005, 
ÖRK, 2005). 

Struktur und Aufbau der PH
Öffentliche PHs haben insofern Rechtspersönlichkeit als sie einer eigenständigen Erfüllung der Aufgaben 
der PH nachgehen. 

Neben den (aktuell neun) öffentlichen PHs gib es (aktuell fünf) private Pädagogische Hochs-
chulen (PPHs) bzw. (aktuell drei) private Studienanbieter. Die Anerkennung erfolgt durch den 
Bund nach Anhörung des Landesschulrates und der Landesregierung auf begrenzte Dauer. Auch 
private PHs unterliegen der Aufsicht des Bundesministeriums für Unterricht, Kunst und Kul-
tur (BMUKK). TrägerInnen der PPHs sind meist Stiftungen der Diözesen. Konfessionelle PPHs 
bekommen vom Bund die gleichen Subventionen für  Personalaufwand des Lehrpersonals wie 
öffentliche PHs. 

Organe
Hochschulrat, Rektorat, RektorIn und Studienkommission. Alle Organe unterliegen der Aufsicht des 
BMUKKs. Gegen Entscheidungen der Organe (ausgenommen der Studienkommission) kann in der Stu-
dienkommission berufen werden. 
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Hochschulrat
Der Hochschulrat besteht aus fünf Mitgliedern. Diese setzen sich zusammen aus

•	 drei Mitgliedern, die vom BMUKK bestellt werden

•	 dem/der amtsführenden PräsidentIn des Landesschulrates, in deren/dessen örtlichem Wirkungsbere-
ich die PH ihren Sitz hat

•	 einem von der Landesregierung zu bestellenden Mitglied. 

Ihre Funktionsperiode beträgt fünf Jahre. Der Hochschulrat wählt aus ihrem Kreis eineN VorsitzendeN. 
Falls erforderlich kann der Hochschulrat andere Personen als Fachleute mit beratender Stimme hinzuz-
iehen und Ausschüsse einrichten. Die/der Vorsitzende der Pädagogischen Hochschulvertretung hat das 
Recht, in den Sitzungen des Hochschulrates angehört zu werden. Der Hochschulrat ist das Aufsichtsor-
gan für die Arbeit des Rektorats und muss langfristige Strategieentscheidungen der PH bestätigen (z.B. 
Organisationsplan und Entwicklungsplan). Der vorgeschlagene Ziel- und Leistungsplan des Rektorats 
muss vom Hochschulrat beschlossen und an das BMUKK zur Genehmigung weitergeleitet werden. 

Rektorat
Das Rektorat führt die täglichen Geschäfte der PH und ist dienstrechtlich Vorgesetzter der Hochschulang-
estellten. Es kann frei über das PH-Budget verfügen und ist dabei nur dem Hochschulrat rechenschaftsp-
flichtig. Weiters genehmigt es die Curricula (Studienpläne). Es besteht aus dem/der RektorIn und ein oder 
zwei VizerektorInnen. Das Rektorat hat im Rahmen von Vorgaben des BMUKK einen Ziel- und Leistung-
splan für jeweils drei Jahre zu erstellen und diesen dem Hochschulrat zur Beschlussfassung vorzulegen. 

RektorIn
Der/die RektorIn wird vom BMUKK aus einem Dreiervorschlag des Hochschulrates ausgewählt. Die Viz-
erektorInnen werden auf Vorschlag des/der RektorIn vom Hochschulrat bestätigt.

Institutsleitung
Das Rektorat bestellt auf Vorschlag des/der RektorIn geeignete Lehrende als Institutsleitung. 

Studienkommission
Die Studienkommission besteht aus zwölf Mitgliedern, neun davon werden aus dem Kreis der Lehrenden 
gewählt und drei Mitglieder werden von der Pädagogischen Hochschulvertretung entsandt. Ihre Funktion-
speriode beträgt drei Jahre.

Folgende Aufgaben hat die Studienkommission:

•	 entscheidet über die Inhalte der Curricula (Studienpläne)

•	 entwickelt die Prüfungsordnung

•	 erstellt Bewertungsinstrumente für die Evaluierung von Lehrveranstaltungen durch Studierende

•	 urteilt bei Berufungen gegen studienrechtliche Entscheidungen

•	 ist zu einigen Entscheidungen der langfristigen Entwicklung der PH anzuhören

•	 ist zuständig für die Einrichtung eines Arbeitskreises für Gleichbehandlungsfragen

Arbeitskreis für Gleichbehandlungsfragen
Alle Organe der Pädagogischen Hochschule haben darauf hinzuwirken, dass in allen Arbeitsbereichen 
ein ausgewogenes Zahlenverhältnis zwischen den an der Pädagogischen Hochschule tätigen Frauen und 
Männern erreicht wird.
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Die Aufgabe des Arbeitskreises für Gleichbehandlungsfragen ist es daher, Diskriminierungen durch Or-
gane der PH auf Grund des Geschlechts entgegenzuwirken und die Angehörigen und Organe in Fragen 
der Gleichstellung von Frauen und Männern sowie der Frauenförderung zu beraten und zu unterstützen.

Satzung
Jede PH hat ihre eigene Satzung. Darin sind folgende Dinge geregelt:

•	 Wie Mitglieder des Lehrpersonals in der Studienkommission gewählt werden

•	 Einrichtung der Organe

•	 Zusammensetzung des Arbeitskreises für Gleichbehandlungsfragen

•	 Erlassung eines Frauenförderungsplanes

•	 Betriebs- und Benutzungsordnungen für die Dienstleistungseinrichtungen

•	 Regelungen für die Benützung von Räumen und Einrichtungen der Pädagogischen Hochschule durch 
Hochschulangehörige

•	 Richtlinien für akademische Ehrungen 

Das Rektorat erlässt und ändert die Satzung, welche der Hochschulrat im nächsten Schritt genehmigen 
muss. Sie ist allen Angehörigen, also auch allen Studierenden, zugänglich zu machen.

Angehörige einer Pädagogischen Hochschule
alle Studierenden, das Lehrpersonal, das Verwaltungspersonal und die Mitglieder von Organen der Päda-
gogischen Hochschule, die nicht auch dem Lehr- oder Verwaltungspersonal angehören. 

Lehrpersonal
Die Bestellung von Lehrbeauftragten erfolgt durch das Rektorat. 

Die Lehre erfolgt aktuell durch BundeslehrerInnen (Stammlehrpersonal) und (ggf. vorübergehend) 
mitverwendeten Bundes- und LandeslehrerInnen. Das heißt Lehrende an PHs wurden bisher mit gleichem 
Dienstrecht wie an Pflicht- und Höheren Schulen angestellt. Momentan wird das Dienstrecht novelliert 
und eine ähnliche Struktur für PH-Lehrende wie für Uni-Lehrende geschaffen, wodurch die Lehrpflicht 
im Verhältnis zur Forschung verringert wird, jedoch immer noch über der von Uni-Lehrenden liegt. 

Verwaltungspersonal
Hat die Organe der PH bei der Erfüllung ihrer Aufgaben zu unterstützen. Das Verwaltungspersonal wird 
vom BMUKK besetzt. 
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Anhang Wissenschaft und Forschung

1. InterviewpartnerInnen
Für die Arbeitsgruppe Wissenschaft und Forschung wurden unter anderem folgende Personen interviewt 
(in alphabetischer Reihenfolge)2: 

Balog, Peter (FH Technikum Wien)
Blimlinger, Eva (Akademie der bildenden Künste Wien)
Freissmuth, Michael (Medizinische Universität Wien)
Gugurell, Katharina (Universität für Bodenkultur Wien)
Hrachovec, Herbert (Universität Wien)
Kirchler, Erich (Universität Wien)
Leitner, Christian (Universität für Bodenkultur Wien)
Lueger-Schuster, Brigitte (Universität Wien)
Matyas, Kurt (Technische Universität Wien)
Österle, August (Wirtschaftsuniversität Wien)
Pirker, Reinhard (Wirtschaftsuniversität Wien)
Pultar, Anna (Universität Wien)
Reichel, Martin (FH Technikum Wien)
Sabo, Anton (FH Technikum Wien)
Schneebaum, Alyssa (Wirtschaftsuniversität Wien, FH Wien)
Stögner, Karin (Universität Wien)
Zlabinger, Gerhard (Medizinische Universität Wien)

2. Interviewleitfaden

Interviewleitfaden: Wissenschaft und Forschung

Teil 1 – Person und Einstieg

Ausbildung & Werdegang

Persönlicher Zugang zu Wissenschaft und Forschung

2 Vier InterviewpartnerInnen äußerten den Wunsch, namentlich nicht genannt zu werden.
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Teil 2 – Geforderter Output 

AdressatInnen/Auftrag der Forschung

Evaluierung, Messinstrumente

Teil 3 – Gebotene Möglichkeiten

Personalentwicklung allgemein  

Wissenschaftlicher Alltag/Werdegang 

Umfeld, Rahmenbedingungen

Querschnittsmaterie (soll in anderen Teilbereichen mitgedacht/befragt werden) 

Frauenförderung

Soziale Durchmischung

Fachhochschulen

Lehre

Qualifikation für wissenschaftliche Karriere

Kritische Wissenschaft, Lehre und Forschung 

Teil 4 – Wünsche und Empfehlungen

Teil 1 – Person und Einstieg
Eckdaten zur Person
•	 Zusammenfassung, was aus Lebenslauf/Publikationen/Institutshomepage herausgelesen werden 

kann und fragen, ob die Person noch etwas hinzuzufügen hat bzw. was das Wichtigste war

•	 In welchem Bereich forschen Sie (Grundlagenforschung/angewandte Forschung)?

•	 Lehren Sie?

Einstieg
Es soll daraus ihre Definition von Wissenschaft und Forschung generiert werden
Mitdenken: FHs

•	 Welche Rolle spielt die akademische Forschung? Wer sind die AdressatInnen von Wissenschaft und 
Forschung? 

•	 Was sind Ihrer Meinung nach die gesellschaftlichen Erwartungen an die Wissenschaft? 

•	 Welche Bedeutung hat Inter-/Transdisziplinarität im Forschungsprozess? 
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Teil 2 – Geforderter Output 
Mitdenken: Spielen Nachhaltigkeit, Gender, Risikoabschätzung eine Rolle? 

2.1. Welche Rolle spielt Forschung? 
•	 An wen ist Ihre Forschung gerichtet? 

•	 Wer liest Ihre Forschungsergebnisse? 

•	 Wo wird Ihre Forschung gelesen? 

•	 Was passiert mit den Ergebnissen (können diese umgesetzt werden und werden sie 		
umgesetzt)?

2.2. Evaluierung – anhand welcher Maßstäbe/Qualitätskriterien wird Forschung derzeit gemessen? 
•	 An welchen Maßstäben wird Forschung gemessen? 

•	 Wer oder was entscheidet über gute oder schlechte Forschung? 

•	 Welche Rolle spielt das Publizieren in Journals?

•	 Welche Rolle spielen Rankings?

•	 Was wird gerankt? 

•	 Was bedeutet Evaluierung für den wissenschaftlichen Prozess?

•	 Wie ist das Verhältnis zwischen Wissenschaft, Forschung und Lehre?

•	 Welche Rolle spielt Lehre im Wissenschaftsbetrieb? 

•	 Wie stehen Sie zu der Aussage: „Lehre als notwendiges Übel in der Forschung“?

2.3. Welche Probleme ergeben sich daraus (subjektive und „objektive“ Perspektive)
•	 Was ist messbar?

•	 Was ist nicht messbar? 

•	 Was ist für Sie ein sinnvoller Evaluierungsprozess – was würde das konkret bedeuten? 

•	 Welche Instrumente zur Messung gibt es und welche finden Sie sinnvoll?

2.4. Welche Instrumente bestehen bzw. wie könnte man den Prozess der „Gütefeststellung“  verbessern? 
•	 Gibt es Zielvereinbarungen für die WissenschafterInnen in Ihrem Forschungsbereich? – Wenn ja, wie 

sind diese gestaltet und wie viel Verhandlungsspielraum gibt es?

•	 Sind alle Forschungsrichtungen gleichberechtigt? (Aufpassen, dass die Frage nicht zu 		
starken suggestiven Charakter hat.)

•	 Spielt Effizienz eine Rolle in der Forschung – wie würden Sie Effizienz im Wissenschaftssprozess 
definieren? 
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Teil 3  – Gebotene Möglichkeiten
Gebotene Möglichkeiten: Personalentwicklung allgemein

3.1. Wie kommt es zu einer wissenschaftlichen Karriere? 
Welche Möglichkeiten hat einE angehendeR WissenschafterIn, welche nicht? 
•	 Wie sieht eine wissenschaftliche Karriere im Allgemeinen aus? 

3.2. Was sind die Rahmenbedingungen des/für Forschen(s)? (Finanzierung, Infrastruktur etc.) 
•	 Wie kommt es zur Erforschung/zum Forschungsgegenstand? Wie/was wird im Forschungsprozess 

überlegt bzw. spielt eine Rolle? 

•	 Welche Rolle spielt die Finanzierung?

3.3.Was beeinflusst den Forschungsprozess? Wie kommt es zum Forschungsgegenstand? 
(Evaluierung, Neugierde, Konkurrenz etc.) 
•	 Welche Rolle spielt die wissenschaftliche Neugierde? 

•	 Welche Rolle spielt Offenheit an Inhalt/Methode/Kooperationen?

•	 Welcher Kategorie von Arbeitsverhältnis würden Sie wissenschaftliches Arbeiten zuschreiben – pro-
jektbezogenes Arbeiten, unbefristete Arbeitsverträge, „Selbstständige“ etc.? 

•	 Handelt es sich bei Forschung eher um Teamarbeit oder um Einzelarbeit? 

•	 Spielt Konkurrenz eine Rolle unter den ForscherInnen?

•	 Welche Rolle hat kritische Forschung – inwiefern ist diese möglich? 

•	 Was beeinflusst den/Ihren Forschungsprozess am stärksten? 

3.4. Ableitungen für JungwissenschafterInnen
•	 Würden Sie sagen, der Begriff „WissenschafterIn auf Zeit“ ist zutreffend? 

•	 Was würden Sie Studierenden raten, die eine wissenschaftliche Karriere anstreben?

•	 Welches theoretische und praktische Fundament sollten JungwissenschaftlerInnen haben?

•	 Welches theoretische und praktische Fundament haben JungwissenschaflterInnen?

•	 Wie hat sich das ProfessorInnendasein verändert und wie sehen Sie die Situation von Jungwis-
senschafterInnen/wie kommen diese zu einer Stelle/welche Rolle spielen hier außeruniversitäre 
Forschungseinrichtungen?

•	 Was sagen Sie zum bestehenden System, nach dem „Befähigung“ gemessen wird:
Matura → Hochschule (Bachelor) → Master → PhD → ForscherIn 

Querschnittsmaterie
Punkte der Querschnittsmaterie sollten in die Fragen einfließen 

Bsp: Soziale Durchmischung
•	 Nehmen Sie das derzeitige System als sozial selektiv wahr? 

•	 Wenn nein, warum? Wenn ja, warum? 

•	 Welche Barrieren nehmen Sie wahr? 
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•	 Was wären Instrumente/Möglichkeiten, die soziale Durchmischung im Wissenschaftsbetrieb zu 
fördern (Fokus auf Wissenschaft und Forschung)?

Bsp: Frauenförderung 
•	 Was ist für Sie das Ziel von Frauenförderung, was ist Frauenförderung? 

•	 Wie nehmen sie Frauenförderund im Wissenschafts- und Forschungsprozess wahr?

•	 Wie ist Frauenförderung möglich und wodurch? 

Teil 4 - Wünsche und Empfehlungen
Wünsche, Empfehlungen für Maßnahmen

•	 Was sind zusammengefasst die gravierendsten Probleme in Ihrer Arbeit/Ihrem Bereich? Was würden 
Sie uns als Botschaft mit auf den Weg geben, um Arbeitsbedingungen in Ihrer Branche zu verbes-
sern? Was müsste getan werden?

•	 Zentrales Problem herausstellen: Wie und von wem könnte dieses Problem gelöst werden?
o 	 Was können Sie selbst tun? (Was könnten Sie sofort verändern)? 
o 	 Was kann durch kollektive Aktionen erreicht werden? (Von wem?)
o 	 Was können politische EntscheidungsträgerInnen tun? 

•	 Zuletzt: Was wäre Ihre Utopie von Wissenschaft und Forschung in Ihrem Bereich?

3. Stellungnahme zur der Österreichischen Akademie der Wissenschaften (ÖAW)3 
Die Österreichische Akademie der Wissenschaften
Die Österreichische Akademie der Wissenschaften (ÖAW) wurde 1847 als Gelehrtenversammlung gegrün-
det, die dem wissenschaftlichen Austausch der bedeutendsten österreichischen Wissenschafter dienen 
sollte. (Die Aufnahme von Wissenschafterinnen war ab 1919 theoretisch möglich, allerdings wurde erst 
1973 die erste Frau zum Mitglied der Gelehrtenversammlung ernannt. Im Jahr 2010 betrug der Frau-
enanteil unter den wirklichen Mitgliedern ca. neun Prozent.)

Die ÖAW begann bald nach ihrer Gründung auch eigene wissenschaftliche Forschungen und entwickelte 
sich im Laufe des 20. Jahrhunderts, insbesondere ab den 1960er Jahren zur größten außeruniversitären 
Forschungsinstitution Österreichs. Derzeit sind ca. 1.200 Personen an der ÖAW beschäftigt.

Diese strukturelle Verflechtung zwischen Gelehrtenversammlung und modernem Forschungsbetrieb stellt 
das größte Hindernis für eine zeitgemäße und demokratische Umstrukturierung der ÖAW dar. 

Die Organisation der Gesamtakademie
Die Gelehrtenversammlung ist ein selbstergänzendes Organ, d.h. die Mitglieder entscheiden über die 
Aufnahme neuer Mitglieder. Dies führt notwendigerweise zu einer Auswahl, die durch persönliche Net-
zwerke und fachliche Vorlieben geprägt ist. Die Sitzungen der Gelehrtenversammlung und ihre Protokolle 
sind vertraulich.

Alle leitenden Positionen der ÖAW werden aus den Reihen der wirklichen Mitglieder besetzt. Weder 
die MitarbeiterInnen noch die InstitutsdirektorInnen sind an Entscheidungen über die Gesamtakademie  

3 Monika Mokre und Florian Ruppenstein, Plattform “Rettet die Österreichische Akademie der Wissenschaften”
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beteiligt. Da manche InstitutsdirektorInnen Mitglieder der Gelehrtenversammlung sind, andere hingegen 
nicht, kommt es aufgrund der Vertraulichkeitsbestimmung für die Gelehrtenversammlung auch zu unter-
schiedlichen Informationsflüssen an die Institute.

Grundsätzlich ist die Gelehrtenversammlung in ihrer Gesamtheit das oberste Entscheidungsorgan der 
ÖAW. Im Jahr 2011 wurde aber ein 14-köpfiger Akademierat gegründet, der als Ausschuss der Gelehrten-
versammlung dient; damit werden zahlreiche Entscheidungen nicht mehr der Gesamtsitzung vorgelegt. 
Zugleich wurden die Rechte des vierköpfigen Präsidiums entscheidend gestärkt. 

Die Organisation des Forschungsbetriebs
Ebenso wie die Gelehrtenversammlung sind die Forschungseinrichtungen der ÖAW in zwei Klassen 
eingeteilt – die philosophisch-historische Klasse (die kultur- und sozialwissenschaftliche Disziplinen um-
fasst) und die mathematisch-naturwissenschaftliche Klasse. Während aber auf der Ebene der Gelehrten-
versammlung beide Klassen gleich viele Mitglieder umfassen, zeigt sich auf der Ebene der Forschun-
gseinrichtungen ein starkes Ungleichgewicht zugunsten der mathematisch-naturwissenschaftlichen 
Fächer. Dieses Ungleichgewicht liegt in erster Linie an der vergleichsweise sehr viel höheren Dotierung 
von drei GmbHs, die im Bereich der Life Sciences tätig sind. Auf diese Einrichtungen entfallen 31% des 
ÖAW-Budgets.

Die GmbHs haben aber nicht nur in Bezug auf ihr Budget eine Sonderstellung in der ÖAW. Die un-
terschiedliche Struktur führt etwa dazu, dass sie im Unterschied zu den Instituten nicht regelmäßig 
evaluiert werden müssen, sondern einem Aufsichtsrat unterstehen. Der Betriebsrat der ÖAW ist für die 
MitarbeiterInnen der GmbHs nicht zuständig; einen eigenen Betriebsrat gibt es dort nicht. Im Fall des 
Instituts für Molekulare Biotechnologie GmbH (IMBA) ist neben der ÖAW der Pharmakonzern Boehringer-
Ingelheim an der GmbH beteiligt, was zu einer problematischen Vermischung der Interessen öffentlicher 
ForschungsträgerInnen und privatwirtschaftlicher AkteurInnen führt.

Die aktuelle Situation
Im November 2011 wurde zwischen dem Bundesministerium für Wissenschaft und Forschung (BMWF) 
und dem Präsidium der ÖAW eine Leistungsvereinbarung abgeschlossen, die zu erheblichen realen Budg-
eteinbußen und damit zum Abbau von Stellen an der ÖAW führt. Dies ist insbesondere deshalb nötig, 
weil Rückzahlungen für einen ERP-Kredit fällig werden, der in den 1990er Jahren für den Bau des Bi-
ozentrums für zwei der GmbHs aufgenommen wurde. Bis 2011 erwartete das ÖAW-Präsidium, dass diese 
Zahlungen vom BMWF geleistet würden.

In dieser ausgesprochen prekären Situation kommt die problematische Struktur der ÖAW in besonders 
ungünstiger Form zum Tragen. Die Leistungsvereinbarung wurde vom Präsidium freihändig ausgehandelt, 
dann allerdings von der Gesamtsitzung bestätigt. Die MitarbeiterInnen waren in diesen Prozess überhaupt 
nicht involviert und erhielten auch erst nach der Unterzeichnung Informationen. Daraufhin wurde eine On-
line-Petition gegen die Kürzungspläne lanciert, die von mehr als 15.000 Personen unterzeichnet wurde,  
und die Plattform „Rettet die Österreichische Akademie der Wissenschaften“ gegründet. Diese Platt-
form organisierte am 19.12.2012 einen sehr erfolgreichen Aktionstag vor dem Hauptgebäude der ÖAW. 

Die Umsetzung der Leistungsvereinbarung sieht Budgetkürzungen für Einrichtungen, die Übertragung 
von Instituten an Universitäten (von der das größte Einsparungspotenzial erwartet wird) und eine ge-
nerelle Fokussierung der Tätigkeiten der ÖAW auf wenige Schwerpunkte vor. Im Hinblick auf diese Schw-
erpunkte werden die an der ÖAW verbleibenden Einrichtungen in zwei Gruppen eingeteilt, von denen 
die erste schwerpunktmäßig gefördert werden soll, während die Einrichtungen der zweiten Gruppe zwar 
erhalten, aber tendenziell gekürzt werden sollen.

Diese sogenannte „Reform- und Restrukturierungsplanung“ der ÖAW wird vom Präsidium betrieben. 
Dabei zeigt die Entwicklung über die letzten Monate, dass ein Gesamtkonzept fehlt und das Präsidium 
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ausgesprochen willkürlich agiert. So ist etwa die Zuordnung von Instituten zu den Schwerpunkten (und 
damit auch deren Aussicht auf künftige Finanzierung) teilweise nicht nachvollziehbar und wurde auch 
laufend geändert. Bei den Transfers an die Universitäten spielen Synergien eine viel geringe Rolle als die 
Möglichkeit von Ersparnissen.

Die anderen AkteurInnen an der ÖAW halten sich in dem Prozess sehr bedeckt. Der Akademierat muss 
der Planung zwar zustimmen, zeigt aber in den laufenden Verhandlungen wenig Engagement. Einzelne 
Mitglieder der Gelehrtenversammlung äußern immer wieder Kritik, die Mehrheit verhält sich aber auch 
hier passiv. Die MitarbeiterInnen engagieren sich hingegen laufend mit Alternativvorschlägen, werden 
aber vom Präsidium nicht ernst genommen. 

Abgesehen vom unmittelbaren Handlungsbedarf in Bezug auf eine sinnvolle, ausreichend dotierte und 
langfristige Restrukturierung der ÖAW macht diese Situation deutlich, dass es dringend nötig ist, die 
Entscheidungsstrukturen der ÖAW zu verändern. Die Plattform „Rettet die ÖAW“ fordert in diesem 
Zusammenhang:

•	 Institutionelle Verankerung von Mitspracherechten der MitarbeiterInnen der ÖAW:

•	 Aufnahme von MitarbeiterInnenvertreterInnen mit Stimmrecht in den Akademierat

•	 Zugang von MitarbeiterInnenvertreterInnen zu den Klassensitzungen und zur Gesamtsitzung

•	 Mitsprache- und Entscheidungskompetenzen für die MitarbeiterInnenvertreterInnen in den Insti-
tuten der ÖAW

•	 Anwesenheitsrecht aller Institutsdirektoren bei den Klassen- und Gesamtsitzungen

•	 Internationale Ausschreibung der Funktionen im Präsidium statt Besetzung durch Mitglieder der Gelehrten-
versammlung
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Anhang soziale Absicherung

Beschlusslage ÖH
Die aktuelle Beschlusslage der ÖH-Bundesvertretung besagt im Generellen (BV-Sitzung vom 01.04.2011):

„Die ÖH-Bundesvertretung möge daher auf die prekäre finanzielle Situation der Studierenden aufmerk-
sam machen und sich für eine soziale Absicherung Studierender einsetzen, die durch ihre Höhe sich-
erstellen soll, dass Studierende genügend Zeit für die Auseinandersetzung mit ihrem Studium haben 
und ihre Lebenserhaltungskosten im Sinne der Vermeidung von Armut abgedeckt werden, sowie dass 
Studierende sozial abgesichert sind.“

und als Fernziel im Konkreten (BV-Sitzung vom 07.12.2007):

„Daher fordert die ÖH Bundesvertretung: 
Die Einführung eines Grundstipendiums für (SchülerInnen und) StudentInnen in ausreichendem Um-
fang zur Existenzsicherung; Die Direkt-Auszahlung dieses Grundstipendiums nach Abschluss der Pfli-
chtschule, um die Selbstbestimmtheit der Bildungslaufbahn sicherzustellen; Die Gegenfinanzierung des 
Grundstipendiums mittels einer progressiv direkten Abgabe auf Vermögen als Mittel aktiver Umverteilung 
von oben nach unten.“

Mensenpreise

Studentenwerk München

Für Studierende (in Euro)

Tagesgericht 1 1,00

Tagesgericht 2 1,55

Tagesgericht 3 1,90

Tagesgericht 4 2,40

Beilagen:

Suppen 0,45

Stärkebeilagen 0,55

Sonstige Beilagen 0,55

Salatbuffet je 100g 0,70

Obst 0,50

Bio-/Aktionsgericht 1 1,55

…

Bio-/Aktionsgericht 10 4,50

Bio-/Aktionsbeilage 1 0,55

…

Bio-/Aktionsbeilage 4 1,00

http://www.studentenwerk-muenchen.de/mensa/unsere-preise/ [22.02.2012]

Tabelle 11: Mensenpreise der Hochschulen im Zuständigkeitsbereich des Studentenwerks München
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Hochschule für Wirtschaft und Recht (Berlin)

Für Studierende (in Euro)

Salatbuffet 1,00

Suppe 0,45

Veganes Hauptgericht 1,35

Vegetarisches Hauptgericht 1,25

Hauptgericht mit Fisch 1,35

Hauptgericht mit Fleisch 1,55

Beilagen 0,45-0,55

Dessert 0,45

http://www.studentenwerk-berlin.de/mensen/speiseplan/hwr/01.html [22.02.2012]

Tabelle 12: Mensenpreise der Hochschule für Wirtschaft und Recht (Berlin)

Die Sonderauswertung der Studierenden-Sozialerhebung 2009 des Instituts für Höhere Studien (IHS) 
findet sich auf der Website der ÖH: www.oeh.ac.at

Anhang Hochschulfinanzierung7

Potentielle Finanzierungsmöglichkeiten des Hochschulsektors 
Das österreichische Steuer- und Abgabensystem weißt eine Reihe von Lücken auf, deren Schließung zur 
Finanzierung des Hochschulsektors genutzt werden könnte. Als besonderes Beispiel dafür kann und muss 
die im internationalen Vergleich äußerst geringe Besteuerung von Vermögen und Vermögenseinkünften 
genannt werden. Darüber hinaus weist das österreichische Steuer- und Abgabensystem aber noch eine 
Reihe weiterer Schwachstellen auf, deren Behebung Potential zur Verbesserung der Finanzierungssitua-
tion aufweist. 

Während vermögensbezogene Steuern im Durchschnitt der Europäischen Union rund 1,8 Prozent des 
Bruttoinlandsproduktes zur Finanzierung öffentlicher Leistungen beitragen, sind es in Österreich nur rund 
0,6 Prozent. Allein eine Anhebung auf den internationalen Durchschnitt könnte demnach ein Aufkom-
men in der Höhe von über 3 Mrd. Euro generieren (OECD 2011, S.101). Neben der positiven fiskalpo-
litischen Wirkung haben vermögensbezogene Steuern noch zahlreiche weitere Vorteile gegenüber anderen 
Steuern- und Abgabenerhöhungen oder Leistungskürzungen auf der Ausgabenseite. Insbesondere ist hier 
die ungleiche Verteilung von Vermögen zu nennen, die eine der Hauptursachen der globalen Finanz- und 
Wirtschaftskrise darstellt und Österreich, wie viele andere Staaten erst vor enorme Finanzierungsschwier-
igkeiten gestellt hat (Vgl. Fitoussi und Stiglitz, 2009; Horn et al., 2009). In Österreich ist sowohl Immobil-
ien- als auch Geldvermögen extrem ungleich verteilt8 zehn Prozent der Haushalte entfallen 54 Prozent des 
Geldvermögens und allein mehr als die Hälfte davon (27%) entfallen auf  nur ein Prozent der Haushalte. Auf 
der anderen Seite verfügen zwei Drittel der Haushalte über gar kein nennenswertes Geldvermögen. Ähnlich  

7 Der Autor dieses Beitrags Josef Thoman studiert Sozial- und Wirtschaftswissenschaften im Doktorat an der Wirtschaftsu-
niversität Wien.  
8 OeNB-Geldvermögenserhebung 2004, OeNB-Immobilienvermögenserhebung 2008	
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ist es bei Immobilienbesitz: Hier entfällt 61 Prozent des gesamten Vermögens auf das reichste Zehntel. 
Sowohl Geld- als auch Immobilienvermögen ist damit deutlich ungleicher verteilt als Arbeitseinkommen. 
Der Gini-Koeffizient9, ein gängiges Verteilungsmaß, ist bei beiden Vermögensarten doppelt so hoch als 
bei den (Lohn-)Einkommen (Marterbauer et al., 2008; Guger et al,. 2009; Mooslechner et al 2009). Ein 
noch gravierenderes Bild zeigt sich bei der Verteilung von Erbschaften. Nur 20 Prozent der österreichis-
chen Haushalte erben Immobilienvermögen und zwei Prozent aller Haushalte vereinen rund 40 Prozent 
des gesamten Immobilienerbschafstaufkommen auf sich. (Andreasch et al 2010) Von der äußerst ger-
ingen bis fehlenden Besteuerung von Immobilien- und Geldvermögen profitieren also nur einige wenige, 
und diese in besonderem Ausmaß. Damit wird auch einem fundamentalen finanzwissenschaftlichen 
Prinzip, wonach jegliche Steuer an der Leistungsfähigkeit, also der individuellen Möglichkeit Steuern zu 
zahlen, anknüpfen sollte, nicht entsprochen. Dies gilt im Besonderen für Erbschaften und Schenkungen, 
wo ein enormes Einkommen erzielt wird, für das die oder der Begünstigte keine Leistung erbracht hat. 

Um die Realisierbarkeit und die Möglichkeiten einer stärkeren Besteuerung von Vermögen aufzuzeigen, 
soll hier im Folgenden als Beispiel die Besteuerung von Vermögen in der Schweiz10 erläutert werden: 

In der Schweiz tragen vermögensbezogene Steuern rund 2,2 Prozent des BIP zur Finanzierung des Staat-
shaushaltes bei. Mehr als die Hälfte dieses Aufkommens generiert dabei eine allgemeine Vermögen-
steuer. Sie wird dabei von den Steuerbehörden folgendermaßen begründet:

„Vermögensbesitz verleiht als solcher eine von seinem Ertrag weitgehend unabhängige Leistungsfähig-
keit; man denke beispielsweise an die Fälle, in denen die Existenz von finanziellen Reserven ihrem 
Eigentümer auf dem Arbeitsmarkt eine gesteigerte Angebotselastizität verleiht (mit entsprechend vorteil-
hafter Verhandlungsposition und, im Zweifel, günstigerem Verhandlungsresultat) oder jene, in denen der 
Vermögensbesitz die Voraussetzung für die Erlangung von (Produktiv-) Kredit überhaupt oder doch zu 
ökonomisch tragbaren Bedingungen ist.“ (Vereinigung der schweizerischen Steuerbehörden 2010, 8)

Steuerpflichtig sind alle natürlichen Personen, die ihren Wohnsitz in der Schweiz haben oder mit ihr 
wirtschaftliche Beziehungen pflegen. Die schweizerische Vermögenssteuer ist eine Reinvermögenssteuer, 
d.h. Schulden können vom Bruttovermögen abgezogen werden. Alle Vermögensteile werden zu ihrem 
Verkehrs- also Marktwert bewertet. Hausrat und persönliche Gebrauchsgegenstände sind von der Besteu-
erung ausgenommen. In 20 der 26 Kantone wird ein progressiver Steuersatz angewandt. Die Freibeträge 
betragen je nach Kanton und Familienstand 18.000 bis 300.000 Euro, der Steuersatz beträgt – eben-
falls - je nach Kanton fünf bis knapp neun Promille p.a. (Vgl. Berka/Thoman 2011).  

Auch im Bereich der Erbschafts- und Schenkungssteuer gibt es Modelle, die ein beträchtliches Aufkom-
men generieren und dabei sozial gerecht ausgestaltet sind, den Verwandtschaftsgrad berücksichtigen 
und Betriebsübernahmen nicht gefährden. Als Beispiel kann hier das Modell der Bundesarbeiterkammer 
genannt werden, dessen Steueraufkommen auf 300 bis 700 Mio. Euro€ beziffert wird: Steuergegenstand 
sind der Erwerb von Todes wegen, Schenkungen sowie die Dotierung von Privatstiftungen. Ähnlich wie bei 
der allgemeinen Schweizer Vermögenssteuer sindist der Hausrat sowie bewegliche Gegenstände bis in-
sgesamt Euro 10.000 Euro nicht steuerpflichtig. Euro 300.000 Euro bleiben aufgrund eines Freibetrages 
stets steuerfrei. Darüber setzt ein Steuersatz von zwei2% Prozent ein, der kontinuierlich auf 20% Prozent 
ansteigt, wobei jedoch nur Vermögensteile über Euro 10 Mio. Euro mit 20% Prozent besteuert werden. 
Für Verwandte 1. und 2. Grades (Ehegatten, geschiedene Ehegatten, Stiefkinder, Stiefeltern, Schwager, 
Schwägerin, Schwiegereltern, adoptierte Kinder, Lebensgefährten) wird stets nur der halbe Steuersatz, 
also zwei2% Prozent bis maximal zehn10% Prozent angewandt. Mit einem solchen System ist ein hoher 
Grad an generationenübergreifender und sozialer Gerechtigkeit gegeben. Um eine punktuelle Belastung 
von Vermögen zu vermeiden und eine reibungslose Übergabe von Betrieben zu garantieren soll darüber  
 
9 Der Gini-Koeffizient ist ein weit verbreitetes Konzentrationsmaß und stellt eine Kennziffer für das Ausmaß an Gleich-
heit oder Ungleichheit einer Verteilung dar. Ein Gini-Koeffizient von null bedeutet absolute Gleichverteilung, der Wert 1 
vollkommene Ungleichverteilung. Der Gini-Koeffizient knüpft direkt an die Lorenzkurve an, die die kumulierten Anteile des 
Gesamteinkommens im Vergleich zu den kumulierten Anteilen der EmpfängerInnen (beginnend mit der ärmsten Person 
bzw. dem ärmsten Haushalt) darstellt (aus Guger et al. 2009, S. 349).
10 Weitere Beispiele für Vermögensteuern die ein erhebliches Aufkommen erzielen finden sich in anderen europäischen 
Staaten, wie z.B. in Norwegen, Spanien und  Frankreich.
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hinaus die Möglichkeit der Steuerstundung geschaffen werden. Sie ermöglicht es die Steuerschuld über 
zehn Jahre in Raten zu entrichten (Arbeiterkammer 2007, Schratzenstaller et 
al 2007).

Neben einer allgemeinen Vermögensteuer und einer Erbschafts- und Schenkungssteuer gibt es im Bere-
ich des österreichischen Steuer- und Abgabensystems noch eine Reihe weiterer möglicher Maßnahmen, 
die die  Steuergerechtigkeit erhöhen würden und gleichzeitig ein erhebliches Aufkommenspotential auf-
weisen. Ein Beispiel liefert hier die Grundsteuer. Deren Bemessungsgrundlage, die sogenannten Einheits-
werte für Grundvermögen und Betriebsgrundstücke wurden zuletzt 1973 festgelegt und seither nur mehr 
sporadisch linear erhöht. Dementsprechend unterschätzen die Einheitswerte heute den tatsächlichen 
Wert um das Vier- bis Zehnfache (Schratzenstaller et al 2008). Eine Reform der Grundsteuer könnte de-
mentsprechend nicht nur wesentlich zum Steueraufkommen beitragen sondern würde zudem die horizon-
tale und vertikale Steuergerechtigkeit deutlich verbessern. Im Bereich der Einkommensteuer profitieren 
Bezieherinnen und Bezieher sehr hoher Einkommen überproportional stark von der begünstigten Besteu-
erung des 13. und 14. Monatsgehalts. Eine unbefristete Deckelung11 dieser Begünstigung würde nicht 
nur dem Leistungsfähigkeitsprinzip und der gewünschten Wirkung des progressiven Einkommensteuer-
systems entsprechen, sondern hätte zusätzliche ein erhebliches Aufkommenspotential. Eine Aufhebung 
der Höchstbeitragsgrundlage in der Krankenversicherung12 würde die regressive Wirkung der Sozialversi-
cherungsbeiträge verringern. Das Aufkommen daraus könnte dazu genutzt werden den Mitfinanzierungs-
bedarf der Spitäler (bzw. des wissenschaftlichen Personals) über das Hochschulbudget zu verringern. 
Ein weiteres Beispiel für eine Schwachstelle des österreichischen Steuer- und Abgabensystem liefert die 
deutlich zu breite Anwendung der Pauschalierung bei landwirtschaftlichen Erträgen. Sie gilt als verfas-
sungswidrig und benachteiligt zudem einkommensschwache Landwirte (vgl. Arbeiterkammer, 2011) Die 
Beschränkung der Pauschalierung auf Kleinbetriebe und die Einführung einer Gewinn- und Verlustrech-
nung würde für mehr horizontale (gegenüber ArbeitnehmerInnen / UnternehmerInnen) und vertikale Ger-
echtigkeit (zwischen Landwirten mit unterschiedlichen Einkommen) führen. Das Aufkommenspotential 
ist auch hier beträchtlich. Abschließend sind noch die steuerliche Absetzbarkeit von Managergehältern  
sowie die Börsenumsatzsteuer (als Übergangslösung bis zur Einführung der Finanztransaktionssteuer) als 
bekannte Beispiele für sinnvolle Maßnahmen mit erheblichem Aufkommenspotential zu nennen.

Steuer- und Abgabenaufkommen verschiedener Reformmaßnahmen in Millionen Euro:
Vermögensbezogene Steuern:

Allgemeine Vermögensteuer 750 - 1.500 

Erbschafts- und Schenkungssteuer 300 - 700 

Reform der Grundsteuer 300 - 500

Börsenumsatzsteuer 50 - 150

Weitere Maßnahmen:

Aufhebung der Höchstbemessungsgrundlage in der Krankenversicherung 630 - 670 

Deckelung der Begünstigung des 13./14. Monatsgehalts für Einkommen über 
100.000 €

180 - 200

Einführung einer Gewinn und Verlustrechnung

für Landwirte 250 - 400

Streichung Absetzbarkeit Managergehälter 30 - 40

Summe 2.490 bis 4.160

Tabelle 13: Steuer- und Aufgabenaufkommen verschiedener Reformmaßnahmen

11 Eine Deckelung der so genannten Sechstelbegünstigung erfolgt durch die geplante Solidarabgabe. Diese soll jedoch nur 
zeitlich befristet eingeführt werden.
12  Im Gegensatz zur Pensionsversicherung sind in der Krankenversicherung die Ausgaben weitgehend von der Gestaltung 
der Beitragsgrundlage unabhängig,  den Beiträgen stehen in der Regel reine Sachleistungen gegenüber.
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Entwicklung ordentliche Studierende
Studien-
jahr

ordentliche
Studierende

Änderung im Vergleich 
zum Vorjahr in % 

1970/71 53152 6,06%

1971/72 57930 8,99%

1972/73 64806 11,87%

1973/74 70878 9,37%

1974/75 75246 6,16%

1975/76 81324 8,08%

1976/77 87924 8,12%

1977/78 94386 7,35%

1978/79 101330 7,36%

1979/80 109121 7,69%

1980/81 115616 5,95%

1981/82 125505 8,55%

1982/83 133813 6,62%

1983/84 142159 6,24%

1984/85 151934 6,88%

1985/86 160904 5,90%

1986/87 168182 4,52%

1987/88 175510 4,36%

1988/89 179484 2,26%

1989/90 186149 3,71%

1990/91 193479 3,94%

1991/92 201874 4,34%

1992/93 205769 1,93%

1993/94 210639 2,37%

1994/95 216127 2,61%

1995/96 220341 1,95%

1996/97 220345 0,00%

1997/98 219162 -0,54%

1998/99 221067 0,87%

1999/00 227302 2,82%

Studien-
jahr

ordentliche
Studierende

Änderung im Vergleich 
zum Vorjahr in %

2000/01 227948 0,28%

2001/02 182805 -19,80%

2002/03 186226 1,87%

2003/04 192560 3,40%

2004/05 195763 1,66%

2005/06 203453 3,93%

2006/07 209416 2,93%

2007/08 217587 3,90%

2008/09 223562 2,75%

2009/10 255561 14,31%

2010/1113 265030 3,71%

2011/12 269203 1,57%

2012/13 274137 1,83%

2013/14 278684 1,66%

2014/15 281883 1,15%

2015/16 285496 1,28%

2016/17 288275 0,97%

2017/18 289492 0,42%

2018/19 290497 0,35%

2019/20 291180 0,24%

2020/21 291943 0,26%

2021/22 292637 0,24%

2022/23 293299 0,23%

2023/24 294041 0,25%

2024/25 294723 0,23%

2025/26 295654 0,32%

2026/27 296719 0,36%

2027/28 297939 0,41%

2028/29 298818 0,30%

2029/30 300105 0,43%

Quelle: Statistik Austria, Hochschulplanungsprognose 2012

Tabelle 14: Steuer- und Aufgabenaufkommen verschiedener Reformmaßnahmen

13 Der Prognosewert der ordentlichen Studierenden für 2010-2030 wurde mittels Wert der Studierenden (inklusive außer-
ordentliche Studierende) aus der Planungsprognose der Statistik Austria minus Zahl der außerordentlichen Studierenden 
2010 (=19055, Statistik Austria 2010) errechnet.
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Entwicklung Universitätsbudget 2000-2010
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